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GZ lädt zum Breitband-Forum
Am 10. November 2016 lädt die Bayerische Gemeinde-

Zeitung zum 4. Bayerischen Breitbandforum in die ESKARA-
Arena in Essenbach ein. Ziel ist es, den Besuchern aus Kom-
munen und Behörden Lösungsmöglichkeiten und Handlungs-
spielräume für die optimale Internetanbindung aufzuzeigen und
Kontakte zu Dienstleistern und Netzbetreibern herzustellen.

Hochkarätige Referenten erläutern die Problemstellung und
technische Umsetzungsbeispiele sowie juristische Fachfragen;
ebenso erörtert werden Finanzierungsmöglichkeiten des Breit-
bandausbaus in Bayerns Städten und Gemeinden. 

Für Besucher aus Kommunalpolitik, kommunalen Verwal-
tungen, kommunalen Spitzenverbänden, kommunalpolitischen
Verbänden, Behörden und Ministerien ist die Teilnahme am
Breitbandforum kostenfrei.  
Mehr Infos unter: www.bayerisches-breitbandforum.de

Vormerken!

10. Nov. 

2016

Um den Nachwuchs in der
Verwaltung macht sich der
Bürgermeister wenig Sorgen.
Zwar ist der Staat als Arbeit-
geber weniger cool und dyna-
misch als manch großes Un-
ternehmen. Doch hat das auch
Vorteile: Niemand zwingt die
Beamten in „Shared Space“
Büros und auch die langfristi-
ge Sicherheit des Arbeitsplat-
zes spielt eine Rolle. Seite 15

Präsidiumssitzung des Deutschen Städtetags:

CETA und 
Integration

Das Freihandelsabkommen CETA und die Integrati-
onshilfen des Bundes standen auf der Agenda einer
Präsidiumssitzung des Deutschen Städtetags in Bre-
men. Dabei forderten die deutschen Städte Bund und
EU unter anderem auf, beim Freihandelsabkommen
CETA sicherzustellen, dass die hohe Qualität der öf-
fentlichen Daseinsvorsorge in kommunaler Verant-
wortung geschützt wird. 

Grundsätzlich unterstützen die
Städte die Ziele von Freihandels-
abkommen, Handelshemmnisse
abzubauen, Investitionsbedingun-
gen für Unternehmen zu verbes-
sern sowie mittels vereinbarter
Standards Auswirkungen der
Globalisierung fairer zu gestalten.

Daseinsvorsorge

Wie der Vizepräsident des Deut-
schen Städtetages, Nürnbergs
Oberbürgermeister Dr. Ulrich Ma-
ly erläuterte, „begrüßen die Städte
grundsätzlich, dass die wirtschaft-
liche Zusammenarbeit mit ande-
ren Staaten ausgebaut werden soll.
Denn dies kann auch die wirt-
schaftliche Stärke Deutschlands
unterstützen. Der Deutsche Städte-
tag setzt sich allerdings seit lan-
gem dafür ein, dass die kommuna-

le Daseinsvorsorge in Freihandels-
abkommen explizit ausgenommen
wird – darunter insbesondere die
nicht liberalisierten Bereiche, wie
die öffentliche Wasserversorgung
und Abwasserentsorgung, die Be-
reiche Abfall und ÖPNV, soziale
Dienstleistungen sowie alle Lei-
stungen der öffentlichen Daseins-
vorsorge im Kulturbereich. Die
Bürgerinnen und Bürger vertrauen
darauf, dass diese öffentlichen
Dienstleistungen durch demokra-
tisch legitimierte kommunale Ver-
tretungskörperschaften gesteuert
und kontrolliert werden. Das ist
beim Handelsabkommen CETA
derzeit noch nicht vollständig gesi-
chert.“

Im Frei- han-
dels- a b -
kom-
men 

dungsbereich zulässt. Dies gilt
auch für neue Dienstleistungen,
egal ob digital oder analog er-
bracht.

Schutzklauseln

Daher reiche der allgemeine
Schutzvorbehalt für öffentliche
Versorgungsleistungen in Annex
II des Abkommens nicht aus, be-
tonte Maly: „Die Städte fordern,
dass Schutzklauseln für die Da-
seinsvorsorge in einer Negativli-
ste rechtlich eindeutig gefasst sein
müssen, um als Ausnahme von
den Liberalisierungsverpflichtun-
gen zu gelten. Das müssen die
Vertragsparteien noch verbindlich
vereinbaren. Wir wollen das Risi-
ko für ungewollte Privatisierung
durch die Hintertür ausschließen
sowie die Option der Kommunen
für die Rekommunalisierung von
öffentlichen Dienstleistungen um-
fassend absichern.“

Beschaffungswesen

Erfreulich seien die vorgesehe-
nen Regelungen zum öffentlichen
Beschaffungswesen. Zum einen
würde der kanadische Beschaf-
fungsmarkt auch für deutsche, ge-
rade mittelständische Unterneh-
men geöffnet. Zum anderen wird
an den Festlegungen des europäi-
schen und nationalen Vergabe-
rechts nicht gerüttelt, die Rege-
lungen zur Inhouse-Vergabe und
zur interkommunalen Zusam-
menarbeit werden also nicht in
Frage gestellt.

Investitionsschutz

Der Deutsche Städtetag er-
kennt an, dass beim Thema Inve-
stitionsschutz durch die bisheri-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Joachim Herrmann feierte 60. Geburtstag:

„Arbeiten in Verantwortung
vor Gott und den Menschen“

Benefiz für „Sternstunden“
Die Geburtstagsfeier war eine „Sternstunde“ und zu-
dem gab es 60.000 Euro fürdie „Aktion Sternstunden“ –
einen Tausender pro Lebensjahr spendeten die Gäste
anlässlich des 60. Geburtstags von Innenminister Joa-
chim Herrmann am 21. September. Ermöglicht wurde
das Ganze durch ein Benefiz-Konzert des Polizeior-
chesters Bayern und die nachdrückliche Vorgabe des
Jubilars, auf eventuell zugedachte Geschenke zu Guns-
ten der „Sternstunden“ zu verzichten.

Der CSU-Politiker hat bewie-
sen, dass eine Geburtstagfeier
auch ohne lange Begrüßungsli-
sten („alle 800 Gäste sind be-
grüßenswert“) und Laudationes

auskommen kann – auf seinen
ausdrücklichen Wunsch hin wur-
de ebenso darauf verzichtet, wie
auf einen Rückblick. Lediglich
anhand einer Foto-Präsentation

während eines vom Polizeiorche-
ster zusammengestellten Medleys
aus sechs Jahrzehnten, bestehend
aus Joachim Herrmanns Lieb-
lingsmelodien, erinnerte an den
Werdegang des Jubilars.

Viele Spender

Joachim Herrmann sah „kein-
erlei Anlass zur Rückschau“, sei
er doch „mittendrin in der Arbeit“
und habe „noch viel vor“. Er er-
gänzte: „Ich will weiterhin ein-
fach nur meine Arbeit machen in
Verantwortung vor Gott und den
Menschen“. Sein Dank galt vor
allem den Polizeibeamten mit
Landespolizeipräsident Dr. Wil-
helm Schmidbauer an der Spitze,
allen Hilfs- und Rettungsorgani-
sationen, und natürlich dem Or-
chester, den Ausrichtern der Ver-
anstaltung und den vielen Spen-
dern: „Danke dafür, dass Sie auch
an Kinder denken, denen es nicht
so gut geht, wie es mir in meiner
Jugend ergangen ist“.

Leise Töne

Professor Johann Mösenbich-
ler, Chefdirigent des Polizeior-
chesters, bot mit seiner Truppe
ein anspruchsvolles und ab-

(Fortsetzung auf Seite 4)

CETA wird auf die von den Kom-
munen favorisierte Positivliste
verzichtet. Durch eine Positivliste
würden alle Aufgabenbereiche ex-
plizit benannt, die unter das Han-
delsabkommen fallen. Die öffent-
liche Daseinsvorsorge könnte da-
mit komplett in einfacher Weise
ausgenommen werden. 

Negativliste

Dagegen wird bei CETA eine
Negativliste verwendet, es wer-
den also Bereiche benannt, auf
die das Abkommen nicht zutref-
fen soll. Genannt werden hier
„public utilities“, was in der deut-
schen Sprachfassung mit „Öffent-
liche Versorgungsleistungen“
übersetzt wird. Damit wird ein
Begriff gewählt, der weder im
deutschen Vergabe- noch im Bei-
hilferecht verwendet wird und so-
mit Interpretationen zum Anwen-

Öffentliche Verwaltung:

Gemeinsam 
gegen Korruption 

Fachtagung der Bayerischen Akademie für Verwaltungsmanagement in Augsburg

Immer wieder werden Korruptionsskandale aufge-
deckt. Und immer wieder sind die Verantwortlichen
und Betroffenen, aber auch die Öffentlichkeit, über-
rascht vom Ausmaß der Vorgänge. Das Bewusstsein
für Compliance und die Notwendigkeit für Korrupti-
onsvorsorge sind in den meisten Behördenleitungen
vorhanden. Regelungen alleine reichen jedoch bei wei-
tem nicht aus, um bei allen Beschäftigten das Bewusst-
sein für Korruptionsgefährdung zu stärken und ein
korrektes Verhalten zu erzielen. Es muss gelingen, eine
Verwaltungskultur zu etablieren, die jeglichem kor-
rupten Verhalten einen Riegel vorschiebt. 

Auf einer Fachtagung der
Bayerischen Akademie für Ver-
waltungsmanagement in Augs-
burg gaben Experten anhand kon-
kreter Praxisbeispiele und auf-
grund langjähriger Erfahrungen
mit dem Thema Korruptions-
prävention gute Lösungsideen
mit auf den Weg. Angefangen
vom Anti-Korruptionskonzept
über die Möglichkeiten eines
Self-Audits bis hin zur IT-Com-
pliance wurden spannende The-
men ausgewählt.

Laut Prof. Dr. Thomas Schwartz,
Universität Augsburg, fordert
wirksames und nachhaltiges Com-

pliance-Management von den
Verantwortlichen, selbst glaub-
würdig und transparent vorzule-
ben, was für die Gesamtorganisa-
tion gefordert wird. 

Freiräume müssen bleiben

Dabei werden sich Spannungen
und Dilemma-Situationen nicht
vermeiden lassen. Sie sind einer-
seits Ausdruck der Tatsache, dass
dort, wo echt menschliche Hand-
lungen vollzogen werden stets
auch Freiheitsräume bleiben müs-
sen – andernfalls handeln nicht
mehr Menschen, sondern „Robo-

ter“; zum anderen sind sie Zeichen
dafür, dass sich Werte wandeln
können – und zwar nicht nur ge-
sellschaftlich und organisational,
sondern auch biographisch. 

Führungsaufgabe

Was bedeutet das für die Com-
pliance? Compliance als Führungs-
aufgabe kann aus ethischer Per-
spektive nicht auf rechtliche und or-
ganisationale Regelungsmechanis-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Scheckübergabe in der Erlanger Heinrich-Lades-Halle, von links:
Chefdirigent Professor Johann Mösenbichler, Landtagspräsiden-
tin Barbara Stamm, Staatsminister Joachim Herrmann und 
Thomas Jansing, Geschäftsführer und Initiator der „Aktion
Sternstunden“. 
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Bürgermeister 
Ludwig Prögler

93464 Tiefenbach
am 6.10.

Bürgermeister 
Karl-Heinz Fitz

91710 Gunzenhausen
am 11.10.

Bürgermeister 
Georg Fleischmann

94239 Gotteszell
am 30.9.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Hermann Duschl

94107 Untergriesbach
am 3.10.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Wolfgang Eurisch
87640 Biessenhofen

am 4.10.
Landrat Elmar Stegmann

88131 Lindau
am 4.10.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Wilhelm Wagenpfeil
94544 Hofkirchen

am 8.10.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Friedrich Käßmeyer

89353 Glött
am 2.10.

Bürgermeister 
Anton Winkler

89432 Binswangen
am 6.10.

Bürgermeister Bernhard Sammiller
85104 Pförring

am 11.10.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Hans Wagmann

94140 Ering
am 1.10.

Bürgermeister 
Dr. Dietmar Gruchmann

85748 Garching
am 2.10.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Gemeinsames Statement der Ministerinnen Aigner und Scharf:

Naturtourismus ist 
eine Chance für Bayern

Wettbewerb „Modellregion Naturtourismus“ von StMUV und StMWi gestartet 

Naturtourismus liegt im Trend. Das erkennt
man schon daran, dass die Deutsche Zentrale für
Tourismus ihr Jahresthema 2016 unter das Mot-

to „Faszination Natururlaub“ gestellt hat. Auch
laut Marktforschung sind für die Mehrheit der
Deutschen intakte Landschaft und Natur wichti-
ge Kriterien für die Auswahl ihres Urlaubsziels. 

Bayern bietet optimale Voraussetzungen für
Natururlaub. Ob Berge, Wiesen oder Wälder,
Flüsse oder Seen – in allen bayerischen Regio-
nen gibt es Orte, die zur Erholung in der Natur
einladen. Unter anderem kann man in 18 Natur-
parken und zwei Nationalparks die Natur ge-
nießen, erkunden und entdecken. Auch die tou-
ristischen Angebote sind reich gesät und bieten
etwas für jeden: für Aktivurlauber, für Familien
mit Kindern oder für Wellness-Fans. 

Diese Angebote gilt es zu erhalten und weiter
auszubauen. Dabei wollen wir einen touristischen
Mehrwert schaffen und gleichzeitig der Verant-
wortung für wertvolle Landschaften und die Na-
tur gerecht werden. Denn intakte Landschaften
sind das Kapital des naturnahen Tourismus. 

Am besten schaffen wir das, in dem alle Be-
teiligten vor Ort zusammen arbeiten – Gemein-
den und Landkreise, Vereine und (Tourismus-)
Verbände, Naturschutz, Freizeitsportler und vie-
le mehr. Um eine solche Zusammenarbeit wei-

ter zu fördern und ihre Möglichkeiten auszubau-
en, hat das Bayerische Umweltministerium in
Kooperation mit dem Bayerischen Wirtschafts-
ministerium den „Wettbewerb Modellregion
Naturtourismus“ gestartet. Für eine Förderung
als „Modellregion Naturtourismus“ können sich
alle bayerischen Gemeinden, Gemeindeverbün-
de und Landkreise bewerben. Voraussetzung ist
die Kooperation mit mindestens drei weiteren
Einrichtungen oder Trägern, z. B. Tourismus-
verbänden, Naturparken, Umweltstationen, Um-
weltbildungseinrichtungen, Regionalmarketing-
initiativen, Museen oder Vereinen zur Förde-
rung des Umwelt- und Naturschutzes. Gemein-
sam sollen sie naturtouristische Konzepte ent-
wickeln und umsetzen. 

Eine Jury unter dem Vorsitz von Staatsminis-
terin Ulrike Scharf wird dann drei Regionen
auswählen, deren Projekt im Rahmen der för-
derrechtlichen Vorgaben jeweils mit bis zu
70.000 Euro gefördert wird. Initiative vor Ort ist
gefragt; nicht nur vor dem rechtlichen Hinter-
grund sollen die Teilnehmer daher beachten,
dass eine Förderung immer die Erbringung ei-
nes Eigenanteils von mindestens 20 % voraus-
setzt. 

Nähere Informationen sowie die Wettbewerbs-
unterlagen finden Sie unter www.natururlaub.
bayern.de. Wir freuen uns auf viele spannende
Beiträge und Kooperationen vor Ort, die neue
Impulse für den Naturtourismus in Bayern ge-
ben. Die drei Wettbewerbssieger werden dann
im Rahmen eines Fachkongresses am 5. Juli
2017 ausgezeichnet. 

Ilse Aigner Ulrike Scharf

Feuerwehren fit für
die Zukunft machen

Innenminister Joachim Herrmann plant Änderung des Feuerwehrgesetzes
Das Bayerische Feuerwehrrecht soll an die geänderten gesell-
schaftlichen und demografischen Rahmenbedingungen angepasst
werden. Dies hat die Staatsregierung auf Vorschlag von Innenmi-
nister Joachim Herrmann jüngst beschlossen. Dazu legte der Mi-
nister dem Kabinett einen entsprechenden Gesetzentwurf vor, der
u.a. auch die Stärkung der kommunalen Zusammenarbeit im
Feuerwehrwesen, die Entlastung der Kreisbrandräte sowie Mög-
lichkeiten der Inklusion vorsieht. Des weiteren sollen die Freiwil-
ligen Feuerwehren zukunftsfähig gemacht werden.

Laut Herrmann leisten derzeit
ca. 320.000 Menschen aktiven
Feuerwehrdienst, wobei mehr als
310.000 ehrenamtlich tätig seien.
Ohne diese Ehrenamtlichen ließe
sich das hohe Sicherheitsniveau
in Bayern nicht aufrecht erhalten.
Deshalb bräuchten die Freiwilli-
gen Feuerwehren unbedingt aus-
reichenden Nachwuchs. Zur Rea-
lisierung schaffe man daher für
die Gemeinden die Möglichkeit,
mit Kinderfeuerwehren schon
frühzeitig Heranwachsende an
die kommunalen Feuerwehren
heranzuführen. Dort würden sie
altersgerecht mit den Tätigkeiten
der Feuerwehr vertraut gemacht.

Zusammenarbeit

Darüber hinaus will der Innen-
minister auch die kommunale Zu-
sammenarbeit im Feuerwesen
weiter fördern. In diesem Sinne

werde die Gesetzesnovelle die
Möglichkeiten kommunaler Ko-
operation erweitern, um so Syner-
gieeffekte beim Brandschutz so-
wie beim technischen Hilfsdienst
besser zu nutzen. Zudem sei auch
Inklusion für die Feuerwehr ein
wichtiges Thema, erklärte Herr-
mann. Denn auch Menschen mit
geistigen oder körperlichen Be-
hinderungen könnten in Freiwilli-
gen Feuerwehren wertvolle Dien-
ste leisten, etwa als Ausbilder
oder psychologische Betreuer.
Weiterhin könnten künftig bei
Bedarf sog. Fach-Kreisbrandin-
spektoren die Kreisbrandräte bei
ihren vielfältigen Fachaufgaben
unterstützen und entlasten.

Know-How der Älteren

Schließlich soll der aktive Feu-
erwehrdienst nicht mehr wie bis-
her zwingend mit dem 63. Le-

bensjahr enden, sondern bis zur
Vollendung des 65. Lebensjahres
möglich sein. Denn das „Know-
how“ der älteren Feuerwehrler
aus jahrzehntelanger Praxis sei
unschätzbar, betonte Herrmann.
Dieses ungeheure Potenzial müs-
se man nutzen. Mit unserem neu-
en Feuerwehrrecht machen wir
unsere Freiwilligen Feuerwehren
fit für die Zukunft“, erklärte der
Minister abschließend.

Deutliches Zeichen

Die Verbände haben jetzt die
Gelegenheit, zu den Änderungen
im Feuerwehrgesetz Stellung zu
nehmen. Der Vorsitzende des
Bayerischen Feuerwehrverbands,
Alfons Weinzierl, forderte seitens
der Politik ein deutliches Zeichen
für die Feuerwehr. Es müsse
Übungsbetriebe am Wochenende
und in Ferienzeiten sowie Aus-
bildungen am jeweiligen Stan-
dort und E-Learning-Möglich-
keiten geben. Johann Eitzenber-
ger vom Feuerwehrverband in
Oberbayern verlangte mehr Un-
terstützung vom Freistaat. Darü-
ber hinaus benötige man drin-
gend mehr Aktive in den örtli-
chen Feuerwehren. rm

Landtagswahl 2018:

Neue Stimmkreiseinteilung wegen
veränderter Einwohnerzahlen

Staatsregierung legt Landtag Stimmkreisbericht vor

Aufgrund gestiegener Einwohnerzahlen in Oberbayern muss
nach den geltenden rechtlichen Vorgaben bei der nächsten Land-
tagswahl in 2018 die Zahl der zu wählenden Abgeordneten im
größten Regierungsbezirk von 60 auf 61 erhöht werden. Hingegen
reduziert sich im Regierungsbezirk Unterfranken entsprechend
seinem Bevölkerungsanteil die Zahl derAbgeordnetensitze von 20
auf 19. Dies sind die wesentlichen Änderungen, über die Innenmi-
nister Joachim Herrmann nach Anhörung der Landtagsfraktio-
nen und der Landesverbände der im Landtag und im Deutschen
Bundestag vertretenen Parteien jüngst informierte.

Zugrunde lag ein entsprechen-
der Bericht der Staatsregierung,
den der Bayerische Ministerrat
jetzt dem Landtag vorgelegt hat.
Demzufolge schlägt die Staatsre-
gierung die Bildung eines neuen
Stimmkreises in der Landes-
hauptstadt München vor. Anson-
sten seien weder in Oberbayern
noch in anderen Regierungsbezir-
ken weitergehende Änderungen
bei der Stimmkreiseinteilung not-
wendig.

Durch gesetzliche Vorgabe ist

die Staatsregierung verpflichtet,
36 Monate nach einer Landtags-
wahl über Entwicklung und Ver-
änderung der Einwohnerzahlen in
den Wahl- und Stimmkreisen zu
berichten. 

Landeswahlgesetz

Vorschläge zur Veränderung
der Zahl der auf die Wahlkreise
bzw. Regierungsbezirke entfal-
lenden Abgeordnetensitze und
zur Änderung der Stimmkreisein-

teilung aufgrund veränderter Ein-
wohnerzahlen müssen in dem
Bericht enthalten sein. Die Ände-
rung der Mandatsverteilung zwi-
schen den Wahlkreisen sowie Än-

derungen im Zuschnitt der
Stimmkreise müssen im Landes-
wahlgesetz verankert werden.
Darüber entscheidet der Landtag
im Rahmen eines Gesetzge-
bungsverfahrens. rm

Bayerische 
Klimabörse

Angelehnt an die Idee des Crowd-Funding wurde die Bayerische
Klimabörse entwickelt. Diese Website soll allen gesellschaftlichen
Gruppen vom Privat-Bürger bis zum Unternehmen die Möglich-
keit bieten, sich unmittelbar an Maßnahmen zum Klimaschutz in
Bayern zu beteiligen. Die Partner der Bayerischen Klima-Allianz
und deren Mitglieder sind exklusiv dazu berechtigt ihre Klima-
schutz-Projekte in die Spendenplattform einzutragen.

Bedingung für ein Projekt ist,
dass der Projektträger entweder
selbst Klima-Allianz-Partner ist
oder als Mitgliedsorganisation 
in Absprache mit dem Klima-
Allianz-Partner tätig ist und somit
ein geeigneter Klimaschutzbezug
vorliegt. 

Spendenabsichtserklärungen

Die Freischaltung der Projekte
erfolgt durch das Bayerische Um-
weltministerium. Nach Freischal-
tung ist es jeder Rechtsperson
möglich, eine Spendenabsichtser-
klärung abzugeben. Sind genü-
gend Spendenabsichtserklärungen
für ein Projekt eingegangen, kann
der Projektträger die Spenden-
sammlung schließen und zur Zah-
lung aufrufen. 

So bietet die Bayerische Kli-
mabörse allen gesellschaftlichen
Gruppen vom Privat-Bürger bis
zum Unternehmen die Möglich-
keit, sich unmittelbar an Maßnah-
men zum Klimaschutz in Bayern
zu beteiligen.

Geeignete Projekte für die
Bayerische Klimabörse sollten
sich an folgenden Kriterien orien-
tieren:
 Projekte von allgemeinem In-
teresse und Nutzen (z.B. eine Fas-
sadenbegrünung – diese ist zwar
„nur“ lokal sichtbar, kann aber als
Vorbild für andere dienen). 

 Die Gesamtkosten bzw. die
benötigte Spendensumme sollten
nicht zu hoch angesetzt werden.

 Inhaltliche Abgeschlossenheit
(z.B. Umstellung eines öffentli-
chen Gebäudes auf LED-Be-
leuchtung).
 Ein Anreiz/Gegenwert für die
Spender könnte die Spendenbe-
reitschaft ggf. erhöhen (z.B. Nen-
nung auf einer Spendertafel am
Objekt). 
 Lokale/Regionale Projekte
verstärken möglicherweise die
Identifikation der Spender mit
dem Projekt (z.B. Anlage eines
Schulgartens).
 Vorteilhaft könnten ggf. auch
Projekte sein, die ohnehin durch-
geführt werden und durch die
Spenden erweitert werden können
(z.B. Anlage eines Radweges; mit
den zusätzlichen Spenden könnte
ggf. noch ein Klimaschutz-Lehr-
pfad finanziert werden).
 Zusätzliche Bewerbung der
Plattform/des Projektes über eige-

ne Kanäle der Projektträger (Ho-
mepage, Facebook, Mitglieder-
zeitschrift o.ä.).

Spenden-Handbuch

Um einen reibungslosen Ablauf
der Spendensammlung zu ge-
währleisten, werden Kommunen
darauf hingewiesen, die „Hand-
lungsempfehlungen für den Um-
gang mit Spenden, Schenkungen
und ähnlichen Zuwendungen für
kommunale/gemeinnützige
Zwecke vom Bayerischen Staats-
ministerium des Innern gemein-
sam erarbeitet mit dem Bayeri-
schen Staatsministerium der Justiz
und den kommunalen Spitzenver-
bänden in Bayern (Anlage zum
IMS vom 27. Oktober 2008)“ zu
beachten.
Weitere Informationen unter:
klimaboerse@stmuv.bayern.de

Grundsteinlegung für das Sudetendeutsche Museum in München:

„Wichtiger Baustein 
unserer Vertriebenenpolitik“

„Der Bau des Sudetendeutschen Museums ist für mich ein Her-
zensanliegen“, so Ministerpräsident Horst Seehofer anlässlich der
Grundsteinlegung für das Sudetendeutsche Museum jüngst in
München. 

Seehofer weiter: „Mit voller
Überzeugung habe ich den Bau
des Sudetendeutschen Museums
zum wichtigen Baustein unserer
Vertriebenenpolitik gemacht. Das
kulturelle Erbe der Sudetendeut-
schen, der großartige Beitrag, den
sie zum Aufstieg Bayerns vom
Agrarland zum Vorzeigeland in
Deutschland geleistet haben, aber
auch mit welcher Kraft und
menschlicher Größe sie das
Schicksal der Vertreibung gemei-
stert haben – all das wollen wir
gerade für die jungen Menschen
und künftige Generationen be-
wahren.“

Zentrum für Kulturpflege

Zusammen mit dem angren-
zenden Sudetendeutschen Haus

und dem Haus des Deutschen
Ostens soll das Museum zum
neuen Zentrum für die Kultur-
pflege der deutschen Heimatver-
triebenen werden.

Ort der Erinnerung 
und der Begegnung

Seehofer: „Das Sudetendeut-
sche Museum soll Maßstäbe set-
zen als Ort der Erinnerung und
der Begegnung. Und dazu gehört
auch der Dialog mit unseren
tschechischen Nachbarn. Das
bayerisch-tschechische Verhältnis
ist heute entspannt und gutnach-
barschaftlich. Und dazu haben
auch die Sudetendeutschen viel
beigetragen, die trotz ihrer Ver-
treibungsgeschichte immer wie-
der den Kontakt und den Aus-

tausch mit den Menschen in der
alten Heimat gesucht haben.
Auch deswegen lautet die Bot-
schaft des Museums: Gestalten
wir aus der Kenntnis unserer Ver-
gangenheit verantwortungsvoll
unsere Zukunft!“

Fertigstellung in 2018

Ministerpräsident Seehofer hat
die Errichtung des Sudetendeut-
schen Museums von Beginn an in
sein Regierungsprogramm aufge-
nommen. Die Fertigstellung ist
bis 2018 geplant. Träger des Mu-
seums ist die Sudetendeutsche
Stiftung. Der Freistaat Bayern
stellt für die Errichtung des Mu-
seums insgesamt 20 Millionen
Euro zur Verfügung und unter-
stützt den laufenden Betrieb des
Museums mit jährlich einer Mil-
lion Euro. Der Bund beteiligt sich
am Bau mit bis zu 10 Millionen
Euro. 
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

die Schaffung von bezahlba-
rem Wohnraum war das zen-
trale Thema bei der Vollver-
sammlung des Bayerischen
Städtetags in Memmingen.
Das Problem: Die staatliche
Wohnungsbaupolitik ist nicht
stringent von diesem Ziel her
gedacht. Sie wird gebremst
durch vielerlei technische, öko-
logische, planerische, steuer-
und finanzpolitische Restrik-
tionen. Daraus resultiert eine
in sich widersprüchliche Politik. Staatliche Woh-
nungsbaupolitik konterkariert sich selbst. 

Drei Beispiele: Nach Zahlen der „Arbeitsge-
meinschaft für zeitgemäßes Bauen“ sind seit
dem Jahr 2000 die Bauwerkskosten – haupt-

sächlich bedingt durch die Energieeinsparver-
ordnung (EnEV) – um 36 Prozent gestiegen. Al-
lein durch die EnEV 2016 werden weitere 
7 Prozent draufgepackt. Dazu kommen kosten-
treibende Anforderungen wie Barrierefreiheit,
Brand- und Schallschutz. Wer glaubt, kosten-
günstiger Wohnraum (Mieten von 6 bis 8 Euro/
qm) sei mit solchen Regulierungen zu schaffen,
sollte einen Grundkurs in Immobilienwirtschaft
belegen. 

Zur Baulandmobilisierung und als Strategie
gegen Bodenversiegelung wird Nachverdich-
tung propagiert. Wegen der hohen Immobilien-
preise in den Innenstädten können sich aber nur
Besserverdienende diese Form der Baulandent-
wicklung noch leisten. Gebot der Stunde wäre
die Schaffung neuen Baurechts in Stadtrand-
lagen oder auf Brachflächen. Das aber ruft ei-
nen komplexen Umwelt-, Arten- und Natur-
schutz auf den Plan. Die Frage sei erlaubt, ob
es Ergebnis einer angemessenen Abwägung
sein kann, wenn wegen einer kleinen Kröten-

Population die Schaffung von
100 Wohnungen um ein Jahr
verzögert wird oder die Um-
siedlung von 1.000 Eidechsen
sechsstellige ökologische Aus-
gleichsinvestitionen erfordert. 

Die neue Immobilienkredit-
Richtlinie bewirkt, dass Durch-
schnittsverdiener und Rentner
ein Eigenheim oder dessen Re-
novierung nicht mehr finanzie-
ren können – u.a. weil, anders
als z.B. in Österreich, der Wert
einer Immobilie nicht mit ange-
setzt werden darf. Ein bürokra-
tischer Knieschuss, der ohne

Not dringend notwendige private Investitionen in
den Wohnungsbau hemmt. 

Wenn die Bundes- und Landespolitik sich
nicht wieder auf die ordnungspolitischen Wur-
zeln der Wohnungsbaupolitik besinnt, bleiben
alle Versuche, die Bautätigkeit anzukurbeln,
Stückwerk. Aus guten Gründen war in den 
Anfangsjahren der Bundesrepublik, als die
Grundsätze der Sozialen Marktwirtschaft noch
hoch gehalten wurden, Wohnungsbaupolitik im-
mer auch Eigentumspolitik. Dieser Aspekt ist mit
den zahlreichen Wohnungsbauprogrammen, die
sich an Staat und Kommunen selbst adressieren,
weitgehend aus dem Blickfeld geraten. 

Wer glaubt, primär der Staat könne den Woh-
nungsmangel in Deutschland lösen, wird schei-
tern. Es braucht private Investoren. Sie wurden
durch die Abschaffung von Eigenheimzulage und
Baukindergeld sowie der degressiven Abschrei-
bung, durch viele kleine steuerrechtliche Ver-
schlechterungen und durch das Mietrecht von In-
vestitionen in den Wohnungsmarkt nachhaltig
abgeschreckt. Das rächt sich jetzt. Diese investi-
tionsfeindlichen Regulierungen wieder zurückzu-
nehmen muss der eigentliche Dreh- und Angel-
punkt einer zielorientierten Wohnungsbaupolitik
sein. Nur so werden eine nachhaltige Ausweitung
des Wohnraumangebots und die Erhöhung der
im europäischen Vergleich erheblich unterdurch-
schnittlichen Wohneigentumsquote in Deutsch-
land gelingen. 

Ihre Gabriele Bauer
Oberbürgermeisterin der Stadt Rosenheim

KolumneGZ Gabriele Bauer

Zielorientierte 
Wohnungsbaupolitik

Landesnetzwerk MigraNet:

Integration 
durch Qualifizierung

Enge Zusammenarbeit mit den Kommunen
Integration beginnt am Arbeitsplatz. Damit berufliche Integration
von Menschen mit Migrationshintergrund gelingt, arbeitet Mi-
graNet - das IQ Landesnetzwerk Bayern eng mit den relevanten
Akteuren im Freistaat zusammen. Dazu zählen neben kleinen und
mittleren Unternehmen sowie Arbeitsverwaltungsbehörden ins-
besondere die Kommunen, wie Anne Güller-Frey (MigraNet
Transnationale Koordination) im Gespräch mit der Bayerischen
GemeindeZeitung erläuterte.

MigraNet besteht seit Juli 2005
und wurde zunächst über die EU
mit dem Ziel finanziert,  „gegen
Ungleichheiten auf dem Arbeits-
markt tätig zu werden“, so Gül-
ler-Frey, „denn Tatsache ist, dass
Menschen mit Migrationshinter-
grund doppelt so häufig von Ar-
beitslosigkeit betroffen sind wie
die einheimische Bevölkerung“.
Innerhalb des Netzwerks entstand
bis Ende 2007 eine Vielzahl von
Beratungs- und Weiterqualifizie-
rungsmaßnahmen. Seit Januar
2008 wird das Netzwerk unter der
Bezeichnung Kompetenzzentrum
MigraNet vom Bundesministeri-
um für Arbeit und Soziales und
dem Europäischen Sozialfonds
für Deutschland als Teil des bun-
desweiten Netzwerks „Integrati-
on durch Qualifizierung“ (IQ) ge-
fördert. Die Koordination des IQ-
Landesnetzwerk Bayern liegt bei
Tür an Tür Integrationsprojekte
gGmbH mit Sitz in Augsburg.

Modulkoffer

„Zielgruppe in unserem Pro-
gramm sind erwachsene Men-
schen ab 25 Jahren mit Migrati-
onshintergrund“, betonte Güller-
Frey. Aktuell sei man bayernweit
mit 54 Projekten vernetzt und an
verschiedenen Standorten vertre-
ten - schwerpunktmäßig in Augs-
burg, München und Nürnberg. Zu
den Partnern von MigraNet zähl-
ten unter anderem die Volkshoch-
schulen, Bundesagenturen für Ar-
beit und Jobcenter, Handwerks-
kammern sowie Industrie- und
Handelskammern. 

Erst kürzlich sei MigraNet mit
dem Landratsamt Sonthofen in
Kooperation getreten. Gemein-
sam mit der Bertelsmann-Stiftung
werde ein sog. Modulkoffer mit
Handlungsempfehlungen entste-
hen, wie es der Kommune gelin-
gen kann, Flüchtlinge besser in
den Arbeitsmarkt zu integrieren. 

Vielfalt in der Gesellschaft

Ohnehin komme den Städten
und Gemeinden in der Einwande-
rungsgesellschaft eine ganz be-
sondere Verantwortung zu, stellte
Güller-Frey fest. Als Arbeitgeber
und Produzenten von Dienstlei-
stungen seien sie verpflichtet, mit
Vielfalt in der Gesellschaft umzu-
gehen. Die Begleitung von Orga-
nisationsprozessen innerhalb der
Institutionen sowie die Durch-
führung von Informationsveran-
staltungen und interkulturellen
Schulungen, speziell für kommu-
nale Mitarbeiter, zählten zu jenen
Aufgaben, mit denen u.a. die Re-
ferate für Wirtschaftsförderung
und die kommunalen Integrati-
onsbeauftragten betraut seien.
Verschiedentlich gebe es bereits
Anfragen einzelner Kommunen,
Schulungen und Trainings inter-
kultureller Art anzubieten.

„Unsere Erfahrung zeigt, dass
Menschen, die aus anderen Län-
dern zu uns kommen,   nicht über
unsere Netzwerke verfügen“, ur-
teilte Güller-Frey. In punkto Job-
suche seien sie weit weniger qua-
lifiziert. Hinzu kämen wichtige
Faktoren wie Sprache sowie
rechtliche, möglicherweise noch
zu klärende Rahmenbedingungen
wie Aufenthalt oder Arbeitser-
laubnis. „Dies sind oftmals Punk-
te, die sich in einem sehr langen
Prozess abspielen.“   

Apropos Sprache: Für Migra-
Net ist es wichtig darauf zu 
achten, dass berufsbezogene
Deutschkurse angeboten wer-
den. Hier gebe es noch eine Viel-
zahl von Handlungsoptionen,
meinte Güller-Frey auch mit
Blick auf unternehmerisches
Engagement wie der möglichen
Finanzierung eines Sprachkurses
für fachbezogenes Deutsch.

Alltagsguide als App

An die Zielgruppe Flüchtlin-
ge, aber auch an Kommunen und
Ehrenamtliche, richtet sich eine
neue mobile App und Informati-
onsplattform namens „Inte-
great“, die von Tür an Tür und
dem Sozialreferat der Stadt
Augsburg in Zusammenarbeit
mit der TU München entwickelt
wurde. Die Software dieses En-
de vergangenen Jahres in Augs-
burg gestartete „Alltagsguides“
steht als Open-Source-Pro-
gramm jeder Stadt und Gemein-
de kostenlos zur Verfügung. Die

Handy-Anwendung bietet Infor-
mationen in fünf Sprachen.

Orientierung

„Integreat“ baut auf der Er-
kenntnis auf, dass Menschen sich
an einem neuen Ort erst einmal
orientieren müssen, bevor sie sich
integrieren können. Zwar verfü-
gen etwa 70 % aller flüchtenden
Menschen in Augsburg über ein
Android Smartphone, jedoch hat-
te in der Vergangenheit nahezu
keiner von ihnen eine mobile Da-
tenflatrate, um auch außerhalb
von öffentlichen Hotspots auf In-
formationen von z.B. Websites
zuzugreifen. 

Beratungsgespräche

Ein weiterer Vorteil dieses
dynamischen Systems: Infor-
mationen und Veranstaltungen
diverser Augsburger Projekte,
Initiativen und Vereine können
in einem zentralen System zu-
sammengetragen werden und
beispielsweise auch in Bera-
tungsgesprächen gedruckt oder
weiterverwendet werden. 

Ansprechpartnerin in Augsburg
für Informationen zu diesem
ganzheitlichen Serviceökosystem
ist Julia Hüther (julia.huether@
augsburg.de). DK

Zukunftskongress Migration & Integration in Berlin:

Fördern 
und fordern

Europäische Lösung in deutschem Interesse
Bereits zum zweiten Mal fand in diesem Jahr der Zukunftskon-
gress Migration & Integration statt. Im Mittelpunkt standen ne-
ben Fragen der Verfahrensbeschleunigung und der Optimierung
der betroffenen IT-Strukturen zwischen Bund, Ländern und
Kommunen vor allem Fragen der Wertevermittlung, des Ehren-
amtes, der Unterbringung, Stadtplanung und des sozialen Woh-
nungsbaus, der Ausbildung sowie der Eingliederung in den Ar-
beitsmarkt. 

Angesichts der vielen dringli-
chen und praktischen Fragen, die
die Flüchtlingssituation für Kom-
munen, Länder und Bund auf-
wirft, diente der Zukunftskon-
gress Migration & Integration
einmal mehr insbesondere Prakti-
kern als neutrale und übergreifen-
de Plattform, um einen lösungso-
rientierten Erfahrungsaustausch
sowie die Formulierung von Än-
derungs- und Handlungswün-
schen an die Politik zu ermögli-
chen. Die Tagung stellte die ver-
waltungspraktischen Fragen in
den Mittelpunkt ihrer Betrachtun-
gen. Vorrangiges Ziel war es, 
diejenigen Antworten auf die
„Flüchtlingsfrage“ zu geben, die
den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt in Deutschland fördern
und sichern. 

Verbales Abrüsten

Vor Vertretern aus Politik, Ver-
waltung, Wirtschaft und Zivilge-
sellschaft forderte Bundesinnen-
minister de Maizière in seiner
Keynote ein „verbales Abrüsten“
in der Integrationsdebatte. Eine
hysterische Sprache werde den
Problemen nicht gerecht und hel-
fe nicht bei Bewältigung der Pro-
bleme. De Maizière verwies auf
Begriffe wie „Staatsversagen“
oder „Unrechtsstaat“. Es gelte,
wieder zu Maß und Mitte in der
Debatte zu finden.

Zugleich forderte er, nicht nur
über Instrumente, sondern mehr
über Ziele für gelingende Inte-
gration zu sprechen. Die nach
Deutschland gekommenen Men-

schen müssten sich zu Gesell-
schaft und Staat zugehörig fühlen
– auch jenseits von Arbeit, Spra-
che und Gesetzestreue.

Realismus und Geduld

„Ankommen braucht Zeit“ und
nicht alle Träume würden wahr,
mahnte De Maizière und forderte
Neugier, Realismus und Geduld -
ohne dies funktioniere Integration
nicht. Der Bundesinnenminister
wies in dem Zusammenhang auf
die große Bedeutung von Religi-
on bei der Integration der Flücht-
linge hin. „Wir haben die Bedeu-
tung von Religion unterschätzt -
auch bei uns.“ Er rief dazu auf,
sich mit den eigenen religiösen
Wurzeln zu beschäftigen, um dar-
über auch ein besseres Verständ-
nis für Flüchtlinge zu entwickeln
und mit ihnen ins Gespräch zu
kommen. 

Säkuläres Deutschland

Im säkulären Deutschland sei
für viele die christliche Erzählung
nicht mehr so wichtig. Für zahl-
reiche Menschen aus anderen
Teilen der Welt nehme die Bedeu-
tung von Religion aber nicht ab.
De Maizière sagte, niemand müs-
se religiös werden oder in die Kir-
che gehen. Kenntnis von Glauben
und Religion schade aber keinem.

Zugleich hob er hervor, dass
auch die Muslime eine Verant-
wortung für das Verständnis zwi-
schen Flüchtlingen und einheimi-
scher Bevölkerung hätten. „Die
Integration der Flüchtlinge ist für

die in Deutschland lebenden Mus-
lime eine Riesenchance“, erklärte
de Maizière insbesondere mit
Blick auf die Moscheevereine.
Beteiligten sie sich daran nicht,
werde es für sie schwieriger, Ver-
ständnis dazuzugewinnen.

Grenzziehungen

Zudem betonte der Minister,
dass nicht alle Ausprägungen an-
derer Religionen toleriert werden
könnten. Er nannte als Beispiele
die Verheiratung von Kindern, die
Weigerung, Frauen die Hand zu
geben oder von ihnen Essen an-
zunehmen. Es gelte, soziale
Grundlagen aufzuzeigen und Tra-
ditionen zu formulieren. Grenz-
ziehungen vorzunehmen, sei
wichtig für den Zusammenhalt
der Gesellschaft. 

Rückführungen

Laut de Maizière kann Integra-
tion nur gelingen, wenn klar ist,
auf wen sie sich bezieht. Daher
müssten Menschen ohne Bleibe-
perspektive unser Land auch wie-
der verlassen. Rückführungshin-
dernisse müssten konsequent be-
seitigt werden.

EuropäischerAnsatz

Der europäische Ansatz für die
Lösung der Flüchtlingskrise liege
auch im deutschen Interesse, so
der Minister. Darum bemühe sich
die Bundesregierung, ohne natio-
nale Interessen aufzugeben. Ei-
nen egoistisch-nationalen Ansatz
lehnte er ab. Die Integration der
schutzberechtigten Flüchtlinge
sei eine historische Aufgabe. Wir
sollten sie mit dem „Gefühl der
Stärke und des Selbstbewusst-
seins angehen – nicht mit Verun-
sicherung“, schloss de Maizière. 

Diverse Best-Practice-Dialoge,
Zukunftswerkstätten bzw. Zu-
kunftsdialoge sowie Zukunfts-
foren zeichneten sich in der Folge
dadurch aus, dass nicht nur der
Status quo gezeigt, sondern vor

allem auch Perspektiven für eine
gelungene Integration diskutiert
wurden.

Wohnsitzzuweisung

Der Stand der Vernetzung zwi-
schen Bund, Ländern und Kom-
munen stand ebenso auf der
Agenda wie die Frage, ob und
wie das politische Instrument der
Wohnsitzzuweisung nunmehr
praktisch zum Nutzen der ge-
samten Gesellschaft eingesetzt
werden kann. Erörtert wurden
darüber hinaus steuerliche Fall-
stricke bei der Flüchtlingsbetreu-
ung durch öffentliche Einrich-
tungen. Zudem wurde die trans-
parente digitale Beschaffung in

turbulenten Zeiten anhand von
Best Practice Beispielen öffentli-
cher Verwaltungen anschaulich
erläutert. 

ProaktiverAnsatz

Bei der Steuerung von Integra-
tion und der Entwicklung von In-
tegrationsmaßnahmen setzt die
KGSt auf einen proaktiven An-
satz. Die richtige Kommunikati-
on spielt dabei eine entscheidende
Rolle. In der Veranstaltung ent-
wickelten die Teilnehmer anhand
der Methode „Design Thinking“
schließlich Lösungsideen für eine
zielgerichtete und effektive Kom-
munikation in der kommunalen
Praxis. DK

Auflösung der
VG Odelzhausen

Ministerrat beschließt Gesetzentwurf
Die Verwaltungsgemeinschaft Odelzhausen soll aufgelöst werden.
Dadurch werden Sulzemoos, Pfaffenhofen an der Glonn sowie
Odelzhausen selbständige Gemeinden. So sieht es ein vom Mini-
sterrat  auf den Weg gebrachter Gesetzesentwurf vor.

Innenminister Joachim Herr-
mann erklärte, mit dem Gesetz-
entwurf sei man den Anträgen der
Gemeinden Sulzemoos und Pfaf-
fenhofen an der Glonn gefolgt. 

Leistungsfähigkeit

Voraussetzung für die Entlas-
sung aus einer Verwaltungsge-
meinschaft sei die dauerhaft aus-
reichende Leistungsfähigkeit ei-
ner Gemeinde, d.h. sie müsse ei-
ne eigene Verwaltung aufbauen
und erhalten können. Zu berück-
sichtigen sei hierbei auch die Si-
tuation der anderen betroffenen
Kommunen. Eine wichtige Rolle
bei der Bewertung spielten eben-
so die Bürgernähe, die Erhöhung
von Effektivität und Wirtschaft-
lichkeit in der Verwaltung sowie
die Stärkung des kommunalen

Selbstverwaltungsrechts. Die drei
Mitgliedsgemeinden der Verwal-
tungsgemeinschaft aus dem
Landkreis Dachau hätten die Auf-
lösung einstimmig befürwortet,
betonte der Innenminister.

Einzelfälle

Seit der Gemeindegebietsre-
form in den 1970er Jahren sei es
lediglich in Einzelfällen zu Ände-
rungen der kommunalen Gliede-
rung des Staatsgebietes gekom-
men, von 1979 bis 2012 neun
Mal. In nahezu allen Fällen habe
es sich um Anträge auf Entlas-
sung aus und Auflösung von Ver-
waltungsgemeinschaften gehan-
delt, erläuterte Minister Herr-
mann. Über den aktuellen Ge-
setzentwurf muss nun der Land-
tag entscheiden. rm



KOMMUNALE PRAXIS4 GZ29. 09. 2016

(Fortsetzung von Seite 1)
gen Verhandlungen deutliche
Verbesserungen erreicht wurden.
Inzwischen ist vorgesehen, ein
Investitionsgericht einzusetzen,
das mit unabhängigen und quali-
fizierten Schiedsrichtern besetzt
werden soll und eine Berufungs-
möglichkeit bietet. Zudem sind
die Möglichkeiten limitiert, sich
an das Investitionsgericht zu
wenden. Dennoch sollten nach
Auffassung der Städte die Bun-
desregierung, der Bundestag und
das europäische Parlament im
weiteren Ratifizierungsprozess
prüfen, ob die Unabhängigkeit
der Richter tatsächlich sicherge-
stellt ist. Darüber hinaus müsse
klargestellt werden, dass die im
Abkommen vereinbarten Diskri-
minierungstatbestände, die zur
Klage von Investoren führen
könnten, nicht für öffentliche
Dienstleistungen gelten.

Positiv bewerten die Städte,
dass sich das Abkommen aus-
drücklich für eine nachhaltige
Entwicklung und die jeweils gül-
tigen Schutzstandards ausspricht.
Damit werden die national und
europäisch geltenden Schutzstan-
dards insbesondere für den Um-
weltbereich durch CETA nicht in
Frage gestellt. Wichtig sei aller-
dings, dass dieser Schutz auch für
untergesetzliche Standardsetzun-
gen, beispielsweise durch die
Kommunen und die technischen
Regelwerke, vollumfassend gilt.

„Die Bundesregierung hat
deutlich gemacht, dass das ge-
plante Freihandelsabkommen
CETA auch durch die nationalen
Parlamente und damit vom Deut-
schen Bundestag beraten werden
muss. Das sieht der Deutsche
Städtetag genauso. Deshalb darf
der Bund gegenüber der EU auf
keinen Fall einer vorläufigen An-
wendung von CETAin Bezug auf
die Regelungen für die öffentli-
che Daseinsvorsorge und zum In-
vestorenschutz zustimmen. Denn
diese fallen in nationale Zustän-
digkeiten“, unterstrich der Vize-
präsident abschließend.

Ferner fordert der Deutsche
Städtetag die Länder auf, einen
angemessenen Teil der Bundes-
mittel für die Integration mög-
lichst schnell an die Kommunen
weiterzugeben. Das sei nach der
Einigung zwischen Bund und

(Fortsetzung von Seite 1)
wechslungsreiches musikalisches
Programm, von Leonard Bern-
stein über Johann und Richard
Strauß bis hin zum abschließen-
den Dixieland Jam – stehende
Ovationen galten nicht nur dem
Jubilar, sondern auch den Inter-
preten. „Was für ein Tag“, rief
Mösenbichler in seiner kurzen
Ansprache aus, bevor er einen ei-
gens für Herrmann komponierten
und intonierten Geburtstags-
marsch anstimmte. Den Jubilar
beschrieb er mit den Worten: „Er
brilliert mit leisen Tönen und ge-
fühlvollem Handeln“.

Der Spendenscheck im Groß-
format wurde übergeben an Tho-
mas Jansing, Geschäftsführer der
Aktion Sternstunden, der das von
Joachim Herrmann ausgegebene
Motto „Spenden statt Schenken“
ebenso hervorhob, wie die Tatsa-
che, dass alle Spendengelder der
vom Bayerischen Rundfunk und
vielen Sponsoren getragenen Akti-
on zu 100 Prozent an Kinder in Not
gehen. Mit dabei war Landtagsprä-
sidentin Barbara Stamm, auch Lan-
desvorsitzende der Lebenshilfe.

Zuvor hatte die CSU-Land-
tagsfraktion mit ihm gefeiert.
Vorsitzender Thomas Kreuzer:
„Du stehst wie kein Zweiter für
Sicherheit und Stärke“. Er erin-
nerte an die Jahre, als Herrmann
„die Fraktion hervorragend führ-
te“. Musikalisch begleitet wurde
das Fest vom fränkischen Blech-
bläserquintett „Ächd Bläch“.

In den Medien wurde Joachim

(Fortsetzung von Seite 1)
men beschränkt bzw. eingegrenzt
werden, so Schwartz. Es genüge
nicht, Prozesse zu organisieren,
Aufgaben effektiv zu delegieren,
deren Umsetzung zu kontrollieren
und gerichtsfest zu dokumentie-
ren. Recht verstandenes Compli-
ance-Management versuche nicht
allein die Einhaltung von externen
und internen Regeln zu gewährlei-
sten (Legalität), sondern werde
sich immer auch um die morali-
sche Akzeptanz solcher Regeln
und Regelungsmechanismen
durch die von ihnen betroffenen
Gruppen und Einzelpersonen
mühen (Legitimität). „Die Verbin-
dung von Legalität und Legiti-
mität immer aufs Neue zu gewähr-
leisten, ist ein wesentlicher Inhalt
von Führung aus (wirtschafts-)
ethischer Perspektive. Deshalb
ist Compliance Führungsauf-
gabe“, unterstrich Schwartz. 

Wie Klaus Kokol und Ralf
Kriesemer berichteten, hat im
Jahr 2013 der Rat der Stadt Neuss
ein Antikorruptionskonzept zur
Kenntnis genommen. Da dieses
auch außerhalb der Verwaltung
große Beachtung fand, wurde ei-
ne zweite Auflage präsentiert, in
die das derzeit geltende Korrupti-
onsbekämpfungsgesetz, der Flyer
Antikorruption und die Aus-
führungen zur Verwaltungsethik
neu aufgenommen wurden.

Prävention

„Die Aufdeckung einiger Kor-
ruptionsfälle in unserer Verwal-
tung hat deutlich gemacht, dass
Korruption nicht nur ein Problem
der Anderen ist“, betonten Kokol
und Kriesemer. Opfer sei letzt-
endlich die Allgemeinheit, die die
finanziellen Lasten der Korruption
zu tragen hat. Viel schwerer als der
monetäre Schaden wiege freilich
der Vertrauensverlust in die Inte-
grität der Stadt Neuss und ihrer
Mitarbeiter.

Im Rahmen der Korruptions-

Ländern über die Integrationsko-
sten im Sommer nun der nächste
wichtige Schritt. Denn nach der
Erstaufnahme von Flüchtlingen
habe sich der Schwerpunkt in den
Städten auf die Integration der
Menschen mit Bleibeperspektive
verlagert. 

Integrationspauschalen

Laut der Präsidentin des Deut-
schen Städtetages, Oberbürger-
meisterin Dr. Eva Lohse (Lud-
wigshafen) stellen sich die Städte
der Integrationsaufgabe und brin-
gen ebenso ihr Engagement wie
ihre jahrzehntelange integrations-
politische Erfahrung ein. Wie
schnell und gut Integration ge-
lingt, hänge jedoch auch davon
ab, ob genügend Geld dort an-
kommt, wo die Integrationsarbeit
stattfindet – in den Städten. „Des-
halb appellieren wir an die Län-
der, ihren Kommunen zügig ei-
nen angemessenen Teil der zwei
Milliarden Euro weiterzugeben,
die der Bund den Ländern als In-
tegrationspauschale jeweils in
den Jahren 2016, 2017 und 2018
bereitstellt. Die Integration ist ei-
ne große Herausforderung und
führt in den Städten zu Mehraus-
gaben, beispielsweise durch den
Ausbau von Kinderbetreuung
und Schulen oder den Wohnungs-
bau. Mehrkosten entstehen nicht
zuletzt wegen des Bedarfs an
Dolmetschern und Sozialpädago-
gen in den Schulen.“

Begrüßt wird vom Deutschen
Städtetag die vom Bund mit dem
Integrationsgesetz neu geschaffe-
ne Möglichkeit der Wohnsitzauf-
lage. Die auf drei Jahre befristete
Verpflichtung, den Wohnsitz im
Bundesland der Erstzuweisung
für das Asylverfahren zu nehmen
und die Möglichkeit für die Län-
der, landesinterne Verteilregelun-
gen zu erlassen, halten die Städte
für notwendig, um die Integra-
tionsleistungen für anerkannte
Flüchtlinge, Asylberechtigte und
vorübergehend Schutzberechtig-
te, die für ihren Lebensunterhalt
auf Sozialleistungen angewiesen
sind, besser zu steuern und die In-
tegrationsaufgaben gleichmäßi-
ger auf Städte und ländliche Ge-
biete zu verteilen.

Wie die Verbandspräsidentin
hervorhob, „wollen wir auf der

einen Seite die Integration der
Menschen in die Stadtgesell-
schaft fördern. Auf der anderen
Seite dürfen wir Städte und Bal-
lungsräume mit der Integrations-
aufgabe nicht überfordern. Des-
halb ist es gut, dass die Wohn-
sitzauflage im Integrationsgesetz
enthalten ist und Städten hilft,
soziale Brennpunkte zu vermei-
den. Allerdings setzen bisher
nicht alle Länder, in denen Städ-
te besonders belastet sind, dieses
Instrument durch eigene Rege-
lungen um.“

Wo Städte besonders viele Inte-
grationsaufgaben zu schultern ha-
ben, sollten die Länder von der
Möglichkeit Gebrauch machen,
Menschen einen Wohnsitz zuzu-
weisen bzw. bestimmte Städte
auszunehmen, wenn dies zur ver-
besserten Integration erforderlich
ist. Länderspezifische Regelun-
gen könnten zum Beispiel die 
Situation am örtlichen Arbeits-
und Wohnungsmarkt berücksich-
tigen. Denn nicht nur in Städten,
sondern auch in ländlichen Ge-
bieten gebe es Arbeitsplätze und
Integrationschancen.

Härtefallregeln

Der Deutsche Städtetag hält
außerdem Ausführungsbestim-
mungen der Länder für erforder-
lich, damit die kommunalen Aus-
länderbehörden besser entschei-
den können, wie Ausnahme- und
Härtefallregeln für Flüchtlinge
und Asylberechtigte angewandt
werden, die nach dem 1. Januar
2016 ihren Wohnsitz außerhalb
des Bundeslandes genommen ha-
ben, in dem ihr Aufnahmeverfah-
ren stattgefunden hat. Die Städte
begrüßen, dass Bund und Länder
hierzu Grundsätze entwickeln,
um zu einem einheitlichen Vorge-
hen der Behörden beizutragen.
Sollte die Anwendung der Aus-
nahme- und Härtefallregelungen
dazu führen, dass eine Vielzahl
von anerkannten Flüchtlingen
entgegen der Erstzuweisung an
einem Wohnort ihrer Wahl blei-
ben, müssten die zusätzlichen Be-
lastungen der Städte ausgeglichen
werden. Dazu sollten Städte, die
bereits mehr Flüchtlinge aufge-
nommen haben, in Zukunft eine
geringere Zahl zugewiesen be-
kommen, so der Städtetag. DK

CETA und Integration...

Herrmann anlässlich seines run-
den Geburtstages als „Demuts-
verweigerer“ vor Oberen und
„Pflichtmensch“ zugleich be-
schrieben. Andere nannten ihn ei-
nen „besonnenen Krisenmanager,
kompromisslos bei der Inneren
Sicherheit“ und dennoch kein
„Scharfmacher“, oder „Sicher-
heitsminister Nr. 1“.

Spitze der Verwaltung

Joachim Herrmann ist verhei-
ratet und Vater von drei Kindern.
Er ist Oberstleutnant der Reserve
und Bezirksvorsitzender der
CSU-Mittelfranken. Seit 1994 ist
er Mitglied des Bayerischen
Landtags und seit 2007 Bayeri-
scher Staatsminister des Innern,
für Bau und Verkehr. Er steht an
der Spitze der inneren Verwal-
tung Bayerns und ist damit auch
für die Städte, Landkreise und
Gemeinden mit sieben Regierun-
gen, 96 Kreisverwaltungsbehör-
den (Landratsämter und Kreis-
freie Städte) zuständig, ebenso für
die Staatsbauverwaltung mit der
Obersten Baubehörde, zwei Au-
tobahndirektionen und 22 staatli-
chen Bauämtern. Ihm unterstehen
die Bayerische Landespolizei und
der Verfassungsschutz. Außer-
dem führt er die oberste Dienst-
aufsicht über das Landesamt für
Statistik und Datenverarbeitung,
die Landesanwaltschaft Bayern,
die Bayerische Versorgungskam-
mer und drei staatliche Feuer-
wehrschulen. 

Arbeiten in...

prävention verfolgt die Stadt ei-
nen ganzheitlichen Ansatz mit
den Elementen Aufklärung,
Prävention und Kontrolle. Alle
Elemente finden sich - in unter-
schiedlicher Ausprägung - in die-
sem Antikorruptionskonzept wie-
der. Das Konzept selbst gliedert
sich in einen allgemeinen Teil mit
Erläuterungen zum Thema und
einen speziellen Teil mit den
wichtigsten Vorschriften. 

Damit ist das Antikorruptions-
konzept als ein Kompendium al-
ler Vorschriften und Hilfestellun-
gen zum Thema Antikorruption
zu sehen und soll, über seine Ein-
zelmaßnahmen hinaus, einen
Beitrag im Rahmen der städti-
schen Korruptionsprävention und 
-bekämpfung leisten.

Nulltoleranz-Strategie

Die Stadt Neuss verfolgt eine
Nulltoleranz-Strategie. Insbeson-
dere die Nulltoleranz bei der An-
nahme von Geschenken und Be-
lohnungen mag vereinzelt als
kleinlich und nicht nachvollzieh-
bar empfunden werden, so die
Referenten. Jedoch sei es wichtig,
„dass nach innen und außen klar
dokumentiert wird, dass Korrup-
tion bei uns keinen Spielraum
hat“. Hierdurch soll das Vertrauen
in die Stadt Neuss und damit in
das uneigennützige, unvoreinge-
nommene und objektive Handeln
und Verhalten ihrer Bediensteten
und der Mitglieder der politischen
Gremien gestärkt werden.

Checkliste für
„Self-Audits“

Eine Checkliste für „Self-Au-
dits“ zur Korruptionsprävention
in Kommunen präsentierte
Rechtsanwalt Dr. Helmut Brocke.
Die Checkliste soll dazu dienen,
besonders korruptionsgefährdete
Bereiche zu erkennen. Ziel ist es,
Kommunen bei der Analyse und
Vermeidung von möglichen Kor-

ruptionsrisiken zu unterstützen.
Grundlage sind staatliche Anti-
korruptionsgesetze, Leitfäden
und Richtlinien von Kommunen
und Hinweise der Vereinigung
der örtlichen Rechnungsprüfun-
gen in Nordrhein-Westfalen.

Fragebögen

Die Checklisten-Fragen zu kor-
ruptionspräventiven Themen sind
den typischerweise betroffenen
Organisationseinheiten innerhalb
einer Kommune zugeordnet,
nämlich: Kommunalvertretung,
Verwaltungsleitung, Korruptions-
gefährdete Arbeitsgebiete, Innen-
revision/Rechnungsprüfung, kom-
munale Unternehmen.

Kommunalvertretung

„Kommunalvertretung“ steht
hier für die Vertretung der Bür-
gerschaft in der Kommune und
heißt in Bundesländern auch
Stadtrat, Kreistag, Stadtverordne-
tenversammlung, Kreisversamm-
lung, Bürgerschaft, Marktge-
meinderat oder Abgeordneten-
haus. Mit „Verwaltungsleitung“
werden Oberbürgermeister, Bür-
germeister, Landräte, haupt- und
ehrenamtliche Stadträte, Beige-
ordnete, Dezernenten, Magi-
stratsmitglieder oder vergleichba-
re Ämter und Funktionen be-
zeichnet.

Auftragsvergabe

Zu den korruptionsgefährdeten
Arbeitsgebieten gehören Brocke
zufolge Bereiche der Kommu-
nalverwaltung, die erfahrungs-
gemäß besondere Anfälligkeiten
aufweisen, wie die Vergabe von
Aufträgen, Zuwendungen, Ertei-
lung von Genehmigungen, Li-
zenzen und Konzessionen, die
Erhebung und Festsetzung von
Steuern, Abgaben und Gebühren
und interne Informationen zu-
gänglich sind. DK

Gemeinsam gegen Korruption ...

Industriebericht Bayern 2016:

Positive Entwicklung 
in allen Regierungsbezirken

Wirtschaftsministerin Ilse Aigner blickt optimistisch in die Zukunft
Die Industrie ist eine der tragenden Säulen der bayerischen Wirt-
schaft. Gemessen an der Bruttowertschöpfung trägt das Verar-
beitende Gewerbe in Bayern mit einem Anteil von 27,4 % am
stärksten zur Bruttowertschöpfung bei, gefolgt von den Sektoren
Finanzierung, Vermietung und Unternehmensdienstleistung mit
25,9 % und Handel, Verkehr, Gastgewerbe und IT mit 20,1 %. Im
Vergleich zu Deutschland (22,6 %) fällt der Industriebesatz in
Bayern gemessen an der Bruttowertschöpfung deutlich höher aus,
wie der Industriebericht Bayern 2016 darlegt.

Mit einem Anteil an den Er-
werbstätigen von 20,6 % hält die
Industrie hinter dem Sektor der
öffentlichen und privaten Dienst-
leister (28,4 %) und dem Sektor
Handel, Verkehr, Gastgewerbe
und IKT (25,6 %) kontinuierlich
den dritten Platz. Zugleich liegt
der Beschäftigtenanteil im Verar-
beitenden Gewerbe Bayerns auch
2015 deutlich über dem gesamt-
deutschen Anteil von 17,5 %. Der
Freistaat weist damit eine deutlich
stärkere industrielle Prägung als
Deutschland auf und gehört bun-
desweit zu den industriellen Zen-
tren. Im Vergleich der Bundeslän-
der weist einzig Baden-Württem-
berg mit einem Anteil des Verar-
beitenden Gewerbes von 24,5 %
einen deutlich höheren Beschäf-
tigtenanteil auf. Das Saarland und
Thüringen liegen mit 20,9 % auf
bayerischem Niveau. 

Kraftfahrzeugbau

Der größte Anteil an Beschäf-
tigten im Freistaat entfiel dabei
auf den Maschinenbau und der
größte Umsatzanteil auf die Her-
stellung von Kraftwagen/-teilen.
Beide Wirtschaftszweige verei-
nigten rund ein Drittel der Be-

schäftigten und fast 45 % der
Umsätze in der bayerischen In-
dustrie auf sich. Zudem zeichnen
sich diese Branchen durch einen
im Vergleich zu Deutschland
höheren Branchenbesatz aus. 

Ein weiteres wichtiges Stand-
bein der bayerischen Wirtschaft
ist die Elektroindustrie. So entfie-
len im Jahr 2015 15,4 % der indu-
striellen Arbeitsplätze auf die
Herstellung von elektrischen
Ausrüstungen sowie EDV, Elek-
tronik, Optik.

Dominierende Branchen

Neben den großen, dominie-
renden Branchen wie dem Ma-
schinenbau, dem Automobilbau
und der Elektroindustrie verfügt
Bayern zudem über gut etablierte,
kleinere Branchen wie dem Luft-
und Raumfahrzeugbau, als Teil-
branche des Sonstigen Fahrzeug-
baus, der Herstellung von Glas(-
waren), Keramik u. ä. sowie der
Herstellung von Leder, Lederwa-
ren und Schuhen. Besagte Bran-
chen zeichnen sich durch einen
hohen Lokalisationsgrad und ein
sehr gutes Geschäftsklima mit
hohen Erwartungen ans Aus-
landsgeschäft aus. 

Blickt man auf die einzelnen
Regierungsbezirksprofile, so ist
das Verarbeitende Gewerbe
Oberbayerns 2015 durch eine
sehr dynamische Entwicklung
der Beschäftigtenzahlen und Um-
sätze gekennzeichnet. Die indu-
strielle Stärke zeigt sich zudem
im Umsatz je Beschäftigten, wel-
cher mit 130,4 Mrd. Euro deut-
lich über dem Niveau der übrigen
Regierungsbezirke liegt. Zudem
ist die Auslandsorientierung über-
durchschnittlich hoch. 

Aufwärtstrend

Der Aufwärtstrend im Verar-
beitenden Gewerbe setzt sich in
Niederbayern auch 2015 fort. So
stiegen Beschäftigung und Um-
sätze (43,5 Mrd. Euro) in einem
ähnlichen Verhältnis von rund 2
%. Zudem liegt der Umsatz je
Beschäftigten deutlich über dem
bayerischen Durchschnitt.

In der Oberpfalz wird nahezu
jeder zweite Industriearbeitsplatz
von der Vorleistungsgüterindu-
strie gestellt. Damit nimmt sie als
Standort für die Herstellung von
Erzeugnissen zur Weiterverarbei-
tung eine gewichtige Rolle inner-
halb der Wertschöpfungskette
ein. Zudem entwickeln sich Um-
satz (32,9 Mrd. Euro) und Be-
schäftigung dynamisch.

Im Vergleich der Regierungs-
bezirke verzeichnet das Verarbei-
tende Gewerbe Oberfrankens
2015 die stärksten Umsatzgewin-
ne mit einem Plus von rund 6 %
(23,5 Mrd. Euro). Hinsichtlich

der Industriestruktur ist der deut-
lich über dem Landesdurch-
schnitt liegende Anteil an Be-
schäftigten der Gebrauchsgüter-
industrie kennzeichnend. 

Trendumkehr beim Umsatz

2015 zeigt sich für das Verar-
beitende Gewerbe in Mittelfran-
ken eine Trendumkehr bei der
Umsatzentwicklung. So konnte
gegenüber den Vorjahren ein Um-
satzplus von 2,1% erzielt werden
(37,3 Mrd. Euro). Im Vergleich
der Regierungsbezirke weist Mit-
telfranken den höchsten Beschäf-
tigungsanteil in der Verbrauchs-
güterindustrie auf. 

In Unterfranken entwickelte
sich das Verarbeitende Gewerbe
2015 solide. Die Umsätze lagen
bei 26,3 Mrd. Euro. Unterneh-
men, die Investitionsgüter herstel-
len, bilden den stärksten Beschäf-
tigungsschwerpunkt in Unter-
franken.

Niedrige Exportquote

Trotz vergleichsweise niedriger
Exportquote mit 43,1%, konnte
das Verarbeitende Gewerbe in
Schwaben mit 48,9 Mrd. Euro ein
deutliches Umsatzplus von 5,6 %
gegenüber 2014 verbuchen. Da-
mit lag die Umsatzentwicklung
über dem Landesdurchschnitt. 

Bayerns Wirtschaftsministerin
Ilse Aigner sieht insgesamt opti-
mistisch in die Zukunft: „Unsere
bayerische Industrie wird ihre
Wachstumschancen nutzen und
hat dabei die Politik an ihrer
Seite.“ DK
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CCNST Christof Englmeier e.K.:

„Wuide Woid Welt“ in Teisnach 
Technologiecampus wurde in eine Rennstrecke verwandelt
Unternehmensgruppe präsentierte neuen Hotspot-Rollout 

Ende August wurde Teisnach im niederbayerischen Landkreis
Regen zum Anziehungspunkt aller Erlebnishungrigen in ganz
Ostbayern: Die „Wuide Woid Welt trumpfte als Jubiläumsevent
des 15-jährigen Bestehens von CCNST bei heißen Temperaturen
mit einmaligen Programmhighlights vom frühen Nachmittag bis
in die Nacht hinein auf. Die gesamte CCNST Group sorgte für ein
packendes Programm für Junge, Sportbegeisterte und Feier-
lustige. Ab Beginn der Veranstaltung um 14 Uhr bis zum Ende um
Mitternacht heizten drei Bands auf der zentralen Bühne den Zu-
schauern ein. 

Headliner und Besucherma-
gnet der Veranstaltung war der
derzeit in der DTM führende
BMW-Fahrer Marco Wittmann.
Über anderthalb Stunden führte
er seinen BMW M4 DTM live
vor und hinterließ nicht nur Gum-
mi auf den Straßen des Technolo-
giecampus: Alle Besucher rund
um die aufgebaute Rennstrecke
nahmen Gänsehautfeeling pur
mit nach Hause. Als Extra-
Zuckerl gab es für alle Besucher
der Wuiden Woid Welt auch Taxi-
fahrten zu gewinnen. Wer am
Glücksrad die meisten Punkte er-
zielen konnte, durfte sich einer
der glücklichen Co-Piloten Witt-
manns nennen. 

Die Sicherheit stand natürlich
auch hier an erster Stelle: In voll-
er Rennmontur nahmen die Ge-
winner nacheinander neben Witt-
mann Platz und umkreisten ge-
meinsam im BMW M4 DTM das
Firmengelände. Neben vielen
Dezibel wartete auch Highspeed
der Sonderklasse auf die Festival-
besucher. Am Wochenende zuvor
gewann Marco Wittmann souver-
än das Rennen in Moskau. Zur
Wuiden Woid Welt wurde Witt-

mann zusätzlich vom BMW Ra-
cing Truck begleitet. Hier hielt
das Team von BMW Motorsport
auch für die CCNST Group eine
Überraschung bereit: So waren
nicht nur Wittmanns BMW M4
DTM und das Original BMW Sa-
fety Car vor Ort, zwei weitere
Renn-Klassiker standen für ein
Erinnerungsfoto zur Verfügung.
Der gesamte Rennaufbau war
Freitag bis einschließlich Sonn-
tag auf dem Technologiecampus
fester Bestandteil des Festival-
geländes. 

Neuer Heißluftballon

Am frühen Abend ging es dann
hoch hinaus – mit der Taufe des
brandneuen Heißluftballons der
amplus AG. Sowohl Mitarbeiter
der CCNST Group als auch Fest-
ivalbesucher konnten beim Auf-
und Abbau des 50-Meter-Riesen
Hand anlegen. Mit einem Hüllen-
volumen von 10.000 m³ zählt der
Ballon zu den größten Heißluft-
ballons, die den bayerischen und
deutschen Himmel befahren dür-
fen. Nur zwei Ballonfahrer in
ganz Deutschland haben die Be-

rechtigung, einen Ballon dieser
Größe durch die Lüfte zu führen.
Nach dem Aufbau ging es für alle
Korbinsassen heiß her: Beim so-
genannten Ballonglühen strahlt
der Aufbau über seine Gasflam-
me im Inneren. Mit seinen insge-
samt 50 Metern Höhe tauchte der
auf den Namen „altus“ getaufte
Ballon der amplus AG das ge-
samte Gelände der Wuiden Woid
Welt in ein ganz besonderes
Licht. 

Lasershow

Höhepunkt des Nachtpro-
gramms war eine 15-minütige
Lasershow. Der gesamte Zu-
schauerbereich vor der Bühne
wurde eingenebelt – und die La-
ser somit zum Greifen nah. Zu-
sätzlich zu zwei verschiedenen
Varianten ließen die Ausführen-
den für die sichtlich erstaunten
und begeisterten Zuschauer sogar
eine Zugabe springen. Zuerst
konnte man einmal per ein-
drucksvoller Grafikshow die Welt
bereisen – die am Mittelpunkt der
Welt endete: Zuhause in Teis-
nach. Anschließend gab es noch
zwei herausragende Musikcho-
reografien. Die Laser tanzten im
Takt der Musik über die Köpfe
der Besucher der Wuiden Woid
Welt hinweg.

Vor und nach den Programm-
höhepunkten sorgten drei Live-
Bands für ausgelassene Stim-
mung auf dem Festivalgelände.
Den Beginn machten Standby mit

ihren bayerischen Acoustic und
Rock-Covern. Nach der Einlage
von BMW Motorsport heizte das
Newcomer-Highlight BEISSER
richtig ein: Mit „Mädls im Parka“
sorgten die drei Jungs für den ost-
bayerischen Sommerhit und
rockten die Wuide Woid Welt mit
einer Auswahl aus allen Hits ihres
aktuellen Albums. ZAP-Gang aus
dem Südwesten Deutschlands
verfügen über 10 Jahre Bühne-
nerfahrung und achten bei der
Songauswahl genau auf ihr Publi-
kum. Alle Genres warteten auf
die Besucher – einfach nur Spaß
war das Ziel. Zahlreiche Gäste
tanzten bis in die Morgenstunden
zu den Songs von ZAP-Gang vor
der Bühne. Wer sich von der
heißen Nachmittagssonne erho-
len wollte, konnte es sich in einer
der Lounge-Area in Liegestühlen
und von den Mitarbeitern der
CCNST Group selbst gebauten
Sitzgelegenheiten gemütlich ma-
chen und die Musik genießen. 

Natürlich wartete die bekannte-
ste Tochtergesellschaft der Unter-
nehmensgruppe mit der neuesten
Produkteinführung auf: Die amp-
lus AG präsentierte den ersten
Hotspot-Outdoor-DSLAM für
flächendeckendes WLAN. Direkt
an der aktiven Glasfasertechnik
ist der Aufbau für das mobile In-
ternet installiert. Grabungsarbei-
ten für mobilen Highspeed sind
damit fast überflüssig geworden.
Der Roll-out der Technikinstalla-
tion startet bereits. Die ersten
Aufträge sind seit der Präsentati-
on im August von den Bürger-
meistern vor Ort bereits bei der
amplus AG eingetroffen. 
Weitere Infos zum Produkt
„Hot.Spot“ sind auf Anfrage bei
kommune@amplus.ag erhält-
lich. Auf dem Breitbandforum
der Bayerischen Gemeinde Zei-
tung wird dem Publikum aus
ganz Bayern die neue Produkt-
variante vorgestellt. 

Staatsminister Söder: 

Bereits mehr als 850 Bayern
WLAN Hotspots online

Freistaat übernimmt alle Kosten 
für Einrichtung und Vororttermine

„Unser BayernWLAN ist ein voller Erfolg. Über 570 Kommunen
haben sich bereits seit Start der flächendeckenden Umsetzung
Mitte Juli 2016 für BayernWLAN angemeldet, 326 sind bereits in
der konkreten Planungsphase. Insgesamt stehen schon über 850
kostenfreie BayernWLAN Hotspots für die Bürger zur Verfü-
gung“, stellte Finanz- und Heimatminister Dr. Markus Söder fest. 

„Bayern wird das erste Bun-
desland mit einem eigenen
WLAN-Netz. Bis 2020 wollen
wir 20.000 kostenfreie Bayern-
WLAN Hotspots anbieten“, so
Söder weiter. Ausgestattet wer-
den insbesondere Kommunen,
Hochschulen, Behörden und Tou-
rismusziele. Auch im öffentlichen
Nahverkehr sollen Pilotprojekte
zum BayernWLAN starten.

Kostenfrei und sicher

„Das BayernWLAN ist kosten-
frei, einfach und sicher“, betonte
Söder. Der Freistaat bietet jeder
Kommune an, Hotspots an zwei
Standorten nach Wahl der Kom-
mune einzurichten. Sämtliche
Kosten zur Ersteinrichtung, ins-
besondere Vorort-Termine, Ver-
kabelung, Messungen und Mon-
tagearbeiten werden vom Frei-
staat getragen. Hierfür stehen je-
der Kommune 5.000 Euro zur
Verfügung. Dies ist deutlich mehr,
als die Einrichtung der Hotspots
im Durchschnitt kostet. Die Kom-
mune trägt lediglich die laufenden
Kosten wie zum Beispiel Strom
und die Internetanbindung. Für
Nachfragen, Hilfestellungen und
auch Beratung bei Vorort-Termi-
nen steht das WLAN-Zentrum in
Straubing allen Kommunen zur
Verfügung. 

Durch das aktuelle Urteil des
EuGH zur Störerhaftung herrscht
teilweise Unsicherheit bei den
Anbietern von freien WLAN-
Netzen. „Das BayernWLAN ist
durch das Urteil nicht betroffen,
kein Anbieter von BayernWLAN
muss sich deshalb Sorgen ma-
chen“, stellte Söder klar. Beim
BayernWLAN gehen alle Haf-
tungsansprüche auf den Provider
über, der wiederum durch das
Telemediengesetz von Haftungen
befreit ist (sog. Providerprivileg).

Seit Juli arbeiten Freistaat und
Kommunen Hand in Hand an der
Verdichtung des bayernweiten
Netzes aus frei zugänglichen
Hotspots. Seitdem sind bereits
mehr als 800 Anfragen beim
WLAN-Zentrum in Straubing
eingegangen. Falls eine Kom-
mune an mehr als zwei Standor-
ten Hotspots anbieten möchte,
bietet der Freistaat den Kommu-
nen bei der Einrichtung von kom-
munalen Hotspots im Bayern-
WLAN attraktive Bedingungen
über einen Rahmenvertrag. 

Das BayernWLAN bietet für
jedermann ein offenes und ko-
stenfreies WLAN-Angebot. Es
sind keine Passwörter und keine
Anmeldedaten erforderlich, ei-
ne Registrierung ist nicht nötig,
der Jugendschutz ist durch Fil-
ter garantiert. Zahlreiche Förderbescheide:

Bayern top
in Sachen Breitband

DerAusbau von schnellem Internet läuft in Bayern auf Hochtou-
ren. Zahlreiche Breitband-Förderbescheide konnten Finanz- und
Heimatminister Dr. Markus Söder und sein StaatssekretärAlbert
Füracker in jüngster Zeit an bayerische Kommunen vergeben. 

Beispiel Schwaben: 20 Ge-
meinden aus den Landkreisen
Aichach-Friedberg, Augsburg,
Dillingen a. d. Donau, Donau
Ries, Günzburg und Neu-Ulm er-
hielten insgesamt 6,08 Millionen
Euro Förderung. „Breitband ist
Zukunft. Nur wo Breitband vor-
handen ist, werden Arbeitsplätze
entstehen und erhalten. Ziel sind
hochleistungsfähige Breitband-
netze mit Übertragungsraten von
mindestens 50 Mbit/s. Hierfür
stellt der Freistaat Bayern bis zu
1,5 Milliarden Euro zur Verfü-
gung - eine bundesweit einzigar-
tige Summe“, betonte Söder bei
der Übergabe der Breitband-För-
derbescheide an die Kommunen
in Neu-Ulm.

Mit 316 Gemeinden befinden
sich in Schwaben 93 Prozent im
Förderverfahren. 136 Kommu-
nen wurde inzwischen eine För-
dersumme von insgesamt rund
46,8 Millionen Euro zugesagt.
Ein Großteil der Fördermittel
von insgesamt 232,95 Millionen
Euro für Schwaben ist aber noch
offen. „Investieren Sie weiter in
den zukunftsweisenden Ausbau
des schnellen Internets“, appel-
lierte Söder.

Aus der Oberpfalz erhielten ak-
tuell 51 Gemeinden insgesamt
19,3 Millionen Euro Förderung.
Mit 222 Gemeinden befinden
sich dort 98 Prozent im Förder-
verfahren. 176 Kommunen wur-
de inzwischen eine Fördersumme
von insgesamt rund 75,5 Millio-
nen Euro zugesagt. Ein großer
Teil der Fördermittel von maxi-
mal rund 180 Millionen Euro für
die Oberpfalz ist noch offen. 

47 Gemeinden aus Oberbayern
konnten sich nunmehr über ins-
gesamt 15,23 Millionen Euro

Förderung freuen. Mit 459 Ge-
meinden befinden sich 92 Prozent
im Förderverfahren. 180 Kom-
munen wurde inzwischen eine
Fördersumme von insgesamt rund
56,9 Millionen Euro zugesagt. Ein
Großteil der Fördermittel von ma-
ximal rund 365 Millionen Euro
für Oberbayern ist noch offen. 

Aus Niederbayern erhielten 28
Gemeinden insgesamt 10,8 Mil-
lionen Euro Förderung. Mit 256
Gemeinden befinden sich 99 Pro-
zent im Förderverfahren. 210
Kommunen wurde eine Förder-
summe von insgesamt rund 80,9
Millionen Euro zugesagt. Maxi-
mal rund 216,67 Millionen Euro
an Fördermitteln für Niederbay-
ern sind noch offen. 

47 Gemeinden aus Unterfran-
ken wurden mit insgesamt 10,7
Millionen Euro Förderung be-
dacht. Mit 287 Gemeinden befin-
den sich hier derzeit 93 Prozent
im Förderverfahren. 170 Kom-
munen wurde eine Fördersumme
von insgesamt mehr als 47,4 Mil-
lionen Euro zugesagt. Ein großer
Teil der Fördermittel von maxi-
mal 192,25 Millionen Euro für
Unterfranken ist noch offen. 

Für den Breitbandausbau in
Oberfranken überreichte Söder
jetzt Zuwendungsbescheide für
17 Städte und Gemeinden. Sie
beinhalten eine Gesamtförder-
summe von knapp 6,6 Millionen
Euro. Damit hat sich die Zahl der
seit dem Start des Förderpro-
gramms nach der Breitbandricht-
linie im Jahr 2014 von der Regie-
rung von Oberfranken erlassenen
Zuwendungsbescheide auf 203
erhöht. Die Fördersumme insge-
samt beträgt 86.466.000 Euro.
185 der 214 Städte, Märkte und
Gemeinden in Oberfranken ha-

ben das Förderprogramm bereits
in Anspruch genommen. Dabei
haben zwölf Gemeinden bereits
jeweils zwei Zuwendungsbe-
scheide und drei Gemeinden je-
weils drei Bescheide für unter-
schiedliche Ausbaumaßnahmen
im Gemeindegebiet erhalten.

Auch Mittelfranken engagiert
sich gut beim Breitbandausbau.
Mit 200 Gemeinden befinden
sich dort 95 Prozent im Förder-
verfahren. 128 Kommunen wur-
de inzwischen eine Fördersumme
von insgesamt rund 47,6 Millio-
nen Euro zugesagt. Ein Großteil
der Fördermittel von maximal
rund 148,65 Millionen Euro für
Mittelfranken ist aber noch offen. 

Bayernweit engagieren sich be-
reits rund 95 % aller Kommunen
im Förderverfahren. Bereits
1.172 Kommunen starten mit ei-
ner Gesamtfördersumme von
rund 436 Millionen Euro in den
Breitbandausbau. Viele Gemein-
den gehen mehrfach in das Ver-
fahren, um schrittweise eine hohe
Flächendeckung und besonders
zukunftssichere Glasfasernetze
bis in die Gebäude zu erhalten.
Allein bei den bisher im Ausbau
befindlichen Projekten werden
weit über 17.000 km Glasfaserlei-
tungen verlegt. 

„Jede Gemeinde erhält eine
Ausfahrt von der Datenauto-
bahn“, kündigten Söder und
Füracker an. Wichtige Hilfe für
die Kommunen ist die Beratung
durch die Breitbandmanager an
den Ämtern für Digitalisierung,
Breitband und Vermessung. In
über 7.000 persönlichen Ge-
sprächen wurde jede Gemeinde
beraten. Seit Übernahme der Ver-
antwortung durch das Heimatmi-
nisterium verbesserte sich die
Versorgung mit schnellem Inter-
net in ländlichen Gemeinden
Bayerns von unter 16 auf über 32
Prozent. DK
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Auch auf dem Land mit Highspeed 
im Internet unterwegs. 

 ein 
neuer 
  Heimvorteil
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M-net und Stadtwerke stärken
Wirtschaftsstandort Augsburg

Glasfaser-Internet für fast 1.500 Gewerbeeinheiten

Der regionale Telekommunikationsanbieter M-net und die
Stadtwerke Augsburg (swa) erschließen ab sofort vier weitere
Gewerbegebiete in Augsburg mit Glasfaseranschlüssen. Nach
Abschluss der Arbeiten, stehen den Firmen in den Gewerbege-
bieten Lechhausen, Eichleitnerstraße, Kobelweg und Augs-
burg Ost leistungsfähige Breitband-Internetanschlüsse zur
Verfügung.

„Unternehmen sind heute
mehr denn je auf einen schnel-
len Internetanschluss angewie-
sen. Ein Großteil der Kommu-
nikation findet über das Internet
statt, der weltweite Datenaus-
tausch steigt enorm; generell
wächst der Bandbreitenbedarf
seit Jahren rasant.“ So begrüßt
Augsburgs Bürgermeistern Eva
Weber den Ausbau in den vier
Gewerbegebieten: „Für die an-
sässigen Betriebe bringt der
Glasfaserausbau große wirt-
schaftliche Chancen. Außerdem
steigt dadurch die Attraktivität
des jeweiligen Gewerbegebiets
und fördert die Ansiedlung neu-

er Unternehmen. Mit dieser
Maßnahme profitiert der Wirt-
schaftsstandort Augsburg“, so
Eva Weber.

Echter Wettbewerbsvorteil

Die swa werden gemeinsam
mit M-net im Laufe der kom-
menden Monate 16 sogenannte
Kabelverzweiger in den vier
Gewerbegebieten per Glasfaser
erschließen und damit fast
1.500 Gewerbebetrieben pro-
fessionelle Geschäftskundenan-
schlüsse mit Bandbreiten bis zu
50 Mbit/s anbieten.

„Die Unternehmen in den

vier Gewerbegebieten haben
dann einen echten Wettbe-
werbsvorteil“, erklärt Michael
Fränkle, der Technische Ge-
schäftsführer von M-net, „unse-
re schnellen Anschlüsse ermög-
lichen ein effektives und mo-
dernes Arbeiten. Per IP-VPN
können wir zum Beispiel meh-
rere Unternehmensstandorte
sicher miteinander vernetzen
oder Internetstandleitungen
mit extrem hoher Ausfallsi-
cherheit und Bandbreiten von
aktuell bis zu 10 Gigabit pro
Sekunde anbieten. Außerdem
betreibt M-net zertifizierte Re-
chenzentren, wo wir nicht nur
unseren eigenen Datenverkehr
abwickeln, sondern auch eine
erstklassige und sichere Infra-
struktur für die Server unserer
Kunden anbieten.“ 

Beitrag zur
Wirtschaftsförderung

„Wir haben in den vergange-
nen Jahren mit M-net über
1.100 Kilometer Glasfaserkabel
in Augsburg verlegt und damit
rund 2.000 Gebäude mit etwa
18.000 Privathaushalten an das
schnelle Internet angeschlos-
sen“, erklärt swa-Geschäftsfüh-
rer Alfred Müllner. „Mit der Er-

schließung von Gewerbegebie-
ten leisten wir jetzt einen unmit-
telbaren Beitrag für die Unter-
nehmen und Gewerbetreiben-
den vor Ort und damit für die
Wirtschaftsförderung in Augs-
burg“, so Müllner. 

Reibungsloser Ausbau

Die Beeinträchtigungen für
die anliegenden Unternehmen
sind bei dem Ausbau minimal.
„In der Regel benötigt der Bau-
trupp pro Straße nur wenige Ta-
ge für das Verlegen der Ka-
bel und den jeweiligen Haus-
anschluss“, erklärt Müllner.
Außerdem sei bereits eine gute
Grundinfrastruktur vorhanden.
„Den Boden müssen wir nur auf
rund 800 Metern aufgraben, die
auf die Gewerbegebiete verteilt
sind. Die swa haben in den ver-
gangenen Jahren bei vielen
Baumaßnahmen bereits Schäch-
te eingebaut und so dafür ge-
sorgt, dass es im Untergrund
Platz für Glasfaserleitungen
gibt. Auf insgesamt 500 Kilo-
metern Länge existieren Ver-
bindungstrassen. So können
schnell neue Leitungen platziert
werden.“

Wenn die Arbeiten im Ende
des Jahres fertiggestellt sind,
haben die Stadtwerke weitere
450 Gebäude ans Glasfasernetz
gebracht und 1475 Gewerbeein-
heiten haben die Möglichkeit
auf einen Highspeed Internetan-
schluss von M-net.
Mehr Informationen unter
www.sw-augsburg.de oder www.
m-net.de/augsburg 

Von links: Alfred Müllner, Geschäftsführer swa; Michael 
Fränkle, CTO M-net; Eva Weber, 2. Bürgermeisterin Augs-
burg, vor Einblasgerät. 

V. l.: Ernst Bauer (Geschäftsführer BV), Roswitha Siniscalchi
(Assistenz GF BV), Dr. Wolfgang Wallauer (Bereichsleiter Bu-
sinessunit Privatkunden M-net), Henrik Bauer (Geschäftsfüh-
rer BV), Christian Smetana (Niederlassungsleiter M-net Augs-
burg), Nils Lorenz (Senior Marketing Manager Privatkunden
M-net). 

M-net rollt nun 
durch Augsburg

swa und M-net zeigen Verbundenheit mit 
neugestalteten Straßenbahnen 

Ab sofort bekommen die Augsburger auch im Stadtverkehr die
schnellste Verbindung mit M-net. Zusammen mit den Stadt-
werken Augsburg (swa) hat der regionale Telekommunikati-
onsanbieter zwei Straßenbahnen „eingekleidet“.

Die kommenden drei Jahre zei-
gen M-net und die Stadtwerke
Augsburg ihre Verbundenheit
ganz offen auf zwei Straßenbah-
nen. Die Bahnen vom Typ Sie-
mens Combino sind ab sofort
vollbeklebt mit gemeinsamer
Werbung von M-net und den
swa. Die Beklebung haben die
BV Bayerische Verkehrsmedien

mit Sitz in Augsburg ausgeführt –
bundesweite Spezialisten für Ver-
kehrsmedien. 

Bei diesem Mega-Auftritt wird
die komplette Straßenbahn mit
Logos und Bildern „eingeklei-
det“. Zum Teil sind auch die
Scheiben des Fahrzeuges mit in
die Werbegestaltung einbezogen,
was zusätzliche Blicke auf sich
zieht, ohne die Fahrgäste in der
Sicht nach außen zu behindern. Ei-
ne spezielle Fenster-Folie macht es
möglich. Die Straßenbahnen wer-
den im gesamten Augsburger
Stadtverkehr eingesetzt.

Zufriedene Gesichter

Bei der offiziellen Einweihung
in Augsburg zeigten sich die be-
teiligten Parteien sehr zufrieden
mit den neugestalteten Straßen-
bahnen. „Die beklebten Trams se-
hen echt gut aus, und symbolisie-
ren nicht nur unsere Verbunden-
heit mit den Stadtwerken. Sie
symbolisieren auch unser ge-
meinsames Glasfasernetz in
Augsburg, das wir stetig weiter
ausbauen“, erklärt Christian Sme-
tana, Leiter der M-net Niederlas-
sung Augsburg. 

„Die Kooperation mit M-net
und der Ausbau des Glasfasernet-
zes bringt die Menschen digital
im schnellsten Netz von A nach
B, mit den neuen Straßenbahnen
können wir die Menschen nun
auch tatsächlich gemeinsam ans
Ziel ihrer Wahl bringen“ betont
Dr. Ralph Steger, kaufmännischer
Direktor der swa. 

M-net Mobilfunk
jetzt auch mit LTE 

Highspeed-Internet für unterwegs
Die Glasfaseranschlüsse von M-net liefern Highspeed-In-
ternet im Festnetz. Jetzt legt das Unternehmen auch bei
seinen Mobilfunk-Tarifen den Datenturbo ein. Kunden
können künftig aus drei verschiedenen Smartphone-
Tarifen und einem Tablet-Tarif mit LTE-Unterstützung
wählen und unterwegs mit bis zu 21,1 Mbit/s surfen. 

Der regionale Telekommunikationsanbieter M-net bietet
seinen Bestandskunden als Ergänzung zum Festnetz attraktive
Mobilfunklösungen an. Nun hat das Unternehmen neue Tarife
vorgestellt. Wesentlicher Bestandteil ist die LTE-Unterstützung,
die das mobile Surfen über Smartphone und Tablet spürbar be-
schleunigt. „Mit LTE führen wir die aktuell modernste, flächen-
deckende Mobilfunktechnologie ein, die es derzeit in Deutsch-
land gibt. Sie bietet eine ganze Reihe von Vorteilen: Webseiten
und Videos laden schneller und der Handyempfang in Gebäuden
ist vielerorts besser als im gewohnten 3G-Netz“, sagt Wolfgang
Wallauer, Bereichsleiter Privatkunden bei M-net. 

Allnet-Telefon-Flat und SMS-Flat in allen Tarifen

Die neuen M-net Smartphone-Tarife tragen die Bezeichnung 
S, M und L und bieten jeweils ein monatliches Datenvolumen
von 250 MB, 1 GB und 3 GB. In allen Tarifen ist eine Allnet-Te-
lefon-Flat und eine SMS-Flat inklusive. Zusätzlich entfällt der
einmalige Bereitstellungspreis und für Kunden, die ihre bisherige
Rufnummer zu M-net mitnehmen, gibt es eine Gutschrift in Höhe
von 25 Euro. Besonders attraktiv sind die Tarife für „Surf&Fon“-
Kunden, da Sie auch vom M-net Festnetz kostenlos ins Mobil-
funknetz von M-net telefonieren. Der Tablet-Tarif beinhaltet eine
Daten-Flat über 1 GB pro Monat. 

Das M-net Mobilfunkangebot basiert technisch auf dem
Netz von Telefónica Deutschland, das kontinuierlich erweitert
und optimiert wird. Der Kundenkontakt findet jedoch aussch-
ließlich über M-net statt. So haben Kunden, die mehrere M-
net Produkte nutzen, einen einzigen Ansprechpartner für alle
Belange rund um ihre private Telekommunikation. 

Rettungsdienst startet 
erfolgreich in den Digitalfunk
Bayernweit stellen Feuerwehren und Hilfsorganisationen auf
das neue bundesweite Digitalfunknetz um. Nun ist auch der
Rettungsdienst im Bereich der Integrierten Leitstelle Würz-
burg im digitalen Funkzeitalter angekommen. 

Anfang August war es soweit:
Mit dem Tastendruck „fünf“ auf
den neuen Funkgeräten starteten
die Fahrzeuge des Rettungsdien-
stes testweise in den Digitalfunk.
Damit sind nun die Rettungs-
dienste in den Landkreisen Kit-
zingen, Main-Spessart, Würz-
burg sowie in der Stadt Würz-
burg im neuen bundesweiten
Funknetz angekommen.

Das freut auch Paul Justice,
Geschäftsführer des Zweckver-
bandes für Rettungsdienst und
Feuerwehralarmierung: „Den
Fahrzeugbesatzungen stehen nun
moderne Digitalfunkgeräte zur
Verfügung. Damit können die
Mitarbeiter direkt beim Patienten
mit der Integrierten Leitstelle
oder anderen Fahrzeugen kom-
munizieren“. Auch Thorsten Ante,
Branddirektor beim Amt für Zi-
vil- und Brandschutz, ist froh,
dass ab sofort der Funkverkehr
digital abgewickelt werden kann:

„Bisher stand für die Stadt und al-
len drei Landkreisen nur ein ana-
loger Funkkanal für den Ret-
tungsdienst zur Verfügung. Ne-
ben dem Sprechverkehr wurden
darüber die Alarmierung sowie
standardisierte Statusmeldun-
gen versendet. Durch zusätzliche
Funkgruppen wird die Ausla-
stung der bisherigen Kanäle jetzt
spürbar verringert.“ Laut Justice
ist das Projekt aber noch nicht be-
endet. Die regionalen Hilfsorgani-
sationen von Bayerischem Roten
Kreuz, Johanniter, Malteser Hilfs-
dienst, DLRG und ASB arbeiten
übergreifend und mit Hochdruck
daran, alle weiteren Einheiten,
beispielsweise des Katastrophen-
schutzes, in den Digitalfunk ein-
zuführen. „Ich bin aber zuver-
sichtlich, dass wir auch hier den
Digitalfunk genauso erfolgreich
einführen wie im Rettungs-
dienst“, so Justice. 

Mehr Highspeed
mit M-net

M-net bietet allen Glasfaser-Neukunden jetzt noch mehr Upload
an. Die verfügbaren Bandbreiten im Upload hat der regionale Te-
lekommunikationsanbieter teilweise auf das Vierfache erhöht. 

Ein wirklich guter Internetan-
schluss definiert sich bekanntlich
nicht nur nach Download-Band-
breite, auch wenn alle Anbieter
diese Werte prominent bewerben.
Durch das Leben mit der Cloud
für Dokumente, Bilder und Mu-
sik, Videotelefonie und anderen
Upload-intensiven Apps, wird der
die Bandbreite ins Internet immer
wichtiger. Hier setzt M-net nun
deutliche Zeichen und hat bei all
seinen Angeboten – bei gleich-
bleibendem Grundpreis – die
Uploadrate erhöht. Teilweise bis
auf das Vierfache. 

Konkret sehen die neuen Ge-
schwindigkeiten wie folgt aus:
25 Mbit/s Download = 5 Mbit/s
Upload (bisher 2,5 Mbit/s) >>
200%
50 Mbit/s Download = 10 Mbit/s
Upload (bisher 5 Mbit/s) >>

200%
100 Mbit/s Download = 40 Mbit/s
Upload (bisher 10 Mbit/s) >>
400%
300 Mbit/s Download = 50 Mbit/s
Upload (bisher 30 Mbit/s) >>
166%

Somit ist M-net der einzige An-
bieter in München, der 40 Mbit/s
und mehr im Upload anbietet.
„Immer mehr Menschen laden
nicht nur etwas aus dem Internet
runter, sondern immer mehr laden
auch etwas hoch. Die Fotos vom
letzten Urlaub oder die neuesten
Videos für ihren Youtube-Channel
und ähnliches. Das muss schnell
gehen. Schneller als bisher. Genau
das wollen wir unseren Kunden
mit den neuen Uploadraten bie-
ten“, betont Dr. Wolfgang Wallau-
er, Bereichsleiter der Businessu-
nit Privatkunden bei M-net. 
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WIR FÖRDERN 
DAMALS UND HEUTE
Die LfA wird 65. Damals wie heute prägen wir die wirtschaftliche 
Entwicklung Bayerns entscheidend mit. Wir ebnen Gründern den 
Weg in die Selbstständigkeit, unterstützen innovative Investitions-
vorhaben und stehen Bayerns Mittelstand auch in schwierigen 
Situationen tatkräftig zur Seite. Gerne beraten wir Sie kostenfrei, 
wie sich mit uns Ihr nächstes Vorhaben schnell realisieren lässt. 
Tel. 0800 - 21 24 24 0

WLAN-Standorte für Bayerns Kommunen:

Viel Erfahrung und 
günstige Konditionen

HOTSPLOTS mit über 5.200 Hotspot-Standorten in Bayern eine feste Größe
Seit mehr als einem Dutzend Jahren gibt es Hotspot-Standorte
des WLAN-Spezialisten HOTSPLOTS in Bayern. In den letzten
Jahren haben sich neben zahlreichen Hotels und Pensionen auch
etliche Kommunen für HOTSPLOTS entschieden, um ihren
Bürgern und Gästen WLAN zur Verfügung zu stellen. 

Über 5.200 Hotspot-Standorte
zählt HOTSPLOTS mittlerweile
im Freistaat, dazu gehören die
Stadt München (sämtliche Stadt-
bibliotheken, viele Museen und
die Standorte der Münchner
VHS), die Städte Weiden, Bam-
berg, Ingolstadt, Landshut, Ro-
senheim, Starnberg, Garching,
Würzburg und Füssen sowie die
Gemeinden Ismaning und Unter-
föhring. 

Zudem sind sämtliche Jugend-
herbergen des bayerischen Ju-
gendherbergsverbandes zufrie-

dene Kunden von HOTSPLOTS. 

Erfahrung 
bei Großereignissen

Seit mehreren Jahren leisten
die Lösungen von HOTSPLOTS
auch beim Biathlon Weltcup in
Ruhpolding erstklassige Dienste.
Um die Kunden in Bayern und
die lokalen Installationspartner
noch besser bedienen zu können,
hat der WLAN-Spezialist vor ei-
nigen Jahren eine Niederlassung
in München eröffnet.

Dass HOTSPLOTS auch die
komplexesten Anforderungen
meistern kann, hat das Unterneh-
men unlängst in Berlin bewie-
sen. Bei den dortigen Verkehrs-
betrieben ist HOTSPLOTS der
WLAN-Provider, der bereits
jetzt 64.000 Nutzern gleichzeitig
einen Zugang ermöglicht. 

HOTSPLOTS im Vergleich 

„HOTSPLOTS möchte mit
stichhaltigen Argumenten auf-
zeigen, dass sein Angebot für
Kommunen gegenüber dem
vielzitierten ‘BayernWLAN’
sehr gut dasteht. Wir können
weitreichender, flexibler und
günstiger anbieten“, erklärt Kar-

sten Micke von der Münchner
Niederlassung. Dazu hat das Un-
ternehmen eine Vergleichsliste
entwickelt. Demnach sieht sich
HOTSPLOTS an entscheiden-
den Punkten im Vorteil. 

Gesamtkostenbetrachtung

Insbesondere, wenn man die
Gesamtkosten über einen mehr-
jährigen Zeitraum betrachtet,
rechnet sich die Zusammenarbeit
von Kommunen mit HOTS-
PLOTS. Neben vielen anderen

 Freie Namenswahl der SSID:
Der für den Nutzer sichtbare Na-
me des WLAN-Netzwerks kann
von jeder Kommune selbst be-
stimmt werden.
 Frei gestaltbare Login-Seite:
Die redaktionelle Hoheit der
Einwahlseite liegt bei der Kom-
mune. Es können Logos, Wap-
pen, Bilder und Verlinkungen in-
tegriert und jederzeit verändert
werden.
 Jugendschutzfilter (optional
und kostenfrei)
 Vorhandene oder eigenbe-
schaffte Hardware kann genutzt
werden.
 Installationen können selbst-
ständig durchgeführt werden.

Mehrwertdienst 
HOTSPLOTS Tourist Info

Mit HOTSPLOTS Tourist In-
fo können Kommunen mit nur
wenigen Klicks aktuelle und
standortbezogene touristische
Informationen auf ihrer WLAN-
Landingpage bereitstellen. Der
Clou: Die Grundversorgung mit
aktuellen touristischen Informa-
tionen ist kostenlos, diese wer-
den von einem renommierten
bayerischen Verlag gestellt und
fortlaufend gepflegt.

Kostenfreier
Probebetrieb möglich

HOTSPLOTS bietet jeder
Kommune einen mehrwöchigen,
kostenfreien Probebetrieb, um den
WLAN-Service zu testen. Das
Unternehmen möchte den Kom-
munen die Möglichkeit geben,
sich in Ruhe und ausgiebig mit
dem Thema auseinanderzusetzen.

Karsten Micke vom Münch-
ner Büro von HOTSPLOTS 
fasst zusammen: „Eine Förde-
rung der Installation ist sicher-
lich eine gute Sache. Aber was

dann? Es ist doch die Summe al-
ler Kosten, also der Anschaf-
fungs- und Installationskosten
sowie der laufenden Betriebsko-
sten über Jahre hinweg, die für
die Kommunen wichtig und aus-
schlaggebend sind. Ebenfalls
sind die Flexibilität und die indi-
viduellen Darstellungsmöglich-
keiten einer jeden Kommune ein
relevanter Faktor. Vor diesem
Hintergrund ist ein intensiver Ver-
gleich der Angebote ratsam.“ 

Karsten Micke von der Münch-
ner Niederlassung von HOTS-
PLOTS: „Ich kann nur drin-
gend dazu raten, alle Angebote
sorgfältig zu vergleichen. Das
schützt vor zu hohen Gesamt-
kosten.“ 

Zufriedene 
Kunden in 

Kommunen 
„Die Gemeinde Unterha-

ching nutzt bereits seit län-
gerem WLAN von HOTS-
PLOTS um unseren Ein-
wohner und Besuchern ei-
nen schnellen und sicheren
drahtlosen Zugang zum In-
ternet bereitstellen zu kön-
nen. Wir sind sehr zufrie-
den mit dem zuverlässigen
Service und freuen uns auf
die weitere Zusammenar-
beit mit HOTSPLOTS.“
Michael H. Probst, Ge-
meinde Unterhaching.

„Die Stadt Eichstätt setzt
bereits seit längerem auf
das zuverlässige und fle-
xible WLAN-Angebot von
HOTSPLOTS. Mit dem
Service von Hotsplots sind
wir sehr zufrieden. Vor al-
lem die schnelle telefoni-
sche Erreichbarkeit und die
rasche Erledigung unserer
Anliegen schätzen wir sehr.
Wir freuen uns auf eine
weitere gute Zusammenar-
beit.“ Peter Puchtler, Stadt
Eichstätt. 

Faktoren nennt das Unterneh-
men folgende Vorteile:
 Verschiedene Zugangsformen
und Kontrolle: Die Kommune
kann entscheiden, über welche
Zugangsform – Direct Login
oder Benutzername und Pass-
wort – sich der Nutzer mit dem
Internet verbindet.

Gemeinde Julbach:

Mit neuer Bitratenanalyse
Vorreiter im Breitbandausbau
Schnelles Internet, moderne TV- und Telefoniedienste, das In-
ternet der Dinge und Industrie 4.0 – jeder Bürgermeister kennt
die dahinterstehenden Herausforderungen. Diese Frage von
Bürgern und Unternehmen stellt sich oftmals: Welche Band-
breite ist bei meiner Adresse verfügbar und welche bekomme
ich in Zukunft? Julbachs 1. Bürgermeister Elmar Buchbauer
kann nun sofort eine Antwort geben mit der neuen Bitraten-
analyse. 

Die Koordinierungsstelle Breit-
bandausbau am Landratsamt Rot-
tal-Inn hat mit der Gemeinde Jul-
bach und gemeinsam mit dem In-
genieurbüro „Breitbandberatung
Bayern GmbH“ aus Neumarkt 
i. d. Opf. eine neue Methodik er-
arbeitet, mit der man den Breit-
bandausbau einer Kommune in
verschiedenen Zeitepochen dar-
stellen kann.

Bundesweit einmalige
Darstellungsmöglichkeit

Dabei werden sowohl die
Entwicklung der Internetge-
schwindigkeiten in der Vergan-
genheit als auch die beauftrag-
ten und geplanten Maßnah-
men im Rahmen der Bayeri-
schen Förderprogramme trans-
parent auf der Webseite https://
bitratenkarte.de/rottal/julbach ver-
öffentlicht. Zusätzlich ermittelt
die Internet-Anwendung auch
Bitraten, die sich durch den Ein-
satz neuer Technologien in naher
Zukunft ergeben werden.

Diese Darstellungsmöglich-
keit der Entwicklung des Breit-
bandausbaues einer Kommune
ist deutschlandweit einmalig.

Die Gemeinde Julbach hat sich
im Vorfeld sofort bereit erklärt,
bei dem Pilotprojekt mit zu ma-
chen. 1. Bürgermeister Elmar
Buchbauer freut sich: „Wir kön-
nen somit jedem Bürger, jeder
Bürgerin darstellen, wie sich in
den Gemeindeteilen und den kon-
kreten Wohngebäuden die Bitra-
ten in den nächsten Jahren ent-
wickeln werden. Außerdem hal-
ten wir in der Gemeinde eine Ge-
bäudeliste vor, um bei Einzelan-
fragen auch noch weitere Details
zu den erzielbaren Bitraten mit-
teilen zu können. Unser Ziel ist
es, für jedes Gebäude einen Glas-
faseranschluss bereitzustellen.
Das ist aber ein langer und ko-
stenintensiver Weg. Auf diesem
Weg wollen wir möglichst die ge-
samte Gemeinde mitnehmen und
von Jahr zu Jahr mit mehr Bitra-
ten versorgen. Die sogenannte
„Bitratenanalyse“, die wir bei der
Breitbandberatung Bayern beauf-
tragt haben, hilft uns, diesen Weg
für alle aufzuzeigen.“

Auf Basis der Bitratenanalyse
kann die Gemeinde Julbach dar-
stellen, dass sie bis 2018 100%
der Gebäude mit mehr als 30
Mbit/s versorgt. Die Gemeinde

Julbach ist trotz dieser Breitban-
derfolge weiterhin aktiv und 
es werden im Jahr 2018 16% 
der Glasfaseranschlüsse Bitraten
von größer als 100 Mbit/s haben.

Monika Hiebl, „Breitbandbe-
auftragte des Landkreises Rottal
Inn“ am Landratsamt, ergänzt:
„Die Gemeinde Julbach ist vor-
bildlich in Sachen Breitband un-
terwegs und setzt die Strategie
der schrittweisen Erhöhung der
Bitraten für alle Bürger konse-
quent um. Unser Landkreis steht
beim Breitbandausbau vor sehr
großen Herausforderungen, denn
wir sind einer der streusiedlungs-
reichsten Landkreise Deutsch-
lands. Der stufenweise Aufbau
von zukunftsfähiger Breitbandin-
frastruktur hat bei allen unseren
Kommunen oberste Priorität.“

Technologiemix

Die Gemeinde Julbach hatte im
Laufe der letzten Jahre jede Mög-
lichkeit genutzt, um allen Bür-
gern bessere Internetverbindun-
gen bereitzustellen. Der Festnetz-
ausbau erfolgt im Technologie-
mix immer basierend auf Glas-
fasertechnologie, entweder als
FTTB (Glasfaser bis zum Kabel-
verzweiger) oder als FTTH/B
(Glasfaser bis zum Grundstück
bzw. Gebäude). Mittlerweile wird
verstärkt in eine Glasfaserinfra-
struktur bis hin zu jedem Gebäu-
de investiert.

Der Breitbandpate Andreas
Hierl der Gemeinde Julbach er-
läutert hierzu: „Wir prüfen bei
jeder Gelegenheit die Möglich-
keit einer Mitverlegung von
Leerrohren für den Glasfaseraus-
bau bis zu jedem Haus. Für wei-
tere 20% aller Gebäude haben
wir die Glasfaserinfrastruktur
bereits auf Gemeindekosten bis
zur Grundstücksgrenze verlegt.
Diese Leerrohrverlegung erfolgt
nicht bei jeder Tiefbaumaßnah-
me, sondern überlegt und ziel-
führend auf Basis der sogenann-
ten FTTB-Systemplanung.“

Nach der Veröffentlichung auf
der Homepage der Gemeinde Jul-
bach www.julbach.de gibt es
großes Interesse an der Karte und
der „Zeitreise“. Die Gemeinde
kann sehr detaillierte Auskünfte
zu heute möglichen und zukünfti-
gen Bandbreiten geben, z. B.
Teststraße 13, heute 24 Mbit/s, 42
Mbit/s ab Oktober 2016, durch
das Vectoring in zwei bis drei 
Jahren 84 Mbit/s. Die Bürger
werden dabei auf dem Laufenden
gehalten und Gebiete mit unmit-
telbarem Handlungsbedarf sind
sofort sichtbar. 

Im Bauhof von Julbach hält die Gemeinde Glasfaser-Infra-
strukturmaterial vor, um jederzeit Mitverlegungen von Leer-
rohren im Rahmen von Tiefbaumaßnahmen durchführen zu
können. Von links: Ernst Haller (Breitbandberatung Bay-
ern), Julbachs 1. Bürgermeister Elmar Buchbauer, Monika
Hiebl (Koordinierung Breitbandausbau Landkeis Rottal-
Inn), Andreas Hierl (Breitbandbeauftragter der Gemeinde
Julbach), Geschäftsführer Roland Zeltner (Breitbandbera-
tung Bayern GmbH). 
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Landrat Franz Meyer zum Breitbandausbau:

„Eine Herzensangelegenheit
und daher Chefsache“

Die zahlreichen Übergaben von Förderbescheiden in den ver-
gangenen Wochen dokumentieren, dass sich in der Breitband-
förderung im Landkreis Passau viel bewegt – und viel bewegt
wird. Für eine Übersicht über die derzeitigen und geplanten
Aktivitäten der Breitbandförderung im Passauer Land wurde
zu einem Pressegespräch in den großen Sitzungssaal des Land-
ratsamtes geladen. Als Ansprechpartner standen Landrat
Franz Meyer, Abteilungsleiter Josef Kaiser und Georg Brau-
mandl, Koordinierungsstelle Breitband, sowie leitender Regie-
rungsdirektor Klaus Froschhammer zur Verfügung. 

Die zusammenfassende Be-
wertung der vorgestellten Er-
folgsbilanz: „Hohe Fördersätze
und die vorbildliche Koordinie-
rung durch das Landratsamt
wirken als Turbo für das schnel-
le Internet.“

Seit Gründung der Arbeitsge-
meinschaft Breitbandförderung
im Landkreis Passau, in der alle
38 Städte, Märkte und Gemein-
den des Passauer Landes orga-
nisiert sind, wurden rund 30
Millionen Euro in den Ausbau
der Datennetze investiert. Diese
Größenordnung innerhalb von
nur 18 Monaten stellt einen In-
vestitionsschub ohne Beispiel
dar. Dabei habe sich, so Breit-
bandkoordinator Josef Kaiser,
Landratsamt Passau, die Mi-
schung aus höheren Fördersät-
zen und der Koordinierung wich-
tiger Verfahrensschritte durch das
Landratsamt als „wirksames Be-
schleunigungsinstrument für den
Breitbandausbau im Landkreis
Passau“ erwiesen. 

Die Einstufung als „Raum
mit besonderem Handlungsbe-
darf“ ermöglicht eine Förder-

quote von 80 bis 90 Prozent.
Hinzu kommt als Besonderheit
die Unterstützung durch den
Landkreis Passau, der die Hälfte
der nicht förderfähigen Kosten
übernimmt.

Quantensprung

Die Einrichtung der Koordi-
nierungsstelle für den Breit-
bandausbau zählte 2008 zu den
ersten Amtshandlungen von
Landrat Franz Meyer und zeigt
sich heute als eines der wirk-
samsten Instrumente, um ge-
meinsam mit den Kommunen
die Breitbandversorgung im
Landkreis zukunftsfähig zu ge-
stalten. Konkret werden derzeit
37.800 Haushalte im Landkreis
mit 1.160 Kilometer installier-
tem Glasfaser-Kabel versorgt.
Diese Zahlen bedeuten für den
drittgrößten Flächenlandkreis
Bayerns einen Quantensprung.
Damit entsteht nicht nur nach
Einschätzung von Landrat Franz
Meyer ein beeindruckendes Ge-
samtpaket, zu dem er in beson-
derer Weise auch das Bundes-

förderprogramm zählt, für das
die Breitbandkoordinierungs-
stelle im Landratsamt ebenfalls
die Betreuung der Kommunen
übernimmt. Und das ist nicht al-
les: Mit dem bayerischen Pro-
gramm für öffentliches Funk-
Internet (WLAN) wird der
Landkreis Passau ein rundes
Dutzend sogenannter Hotspots
erhalten. Dies konnte Landrat
Franz Meyer nach einem Ge-
spräch mit Finanzminister Dr.
Markus Söder bekanntgeben.

Bayerische Planungen

Josef Kaiser informierte über
eine weitere Option: Bayern
plant nach Auskunft des Breit-
bandzentrums, Ende 2016 bzw.
Anfang 2017 mit weiteren 500
bis 700 Millionen Euro den
Kommunen unter die Arme zu
greifen, die mit den im ersten
Aufschlag gewährten Mitteln
zum Ausbau der Infrastruktur
für leistungsfähigere Internet-
verbindungen nicht auskom-
men. Darauf würden die Ge-
meinden entsprechend auch in
Bezug auf die Antragstellung
vorbereitet und unterstützt. 

„Der Breitbandausbau ist mir
eine Herzensangelegenheit und
daher Chefsache“, sagte Land-
rat Franz Meyer in der Presse-
konferenz. „Die Realisierung
der Datenautobahn ist die Infra-
strukturmaßnahme schlechthin
in Gegenwart und Zukunft“,

hob der Landkreischef hervor.
Josef Kaiser stellte den Servi-

ce-Charakter der Stabsstelle für
die Gemeinden heraus. Die Ko-
ordinierung schließe die Unter-
stützung der Kommunen bei 
der Einrichtung von Bayern-
WLAN-Hotspots zum Internet-
zugriff an öffentlichen Orten
und Plätzen ein. „WLAN wird
immer wichtiger“, führte Josef
Kaiser aus und nannte als Bei-
spiel den Tourismus. Hier kön-
ne die kabellose Internetverbin-
dung bereits entscheidendes
Kriterium für die potenziellen
Gäste sein. Darüber hinaus gelte
es, die „weißen Flecken“ auf
der Landkarte bei der Mobil-
funk-Abdeckung zu schließen.
Diese Funklöcher seien auch
ein Sicherheitsproblem, weil im
Notfall weder Rettungsdienst
noch Polizei alarmiert werden
könnten.

Koordinierungsstelle

„Der Landkreis Passau ist si-
cher der einzige bekannte Land-
kreis, der eine Koordinierungs-
stelle für den Breitbandausbau
aufgebaut hat, und setzt damit
Maßstäbe. Die Koordinierungs-
stelle berät die Gemeinden,
nimmt ihnen alle Formalitäten –
mit Ausnahme des notwendigen
Ratsbeschlusses – bei der Bean-
tragung von Fördermitteln ab
und übernimmt alle Aufgaben
von der Planung bis zur Aus-
wahl der wirtschaftlichsten An-
bieter. Damit wird das notwen-
dige und komplexe Wissen nur
einmal benötigt und effizient
eingesetzt.“

Im Ergebnis wurden mehr als
600 Kilometer Kabelwege mit
fast 1.200 Kilometern Glasfa-
serleitungen verlegt und im
Landkreis die Voraussetzungen
für eine zukunftssichere Anbin-
dung von Wirtschaft und Privat-
haushalten geschaffen. Bisher
haben sich bereits 36 von 38
Kommunen auch für das Bun-
desprogramm zur Breitbandför-
derung über die Koordinie-
rungsstelle angemeldet. 

Besonders wichtig und nach-
gewiesen erfolgversprechend ist
Kaiser zufolge, dass die Koordi-
nierungsstelle die Kommunen
auch bei der Einrichtung des ge-
planten Bayern-WLAN, dem
bundesweit ersten landesweit
kostenfreien WLAN, mit geplan-
ten 20.000 Zugangspunkten in
Bayern begleitet.“ 

Relaunch bei gemeindezeitung.de:

Neue Internetseiten der
Bayerischen GemeindeZeitung

online
Geretsried/München. Seit Anfang September 2016 erscheint
der Online-Auftritt der Bayerischen GemeindeZeitung 
unter www.gemeindezeitung.de in einem neuem Gewand.
Das gesamte Angebot ist jetzt zudem „responsive”, d. h. 
somit neben dem PC und bayerischen Laptops auch für alle
mobilen Ausgabe- und Endgeräte wie z.B. Smartphones und
Tablets optimiert. 

Neu ist neben dem Design ebenfalls eine verjüngte Struktur in
nur vier Hauptkategorien und eine neue Suchfunktion innerhalb
der Seite. Auch das umfangreiche Ausgabearchiv der Zeitung
wurde neu geordnet und es sind nun alle Ausgaben der Zeitung
seit dem Jahr 2003, neben einem aktuellen „e-Paper”, im Inter-
net abrufbar. 

Auf den ersten Blick fällt auch bereits auf, dass das Online-
Design der neuen GZ sich nun nahtlos in die Familie der Fach-
veranstaltungsseiten einfügt, den Fachforen der GZ, wie z.B. das
Bayerische InfrastrukturForum, das Bayerische EnergieForum,
das Bayerische WasserkraftForum oder das Bayerische Breit-
bandForum. Damit soll nun auch optisch unterstrichen werden,
welches renommierte Urgestein der Berichterstattung Bayeri-
scher Kommunalpolitik und Fachthematik hinter diesen belieb-
ten Veranstaltungen im Freistaat steht. 

Übrigens seit 1994 hat das bereits 1949 gegründete Medium
eine eigene Internetseite, die seitdem unter der Adresse www.
gemeindezeitung.de erreichbar ist. Im Jahr 2008 kamen zum
Print- und Onlineangebot die Fachveranstaltungen hinzu, spezi-
ell um das Angebot der GemeindeZeitung für die kommunale
Entscheider auch praktisch zu ergänzen. Die Fachveranstaltun-
gen haben ebenfalls eigene Internetseiten mit ihren Fachthemen.

Die Surftipps im September/Oktober der GZ lauten:
www.gemeindezeitung.de
www.bayerisches-infrastrukturforum.de
www.bayerisches-energieforum.de
www.bayerisches-wasserkraftforum.de
www.bayerisches-breitbandforum.de
www.glasklar-glasfaser.de 

BREKO Breitbandstudie 2016:

BREKO-Netzbetreiber ebnen
Weg in die Gigabit-Gesellschaft
Der Bundesverband Breitbandkommunikation (BREKO) hat
jüngst die von ihm erhobenen Marktdaten zur aktuellen Lage
auf dem Telekommunikationsmarkt vorgestellt. Im Rahmen
einer Pressekonferenz präsentierte BREKO-Präsident Norbert
Westfal die wichtigsten Ergebnisse der BREKO Breitbandstu-
die 2016. Im Anschluss daran nahm der Telekommunikations-
experte Prof. Dr. Nico Grove – CEO des Instituts für Infra-
strukturökonomie & Management und Mitglied des BREKO-
Beirats – eine wissenschaftliche Bewertung und Einordnung
der Marktdaten vor.

Wichtigstes Ergebnis der BRE-
KO Breitbandstudie 2016: Der
Ausbau mit ultraschnellen Glas-
faseranschlüssen bis zum Gebäu-
de (FTTB) oder bis direkt in die
Wohnung (FTTH) wird vor allem
durch die Netzbetreiber des BRE-
KO vorangetrieben: Mehr als 60
Prozent des wettbewerblichen
Ausbaus erfolgen (Stand: Mitte
2015) durch die mehr als 145
Carrier des führenden deutschen
Glasfaserverbands (alle alternati-
ven Netzbetreiber: 80 Prozent).
Die Wettbewerber des Ex-Mono-
polisten Deutsche Telekom haben
im vergangenen Jahr insgesamt
4,2 Milliarden Euro in den deut-
schen Telekommunikationsmarkt
investiert und damit 53 Prozent
der Gesamtinvestitionen ge-
stemmt. 

„Die BREKO Breitbandstudie
2016 bestätigt erneut: Die alterna-
tiven Netzbetreiber treiben den
Ausbau mit zukunftssicheren
Glasfaseranschlüssen bis zum
Haus oder in die Wohnung maß-
geblich voran“, sagt BREKO-
Präsident Norbert Westfal. „Auch
wenn die Vectoring-II-Entschei-
dung den Infrastrukturwettbe-
werb erheblich behindert, werden
wir uns nicht von unserem Weg
abbringen lassen: Deutschland
braucht hochleistungsfähige Gi-
gabit-Netze, um Wirtschafts-
wachstum – und damit Wohl-
stand – zu sichern. Und wir sind
diejenigen, die diese essenzielle
Zukunftsinfrastruktur bauen!“

Die Bandbreiten-Nachfrage
wird nach den Erhebungen der

BREKO Breitbandstudie 2016
erheblich zunehmen: Liegt die
aktuelle Standard-Downstream-
Bandbreite noch zwischen 10 und
30 MBit/s, erwarten die BREKO-
Netzbetreiber allein bis 2025 eine
durchschnittliche Privatkunden-
Nachfrage von 400 MBit/s im
Down- und 200 MBit/s im Up-
stream – Tendenz weiter stark
steigend. Diese Nachfrage kann
nur durch eine flächendeckende,
hochleistungsfähige Glasfaserin-
frastruktur befriedigt werden.

Gestiegenes Datenvolumen

Das im Festnetz übertragene
Datenvolumen hat sich von 2014
(9,5 Milliarden Gigabyte) auf
2015 (11,5 Milliarden Gigabyte)
weiter erhöht. Dieses Datenvolu-
men wird sich Prognosen zufolge
von 2016 bis 2020 fast vervierfa-
chen und dann mindestens 55
Milliarden Gigabyte betragen. 

Die mobile Datennutzung fin-
det in immer stärkerem Maße
(mehr als 80 Prozent) in WLAN-
Netzen statt. Eine hochmoderne
Glasfaserinfrastruktur stellt damit
nicht nur die essenzielle Basis für
eine leistungsfähige Breitband-
versorgung per Mobilfunk dar,
sondern beschleunigt das mobile
Surfen per Smartphone, Tablet &
Co. noch einmal durch die Ver-
fügbarkeit schneller WLAN-
Hotspots. 

Die Marktanalyse des BREKO
kommt unterdessen zu dem Er-
gebnis, dass das Breitbandziel der
Bundesregierung – 50 MBit/s für

alle Haushalte bis zum Jahr 2018
– unter den aktuellen Rahmenbe-
dingungen nicht mehr erreicht
werden kann. Hinzu kommt: Die
jüngste Vectoring-Entscheidung
wird den Ausbau in unterversorg-
ten Gebieten sogar verlangsamen. 

„Die Vectoring-II-Technologie,
die nach den Vorgaben Brüssels
erst nach Einführung entspre-
chender Vorleistungsprodukte
und grundsätzlich nur vom Ex-
Monopolisten in den zu weiten
Teilen bereits gut versorgten Nah-
bereichen eingesetzt werden darf,
wird den Ausbau unterm Strich
verzögern, anstatt ihn im Wett-
bewerb zu beschleunigen“, erläu-
tert Telekommunikationsexperte
Prof. Dr. Nico Grove. 

Starker Doppelausbau

Nach Berechnungen des Ver-
bands wird trotz der auch weiter-
hin erheblichen Anstrengungen
der alternativen Netzbetreiber bis
zum Jahr 2018 bestenfalls 85
Prozent aller Haushalte ein Breit-
bandanschluss mit mindestens 50
MBit/s zur Verfügung stehen.
Grund dafür ist auch die Tatsache,
dass in den vergangenen Jahren
ein starker Doppelausbau vor al-
lem in Gebieten mit paralleler
Breitbandkabel-Infrastruktur
stattgefunden hat – nach dem
BREKO vorliegenden Daten in
erster Linie durch die Deutsche
Telekom. Auf diese Weise haben
im vergangenen Jahr mehr als 70
Prozent aller Investitionen nicht
auf das Breitbandziel der Bundes-
regierung eingezahlt, sondern
sind in den Überbau bereits vor-
handener NGA-Netze geflossen.

„Der Überbau wird sich weiter
intensivieren – denn durch die
vom Regulierer abgesegnete Aus-
bauverpflichtung wird die Deut-
sche Telekom nun in den vielfach
gut versorgten Nahbereichen 
bereits vorhandene NGA-Infra-

strukturen überbauen. Das ist re-
gulatorisch angeordneter Über-
bau“, urteilt Grove.

Nach Ansicht des Verbands
müssen drei entscheidende Stell-
schrauben verändert werden, um
investitionsfördernde Rahmenbe-
dingungen für einen zukunftssi-
cheren Glasfaserausbau zu schaf-
fen: Erstens muss die Politik ein
zukunftsweisendes Infrastruktur-
ziel zum Ausbau mit direkten
Glasfaseranschlüssen (FTTB /
FTTH) definieren. Zweitens
muss auch die Bundesnetzagen-
tur ihr Regulierungsregime auf
dieses Ziel ausrichten. Und drit-
tens muss der strategische Über-
bau hochleistungsfähiger Infra-
struktur verhindert werden. Hier
lautet die Devise des BREKO:
Kooperation und Open Access
statt Überbau.

„Die BREKO-Netzbetreiber
bauen ultraschnelle Glasfasernet-
ze überall dort, wo es wirtschaft-
lich irgend möglich ist. Wir ap-
pellieren an die Politik, die aktu-
ellen politischen und regulatori-
schen Rahmenbedingungen klar
auf den dringend notwendigen
Glasfaserausbau (FTTB / FTTH)
auszurichten – denn dieser ist für
die Digitalisierung von Wirtschaft
und Gesellschaft alternativlos“,
unterstreicht BREKO-Präsident
Norbert Westfal und sendet ein
klares Signal: „Wir werden uns
mit unserer Expertise und unse-
rem Know-how noch stärker als
bislang für einen zielgerichteten
und effizienten, direkten Glasfa-
serausbau einsetzen.“ 

Schnellere Ergebnisse
für die Digitalisierung

WerAnforderungen frühzeitig visualisiert, senkt Risiken und Ko-
sten der gesamten Entwicklung und beschleunigt die Umsetzung.
msg, eine unabhängige, international agierende Unterneh-
mensgruppe, gibt vier Tipps, was dabei zu beachten ist.

Die Digitalisierung fordert
schnelle Prozesse und Entwick-
lungen in immer kürzeren Zyklen.
Spezifikationen und das Klären
von Anforderungen können je-
doch zeitraubend sein. Grafische
Prototypen, sogenannte Mockups,
sind einfach verständlich und las-
sen wenig Spielraum für Fehlin-
terpretationen. Der Kunde sieht
frühzeitig, wie sich das System
bedienen lässt – er erlebt seine
Anforderungen. 

Ein Mockup schafft nicht nur
Verständnis für Erwartungen
und Akzeptanz für das zukünfti-
ge Ergebnis, sondern regt auch
zum Weiterdenken an und legt
so die Grundlage für Innovatio-
nen. Dabei ist die Erstellung ei-
nes Mockups schnell und ko-
stengünstig: hier verbinden sich
wenig Aufwand und großer Nut-
zen.

Mockups sind ein mächtiges
Werkzeug für die Erstellung an-
wenderfreundlicher Software und
eine nützliche Ergänzung von tra-
ditionellen Requirements-En-
gineering-Aktivitäten. Sie zeigen
Kunden und Dienstleistern, wohin
die Reise gehen soll. Mockups
dienen nicht nur dazu, Feedback
einzuholen, sondern auch neue
Anforderungen wie Basis- und
Begeisterungsfaktoren zu finden.
Bei automatischen Prozessen,
komplexen Berechnungen und
der Architektur kann es jedoch
schwierig werden. Die folgenden
vier Tipps zeigen, worauf es an-
kommt.
1. Stakeholder mitnehmen

Von Anfang an sollten die Rah-
menbedingungen der Entwick-
lung, die Zielgruppe des Systems
sowie alle Qualitätsanforderungen
abgeklärt werden. Die Erwartun-
gen des Kunden genau wie das
Vorgehen müssen zu Beginn ab-
gestimmt und zu visualisierende
Szenarien definiert werden – ohne
diese Informationen kann es kein
Mockup geben.

2. Auf das Wesentliche fokus-
sieren

Noch bevor es richtig losgeht,
müssen die Mockups beschränkt
werden. Es geht nicht darum, je-
des Detail abzubilden. Das fachli-
che Objektmodell hilft bei der Fo-
kussierung: Zu einem Zeitpunkt
nur einen Aspekt bearbeiten.
Ebenso sollten ausschließlich risi-
koreiche und wichtige Szenarien
simuliert werden. So wird der op-
timale Kosten-Nutzen-Effekt er-
reicht.
3. Ideen einfach visualisieren

Nicht umsonst heißt es, dass
Ideen erst beim Zeichnen Form
annehmen. Für die ersten Schrit-
te eines Mockups sind daher
Whiteboards und Zeichnungen
auf Papier das beste Mittel, um
verschiedene Konzepte zu vi-
sualisieren. Im zweiten Schritt
kommen meist mit Hilfe von
spezieller Software erstellte Gra-
fiken und Simulationen hinzu.
Doch auch hier empfiehlt sich
der Low-Fidelity-Ansatz: „Über
Buttonfarben wird nicht disku-
tiert.“
4. Schnelle, gemeinsame Ergeb-
nisse erzielen

Im Durchschnitt braucht man
drei Iterationen von Simulation
und Feedback, bis Kunde und
Dienstleister einen Konsens er-
reichen. Für fortgeschrittene
ockups, die auch beim Feed-
back der Endnutzer sehr hilf-
reich sein können, müssen
weitere Schleifen eingerechnet
werden. Die Weiterentwick-
lung des Mockups geht jedoch
sehr schnell. Oft können schon
am nächsten Tag die überarbei-
tete Version besprochen oder
die Überarbeitungen sogar di-
rekt gemeinsam eingearbeitet
werden. Die fertige Simulation
ist in jedem Fall ein gutes Er-
gebnisprotokoll und kann als Spe-
zifikationsdokument dienen oder
es ergänzen – der Aufwand lohnt
sich also. 
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Ganz Bayern in 60 Minuten.

Ganz nah bei
den Zuschauern
Bayerns.
Von Aschaffenburg
bis Berchtesgaden.

• Aktuelle Themen
• Regionale Nachrichten
• Berichte von Land und Leuten
• Information und Service aus
Ihrer Region

Ab jetzt immer samstags von 17:45 bis 18:45 Uhr im
Programm von RTL und jeden Sonntag um 17:00 Uhr
auf den bayerischen Lokalprogrammen.

Mehr unter:
www.tvbayernlive.de

Hochzuverlässiger Datenhafen
in der Region

LEW TelNet erweitert Rechenzentrum auf mehr als 600 Quadratmeter

Der regionale Datenspezialist LEW TelNet hat sein Augsburger
Rechenzentrum erweitert und die Sicherheitsvorkehrungen noch
einmal erhöht: Ab sofort ist auf mehr als 600 Quadratmetern
Platz für 100 Serverschränke. Jeder Serverschrank ist mehrfach
an die Stromversorgung und an das Datennetz mit einer Übertra-
gungskapazität von bis zu 10 GBit/s angebunden. Für die IT-Sy-
steme stehen bis zu 11 kVA Leistungsaufnahme zur Verfügung.
Wichtig für noch mehr Sicherheit: Der Aufstellort für Kunden-
Server ist nun in zwei separate Brandabschnitte unterteilt. Ein
umfassendes Sicherheitskonzept gewährleistet zudem einen hoch-
verfügbaren und ausfallsicheren Betrieb. 

Unternehmen, Behörden und
Gewerbetreibende können die
professionelle Rechenzentrums-
Infrastruktur von LEW TelNet
nutzen, ohne selbst hohe Investi-
tionskosten tragen zu müssen: Im
Colocation-Service mieten sie
Serverschränke oder einzelne
Höheneinheiten an. So können
die Kunden Kosten ihrer IT-Sy-
steme reduzieren und dennoch ei-
nen hochverfügbaren Betrieb ga-
rantieren. Auf Wunsch über-
nimmt LEW TelNet die Bereit-
stellung, die Installation und die
Wartung der Systeme.

„Regional-Cloud“

Mit dem Konzept der „Regio-
nal-Cloud“ bieten die Neusässer
Datenspezialisten zusätzlich eine
sichere und besonders flexible

Möglichkeit, Rechenleistung und
Speicherplatz der LEW TelNet
Rechenzentrums-Umgebung zu
nutzen. Das Besondere dabei:
Während andere Cloud-Anbieter
in der Regel Serverfarmen rund
um den Globus einsetzen, werden
bei der „Regional-Cloud“ von
LEW TelNet sowohl die Verar-
beitung als auch die Speicherung
der Daten vor Ort garantiert.

Einer der Mieter im LEW Tel-
Net Rechenzentrum ist die BMF
Media Information Technology
GmbH (BMF). Das Unterneh-
men entwickelt und betreibt spe-
zialisierte Shop-Systeme und 3D-
Medien für die Reifen- und Fel-
genbranche. „Ein Serverausfall
würde für unsere Kunden sehr
schnell sehr teuer werden. Unsere
Softwareprodukte müssen daher
absolut sicher und verlässlich zur

Verfügung stehen“, so BMF Ge-
schäftsführer Stefan Klein. „Als
Mieter im LEW TelNet Rechen-
zentrum laufen unsere Systeme
unter optimalen Bedingungen“.
Aktuell hat BMF im Augsburger
Colocation-Rechenzentrum fünf
komplette Racks (Serverschrän-
ke) angemietet. Der Online-
Dienstleister hat dort seine eige-
nen Server und Systeme instal-
liert. Zusätzlich nutzt BMF noch
drei leistungsstarke Datenbank-
Server auf Mietbasis sowie ein
von den LEW TelNet-Speziali-
sten betreutes Firewall-System.

Höchstes Niveau

„Dass IT-Systeme und Daten-
banken reibungslos funktionie-
ren, ist für nahezu jedes Unter-
nehmen heute erfolgsentschei-
dend. Unser Rechenzentrum ge-
währleistet Zuverlässigkeit und
Systemverfügbarkeit auf höch-
stem Niveau. Darauf können sich
die Kunden der LEW TelNet ver-
lassen und sich somit ganz auf ihr
Kerngeschäft fokussieren“, sagt
LEW TelNet Geschäftsführer 
Johannes Stepperger. 

Schutz gegen Stromausfall 
bietet eine unterbrechungsfreie

Stromversorgung mit zusätzlicher
Absicherung über zwei Netz-Er-
satz-Anlagen mit einer Gesamt-
leistung von einem Megawatt. Im
gesamten Rechenzentrum ge-
währleistet die ebenfalls redun-
dant ausgeführte Klimaanlage
optimale Betriebsbedingungen.
Zu den Sicherheitseinrichtungen
zählen unter anderem auch die se-
parate Fehlerstromüberwachung
an jedem Serverschrank und ein
Blitzschutzsystem mit Schutz-
klasse 1 bis zum einzelnen Ser-
ver-System. Die Brandschutz-
maßnahmen reichen von der Auf-
teilung des Rechenzentrums in
verschiedene Brandabschnitte
über Brandfrühesterkennung bis
zu einer Löschgasanlage. 

Schutz vor unberechtigtem Zu-
griff auf die Kundensysteme bie-
tet die 24-Stunden-Überwachung
mit mehr als 50 Videokameras,
die mehrstufige personalisierte
Zutrittskontrolle zu den Räumen
des Rechenzentrums, ein erwei-
terter baulicher Einbruchschutz
und eine Einbruchmeldeanlage. 

Infrastruktur, Sicherheitsein-
richtungen und Betriebsabläufe
sind im bisherigen Rechenzen-
trum bereits nach dem Standard
„TÜV SÜD zertifiziertes Re-
chenzentrum“ geprüft. Die hohen
Standards bei Infrastruktur und
Betriebsprozessen sind damit
auch offiziell nachgewiesen. Für
den erweiterten, neuen Bereich ist
LEW TelNet aktuell in der Um-
setzung dieser Zertifizierung.

Mit dem eigenen rund 2.500
Kilometer langen Glasfasernetz
in Bayerisch-Schwaben und Tei-
len Oberbayerns und rund 150
Breitbandprojekten ist LEW Tel-
Net der größte regionale Netzbe-
treiber zwischen Donauwörth
und Schongau. Neben zukunftssi-
cheren Breitbandkonzepten bietet
LEW TelNet für Unternehmen
auch ein breites Dienstleistungs-
portfolio in den Bereichen IT-Si-
cherheit, Rechenzentrum, Stand-
ortvernetzung, Netzwerk, Telefo-
nie und mobiles Arbeiten. Das
Tochterunternehmen der Lech-
werke AG beschäftigt rund 100
Mitarbeiter. Weitere Infos unter
www.lewtelnet.de 

Erster Branchentarif-
Vertrag für mobiles
Arbeiten geschlossen
agv:comunity und Verdi schaffen Regelungen 

zur Flexibilität und Autonomie
Der im Oktober 2015 gegründete Arbeitgeberverband agv:co-
munity hat jetzt mit der Dienstleistungsgewerkschaft ver.di
den ersten Branchentarifvertrag „Telearbeit“ für die Telekom-
munikations- und IT-Industrie geschlossen. Dabei hat sich die
aus dem internen Arbeitgeberverband der Deutschen Telekom
hervorgegangene Organisation mit ver.di auf entsprechende
Ziele und Regelungen für das „mobile Arbeiten (Mobile Wor-
king)“ verständigt.

Die Entwicklung moderner
Informations- und Kommunika-
tionstechnologien und das hohe
Maß an Selbstständigkeit und
Verantwortungsbewusstsein der
Arbeitnehmer ermöglichen es
zunehmend, dass auch außer-
halb der Betriebe gearbeitet
werden kann. Die Tarifvertrags-
parteien verfolgen das Ziel, im
Rahmen von „Mobile Working“
eine örtliche Flexibilisierung
der Arbeitsorganisation sowohl
im Mitarbeiter- als auch im Un-
ternehmensinteresse sinnvoll zu
gestalten.

„Mobile Working“

Ziel von „Mobile Working“
ist es, durch die räumliche Fle-
xibilisierung der Arbeitsorgani-
sation:
 die Arbeitsqualität und -pro-
duktivität zu verbessern
 dem Arbeitnehmer mehr Ge-
staltungsfreiheit bei der Erbrin-
gung der Arbeitsleistung zu er-
möglichen und damit eine höhe-
re Arbeits- und Ergebniszufrie-
denheit zu erreichen,
 den Arbeitnehmern eine bes-
sere Vereinbarkeit von Beruf
und individueller Lebensfüh-
rung zu ermöglichen,
 die Kundenorientierung und
Wettbewerbsfähigkeit des Un-
ternehmens zu steigern und
 einen Beitrag zum Umwelt-
schutz zu leisten.

Christian P. Illek, Personal-
vorstand der Deutschen Tele-
kom, wertet den Abschluss als
„gelungenes Beispiel für eine
gut funktionierende und zu-
kunftsorientierte Sozialpart-
nerschaft“ und hebt hervor:
„Die Digitalisierung wird alle
Formen der Arbeit verändern.
Mit diesem Branchentarifver-
trag zeigen wir, dass Arbeitge-
ber und Sozialpartner zu kon-
struktiven Lösungen kommen
und bereit sind, die digitale
Transformation gemeinsam im
Sinne der Menschen zu
gestalten. Diese Haltung ist
ein Schlüssel zur erfolgrei-
chen Transformation der Ar-
beitswelt.“

Mehr Wahlmöglichkeiten

Lothar Schröder, Mitglied des
ver.di-Bundesvorstandes und
stellvertretender Aufsichtsrats-
vorsitzender der Deutschen Te-
lekom betont: „Die Digitalisie-
rung wird sicherlich vieles um-
krempeln. Wir haben es aber
nicht nur mit einer Herausforde-
rung für Beschäftigung und Per-
sönlichkeitsrechte zu tun. Wir
haben auch die Chance, den Be-
schäftigten mehr Wahlmöglich-
keiten zu verschaffen, selbst zu
entscheiden, von wo und wann
sie arbeiten. Diese Chance er-
schließen wir mit unserem Ta-
rifvertrag.“ 

Innovatives Schulprojekt „Augmented OHM“:

Neue Wege der digitalen
Unterrichtsgestaltung

Mit seinem wegweisenden Schulprojekt „Augmented OHM“ de-
monstrierte das OHM-Gymnasium Erlangen vor kurzem an-
schaulich, wie der Schulunterricht der Zukunft aussehen kann.
Das Projekt wird durch die von Samsung Electronics geförderte
INITIATIVE DIGITALE BILDUNG NEU DENKEN in Zusam-
menhang mit ihrem langfristigen Engagement im Bereich Virtual
Reality unterstützt. 

Dem mittelfränkischen Gym-
nasium ist es durch Einsatz von
Virtual Reality (VR) und Aug-
mented Reality (AR) gelungen,
fächerübergreifend völlig neue
Unterrichtsszenarien zu konzipie-
ren. In einer öffentlichen Präsen-
tationsveranstaltung, bei der Ver-
treter aus Politik und Presse an-
wesend waren, zeigten die Schü-
lerinnen und Schüler gemeinsam
mit ihrem betreuenden Lehrer
Thomas Zapf, wie kreative Un-
terrichtseinheiten für unterschied-
liche Schulfächermit Hilfe digita-
ler Medien wie Smartphones, Ta-
blets und VR Brillen gestaltet
werden können. 

Sie modellierten beispielsweise
das menschliche Herz virtuell
und verwendeten anschließend
einen 3D-Drucker, um das Ergeb-
nis auch haptisch erlebbar zu ma-
chen. Dadurch schlugen sie eine
intelligente Brücke zwischen vir-
tueller und realer Welt. Projektlei-
ter Thomas Zapf erklärte dazu:
„Wir können den Unterricht mit
AR und VR viel anschaulicher
machen. Und wir können ihn für
die Schülerinnen und Schüler
spannender machen. Denn sie tre-
ten nicht mehr nur als Konsumen-
ten, sondern als Produzenten auf,
die ihre Unterrichtseinheit selbst
gestalten. Deswegen lohnt es
sich, diesen Weg weiter zu verfol-
gen.“ 

Martina Stamm-Fibich, Mit-
glied des Deutschen Bundesta-
ges, zeigte sich nach der Demon-
stration des OHM Gymnasiums
beeindruckt von den Möglich-
keiten, die das Einbringen virtu-
eller Realität in Verbindung mit
digitalen Medien und Technolo-
gien im Bildungsbereich bietet:
„Was alles mit einem Smartpho-
ne möglich ist, hat mich sehr
fasziniert. Das ist anschauliche
Wissensvermittlung. Das ist die
Richtung, in die wir in Zukunft
gehen sollten, denn so muss der

Unterricht von morgen ausse-
hen.“ 

Der Parlamentarische Staatsse-
kretär im Bundesministerium für
Bildung und Forschung Stefan
Müller lobte vor allem die Pio-
nierleistung des OHM-Gymnasi-
ums und war besonders vom En-
gagement der Schülerinnen und
Schüler angetan: „Ich habe hier
einen großartigen Eindruck ge-
winnen können. Es ist wichtig,
dass eine Schule vorangeht. Wir
wissen, dass Spüren und Lernen
zusammen gehören – beides zu
verbinden, vermag die Virtuelle
Realität besonders gut. Im Ge-
spräch mit den Schülern habe ich
außerdem erfahren, dass der Ein-
satz digitaler Technologie die
Motivation, sich Wissen anzueig-
nen, steigert. Deswegen werden
Schulbücher natürlich nicht ver-
schwinden. Aber eine Ergänzung
durch die Virtuelle Realität kann
ich mir sehr gut vorstellen.“

Idealer Brückenschlag

Das für die Umsetzung des
Projekts erforderliche Equipment
wurde von der „Initiative Digitale
Bildung neu denken“ zur Verfü-
gung gestellt. „Unser Anliegen ist
es, den kompetenten Umgang
von Schülerinnen und Schülern
mit digitalen Technologien zu
fördern – gerade im Hinblick auf
die Anforderungen ihres späteren
Berufslebens. Denn die Verbin-
dung beider Wirklichkeiten, der
Virtuellen und der Realen, könnte
bereits in naher Zukunft zum All-
tag gehören, und zwar nicht nur
in der Schule sondern auch in 
der Arbeitswelt. Dieser Brücken-
schlag ist hier in geradezu idea-
ler Weise gelungen“, so Steffen
Ganders, Director Corporate Af-
fairs der Samsung Electronics
GmbH. 

Da die Initiative das Potential
des Einsatzes Virtueller Realität

im Unterricht erkannt hat, Lernin-
halte besser veranschaulichen zu
können, hat sie in Kooperation
mit dem Cornelsen Verlag bereits
ein innovatives Projekt auf den
Weg gebracht: Auf dem ersten
VR-Eduthon wurden gemeinsam
mit medienaffinen Lehrkräften,
E-Didaktikern und Virtual-Reali-
ty-Experten praxisnahe Konzept-
ideen entwickelt, die den natur-
wissenschaftlichen Unterricht 
bereichern. Ab Herbst 2016 wird
die so entstandene Virtual-Reali-
ty- Applikation auf Beta-Ebene
übermehrere Wochen im Biolo-
gieunterricht der Klassenstufen 7
bis 9 getestet. 

Die Samsung Electronics
GmbH hat im Jahr 2013 in
Deutschland die „Initiative Digi-
tale Bildung neu denken“ ins Le-
ben gerufen, weil sie mit ihrer Ex-
pertise als führendes Technolo-
gieunternehmen die Bildung als
wichtige Säule für die Zukunfts-
fähigkeit des Wirtschaftsstandorts
Deutschland nachhaltig stärken
will. Seit der Gründung sind be-
reits über 200 zukunftsweisende
Schulprojekte in die Tat umge-
setzt worden, welche die Motiva-
tion und das starke Interesse an
digitalem Unterricht verdeutli-
chen. Die Initiative engagiert
sich, um Menschen auf ihrem
Bildungsweg digitale Möglich-
keiten beim Entdecken, Forschen
und Gestalten zu unterstützen. 

Die Zukunft unserer Gesell-
schaft hängt stark davon ab, wie
wir die Potenziale und Talente der
Menschen fördern. In diesem Zu-
sammenhang spielen Bildung als
Grundlage unserer Wissensge-
sellschaft und ihre aktive Gestal-
tung sowie Weiterentwicklung ei-
ne zentrale Rolle. Die fortschrei-
tende Digitalisierung wird in den
nächsten Jahren unser Verständ-
nis von Bildung nachhaltig verän-
dern. Eine frühzeitige und sinn-
volle Einbindung digitaler Medi-
en in Lehr- und Lernprozesse ge-
währleistet dabei die Qualität der
Bildung. 
Ausführliche Informationen
zur „Initiative Digitale Bil-
dung neu denken“ unter
www.i-dbnd.de 



IUK . EDV . IT10 GZ29. 09. 2016

Digitaler Wachstumsplan
für Bayern

Ministerin Aigner präsentierte neue Leitlinien der Wirtschaftspolitik

Die Bayerische Staatsregierung richtet ihre Wirtschaftspolitik
künftig noch stärker auf Digitalisierung und Förderung von In-
novationen aus. Mit einem digitalen Wachstumsplan für den Mit-
telstand, einer Mobilfunkinitiative und neuer Technologieförde-
rung will Wirtschaftsministerin Aigner Bayern zum digitalen Zu-
kunftsstandort machen.

Ministerin Aigner: „Es ist eine
Grundbedingung für den künfti-
gen wirtschaftlichen Erfolg, dass
wir unsere Unternehmen tech-
nisch, finanziell und durch Infra-
struktur in die Lage versetzen, bei
der Digitalisierung dabei zu sein.
Jetzt satteln wir noch einmal or-
dentlich drauf und setzen vor al-
lem für den Mittelstand neue Im-
pulse. Wir sorgen dafür, dass der
bayerische Mittelstand einen
Kompetenzvorsprung in Sachen
Digitalisierung erwirbt.“

3-Punkte-Plan 
für Wachstum

Bayerns digitaler Wachstums-
plan für den Mittelstand sieht drei
Kernbereiche vor:
 Ein neues Center for Code Ex-
cellence soll das Wissen über ak-

tuelle Softwareentwicklungen an
den Mittelstand weitergeben.
 Mit dem Projekt „Bayern
Cloud“ soll die Nutzung von
Cloud-Technologien für den Mit-
telstand attraktiver gemacht wer-
den.
 Mit dem Digitalbonus werden
Investitionen in IT-Sicherheit, di-
gitale Produkte und Dienste ge-
fördert.

Insgesamt investiert Bayern
noch einmal 50 Millionen Euro
für die Digitalisierung der Bayeri-
schen Wirtschaft.

Mobilfunkinitiative

Der Mobilfunk ist neben der
Breitbandversorgung ein ent-
scheidender Faktor für unsere di-
gitale Zukunft. Deshalb startet
Bayern eine Zukunftsinitiative:

 Mit einem 5-Millionen-So-
fortprogramm werden bis 2020
bestehende Funkanlagen nach-
gerüstet oder neue Anlagen ge-
baut. 
 Umplanungen und die Suche
nach Alternativstandorten werden
unterstützt, wenn Bürgerbeden-
ken eine schnelle Umsetzung ver-
hindern.
 Die Möglichkeit eines natio-
nalen Roamings wird geprüft.
 Neue (5G-) Netze und alterna-
tive (Laser-) Übertragungstech-
nologien werden in der Praxis ge-
testet.
 Bei der Neuvergabe von Li-
zenzen an Mobilfunkbetreiber
(ab Ende 2020) wird das
Schließen „weißer Flecken“ zur
Bedingung gemacht. 
 Die Verantwortung der Mobil-
funkbetreiber, ihrer Infrastruktur-
pflicht nachzukommen, wird ein-
gefordert.
„Mit der Mobilfunkinitiative wer-
den wir die Lücken in der Mobil-
funkversorgung schließen und
Bayern zum Vorzeigeland der

mobilen Funkversorgung ma-
chen“, so Aigner.

Neuausrichtung der
Technologieförderung

Bayern ist eines der internatio-
nalen Spitzenländer in den Berei-
chen Forschung und Entwick-
lung. Damit Bayern das Land der
Innovation bleibt, fördert der
Freistaat innovative Technologie-
projekte in den nächsten beiden
Jahren mit über 100 Millionen
Euro und richtet seine Technolo-
gieförderung neu aus:
 Bayern setzt künftig auf weni-
ger Regeln, mehr Effizienz und
bessere Verfahren.
 Die Förderangebote werden
speziell für den forschenden Mit-
telstand (bis 1.000 Mitarbeiterin-

Offizielle Wiesn-Seite der Stadt: 

Alles Wichtige von Abis Z 
auf muenchen.de

München. muenchen.de, das offizielle Stadtportal, stellt die offizi-
elle Wiesn-Seite der Stadt München, auf der Besucher alles Wis-
senswerte rund um das Oktoberfest erfahren können. So sind das
neue Sicherheitskonzept und alle Änderungen, die sich dadurch
für Gäste des Oktoberfests ergeben, auf den Wiesnseiten
(www.muechen.de/oktoberfest) des Stadtportals muenchen.de er-
klärt. 

Zum Beispiel dürfen ab diesem
Jahr mitgebrachte Taschen und
Rucksäcke nur ein Volumen von
höchstens drei Litern haben und
nicht größer als 20 x 15 x 10 Zen-
timeter sein. Verboten ist außer-

dem das Mitbringen von Glasfla-
schen. Zudem werden auch die
„10 goldenen Oktoberfest-Re-
geln“ erklärt. Außerdem erfährt
man, dass wie schon in den letzten
Jahren täglich ab 18 Uhr sowie an

Samstagen und am 3. Oktober
ganztags ein Kinderwagen-Verbot
für das Festgelände besteht. Und
dass Tiere grundsätzlich nicht er-
laubt sind.

In diesem Jahr ganz beson-
ders praktisch: in der bewährten
„München App“ (Download-In-
fos: www.muenchen.de/app) von
muenchen.de kann man seinen ei-
genen Standort auf der Wiesn or-
ten. Die App zeigt dann, wie weit
gesuchte Lokalitäten entfernt sind.
So wird man beispielsweise zum
gewünschten Festzelt navigiert
und bekommt gleichzeitig einen
Überblick, wie die Festzelte von
anderen Besuchern bewertet wur-
den. Dieses Jahr wurden außer-
dem erstmals die Standorte der
Geldautomaten, Fahrgeschäfte,
Gepäckaufbewahrungs-Möglich-
keiten, Erste-Hilfe-Stationen so-
wie der Toiletten auf der Theresi-
enwiese in die München App auf-
genommen. 

Überblick zur Gedrängelage 

Wer Gedränge meiden will, für
den gibt es auf muenchen.de das
Wiesn-Barometer. Dieses zeigt
aufgrund ausgewerteter Besu-
cherzahlen, wann auf der Theresi-
enwiese viel los ist – und wann
die Chancen auf einen freien Platz
im Festzelt am höchsten sind. 

Aktuell kann sich jeder über die
Wiesn-Webcam von muenchen.
de informieren, ob es auf dem Ok-
toberfest gerade hoch hergeht. In
aufgezeichneten Kurzvideos fängt
die Wiesn-Seite zusätzlich die
Stimmung auf der Theresienwiese
ein und lässt dabei unter anderem
Besucher zu ihrem Lieblings-
Wiesnhit und ihren Leibgerichten
zu Wort kommen. 

Auch im Bereich Lifestyle hat
die Wiesn-Seite von muenchen.de
einiges zu bieten: Tipps für den
Wiesn-Flirt (zum Beispiel, auf
welcher Dirndl-Seite nun die
Schürzen-Schleife Aufschluss
darüber gibt, dass die Dame der
Wahl vergeben ist) oder Inspira-
tion für das eigene Wiesn-Outfit.
Dazu entsprechende Läden, in de-
nen man neue oder gebrauchte
Tracht bekommen kann. Ein
Bayerischkurs (von „Grias di“ bis
„Schleich di“) rundet das zwi-
schenmenschliche Nutzwertan-
gebot ab. Alle diese Tipps sind
natürlich auch während des 

Terminhinweis:

4. Kommunales GIS-Forum
2016 in Neu-Ulm

Unter dem Titel „Geodaten – Fit für die Zukunft“ rückt das 
4. Kommunale GIS Forum des Runden Tisches GIS e.V. am 
14. November in Neu-Ulm erneut die praktische Bedeutung von
Geodaten in Städten, Gemeinden und Landkreisen in den Fo-
kus. Denn die Gebietskörperschaften haben schon heute zahl-
reiche Aufgaben zu lösen, bei denen Geodaten eine entscheiden-
de Rolle spielen.

Nutzen Sie das Kommunale GIS-Forum zum Gedanken- und
Erfahrungsaustausch und seien Sie am 14. November im Edwin-
Scharff-Haus in Neu-Ulm dabei. Das vollständige Programm ist der
Webseite des Runden Tisches GIS (http://www.rtg.bv.tum.de/
index.php/en/aus-und-weiterbildung/aktuelle-termine/1039 ) zu ent-
nehmen. Die Anmeldung zur Veranstaltung kann online vorgenom-
men werden.

Das Kommunale GIS-Forum des Runden Tisches GIS rückt die
veränderte und sich weiter verändernde Praxis der kommunalen 
Geodatenmanager einmal mehr in den Mittelpunkt. Das Vortrags-
programm zeigt dementsprechend zum einen eine große Bandbreite
konkreter Anwendungen vor Ort, angefangen vom Einsatz von 
Geodaten für das Ökoflächenkonto über Beispiele bei kommunalen
Versorgungsunternehmen bis zu den Aufgaben der Stadtentwick-
lung. Zum anderen präsentieren Landesämter und Ministerien, wel-
che Datenportale und Dienstleistungen sie den Kommunen heute
und künftig anbieten können, damit diese die vielfältigen Herausfor-
derungen auch bewältigen können.

Doch nicht nur thematisch wachsen die Anwendungsgebiete von
Geodaten. Auch technisch gilt es, sich „Fit für die Zukunft“ zu
machen. Vernetzte Apps, mobile Anwendungen und neue Platt-
formstrategien sind daher weitere Themen des Kommunalen
GIS-Forums. Die anstehende Koordinatentransformation in
Bayern und Baden-Württemberg im Zuge europäischer Harmo-
nisierungen der Datenbasis rundet den Themenmix ab.

Das 4. Kommunale GIS-Forum bringt GIS-Verantwortliche
und Entscheidungsträger aus Gemeinden, Städten und Land-
kreisen mit GIS-Anbietern und GIS-Dienstleistern sowie Öf-
fentlich bestellten Vermessungsingenieuren und Vermessungs-
büros zusammen. Auch Vertreter der Kommunalen Spitzenver-
bände, von Staatlichen und Städtischen Vermessungsämtern so-
wie Verantwortliche der Geodateninfrastrukturen aus Bayern
und Baden-Württemberg besuchen das Forum.

P.S.: Die Mitglieder des Runden Tisches GIS profitieren
natürlich von einem vergünstigten Teilnehmerbeitrag. 

nen und Mitarbeiter) erweitert.
 Bei Kooperationsprojekten
wird die Deckelung der Förde-
rung in Bezug auf das Gesamt-
projektvolumen aufgehoben.
 Die Förderung einzelbetriebli-
cher Vorhaben bei größeren und
großen Unternehmen speziell zur
Standortstärkung wird ermöglicht.

Dazu Ministerin Aigner: „Wir
schaffen ein modernes, einfaches,
auf die neuen Trends der Digitali-
sierung zugeschnittenes Förder-
programm für den Mittelstand
und die großen Unternehmen.“

Strukturentwicklung

Neben der Wirtschaftsförde-
rung wird die Staatsregierung
auch Regionen unterstützen, die
vom Stellenabbau bei Siemens

und British American Tobacco
betroffen sind. „Klar ist: Die
Bayerische Staatsregierung lässt
die betroffenen Menschen nicht
im Stich und stützt die Regionen
mit einer gewaltigen Kraftan-
strengung“, sagte Aigner.

Für eine zukunftsfeste Aufstel-
lung der betroffenen Regionen
Passau, Nürnberg/Erlangen, Bad
Neustadt und Bayreuth investiert
Bayern zusätzlich 25 Millionen
Euro. Die Standorthilfe fließt aus-
schließlich in Bereiche, die für
zukünftiges Wachstum stehen
und an den Kompetenzen der Re-
gion anknüpfen. „So stellen wir
sicher, dass die Aufholjagd für
zukünftiges Wachstum und Ar-
beitsplätze dort gelingt, wo jetzt
das Wort Strukturwandel die Rin-
de macht“, so Aigner. 

Wiesn-Besuchs nützlich und des-
wegen auch mobil abrufbar.
Ebenso wie die Facebook-Version
– denn die offizielle Oktoberfest-
Page der Stadt München bei Face-
book (facebook.com/oktoberfest)
wird ebenfalls von muenchen.de
betrieben. Mit derzeit rund
120.000 Fans ergänzt sie die Inter-
netseite mit ganz aktuellen News
und Live-Videos vom größten
Volksfest der Welt. Das Liken
lohnt sich hier: über diesen 
Facebook-Account sowie über
Twitter (www.twitter.com/
muenchen_de) informiert muen-
chen.de darüber, welche Festzel-
te aktuell überfüllt sind und die
Besucher folglich keine Chance
auf einen Platz haben. 

Offizielle Wiesn-App 
für 2017 

Eine besondere Neuerung ist
für das nächste Jahr angekündigt:
2017 werden muenchen.de und
das Referat für Arbeit und Wirt-
schaft eine offizielle Wiesn-App
herausbringen. Die ersten Test-
läufe unter realen Bedingungen
für die App wird es bereits dieses
Jahr auf dem Oktoberfest geben.
„Wir freuen uns sehr auf den
Launch unserer Wiesn-App im
nächsten Jahr“ verrät Bürgermei-
ster Josef Schmid. „Gemeinsam
mit muenchen.de sorgen wir
dafür, dass jeder Besucher alles
Wichtige rund um das größte
Volksfest der Welt kompakt auf
seinem eigenen Smartphone zur
Verfügung stehen hat.“ 

Zum ersten Mal wird es die
Wiesn in diesem Jahr auch als
360-Grad-Erlebnis geben: Mit-
hilfe spezieller Kameras wird das
Geschehen auf der Theresienwie-
se – etwa der Erlebnis-Test eines
Fahrgeschäfts – in Rundum-Op-
tik aufgezeichnet. Übrigens: In
der VR-App der Stadt München
kann man schon seit einiger Zeit
viele Attraktionen der bayeri-
schen Landeshauptstadt in 360-
Grad betrachten - ob Eisbachsur-
fer oder das Biergartentreiben am
Chinesischen Turm (Infos unter:
www.muenchen.de/360grad). 

it-sa 2016 in Nürnberg:

Vielfältiges Foren- und
Kongressprogramm

Rund 230 Forenbeiträge zu Management, Technik und Trends

Vom 18. bis 20. Oktober informieren sich IT-Sicherheitsexperten
auf der it-sa in Nürnberg über aktuelle IT-Sicherheitsprodukte
und -dienstleistungen. Fachbesucher erwartet ein umfassendes
Rahmenprogramm: Rund 230 Vorträge und Diskussionsrunden
stehen ihnen in drei Foren offen, darunter die Keynote von Maxi-
milian Schrems am dritten Messetag. Der Jurist und Daten-
schutzaktivist spricht über die Vorgaben der EU-Datenschutz-
Grundverordnung für mehr Datenschutz durch IT-Sicherheits-
maßnahmen. Begleitend zur Fachmesse, zu der über 470 Ausstel-
ler in Nürnberg erwartet werden, informieren Lösungsanbieter,
Verbände und Organisationen im Kongressprogramm Con-
gress@it-sa. 

„IT-Security-Experten und Ent-
scheider verschaffen sich mit ei-
nem Besuch der it-sa einen um-
fassenden Marktüberblick. Zu-
sätzlich profitieren sie vom infor-
mativen Rahmenprogramm mit
seinem zielgruppengerechten In-

formationsangebot. Congress@
it-sa bietet zusätzliches Know-
how“, erklärt Frank Venjakob,
Executive Director it-sa, Nürn-
bergMesse.

Vortragsprogramm
in drei offenen Foren

Die offenen Foren ermöglichen
schnelle Orientierung im Vor-
tragsprogramm der it-sa mit ins-
gesamt rund 230 Beiträgen:
Während im Forum Rot die stra-
tegische und wirtschaftliche Be-
deutung von IT-Sicherheit für Un-
ternehmen im Mittelpunkt steht,
befassen sich die Expertenbeiträ-
ge im Forum Blau mit der techni-
schen Umsetzung. Das Auditori-
um ergänzt das Informationsan-
gebot um Vorträge zur aktuellen
Entwicklung der IT-Security und
ist Bühne für Organisationen aus
Branche und Politik.

Unter anderem informiert der
Verband der Internetwirtschaft
eco mit einer Diskussionsrunde
über angreifbare Web-Applikatio-
nen, ein TeleTrusT-Panel zu Indu-
strie 4.0 Security und das Bundes-
amt für Sicherheit in der Informa-
tionstechnik zum Umsetzungs-
stand beim IT-Sicherheitsgesetz.
Das Thema einer vom Kranken-
haus IT-Journal präsentierten
Runde verdient nach erfolgrei-
chen Angriffen auf Krankenhäu-
ser besondere Aufmerksamkeit:
Welchen Herausforderungen und
Investitionen müssen sich die IT-
Verantwortlichen im Gesund-
heitswesen jetzt stellen?

Der Jurist und Datenschutzakti-
vist Maximilian Schrems, dessen
Klage gegen Facebook vor dem
Europäischen Gerichtshof zum
Ende des Safe-Harbor-Abkom-
mens mit den USA führte, spricht
die Keynote der it-sa 2016. In sei-
nem Vortrag „Mehr Datenschutz
durch sichere IT-Strukturen? Was
die neuen EU-Regeln einfordern“
geht er auf die Bedeutung der im
Mai in Kraft getretenen Neurege-
lung für IT-Sicherheitsverantwort-
liche ein. Maximilian Schrems
Keynote findet am Donnerstag,
den 20. Oktober 2016 um 12:30
Uhr im Auditorium statt.

IT-Sicherheitsbeauftragten,
Entscheidern, Forschern und
Behördenbediensteten bietet Con-
gress@it-sa ein jeweils passge-
naues Angebot rund um die neue-
sten Entwicklungen in der IT-Si-
cherheit. Zu den Themen im Kon-

gressprogramm zählen rechtliche
Aspekte wie die EU-Datenschutz-
grundverordnung genauso wie
Fachinformationen beispielsweise
zu SAP, Cloud und Privileged Ac-
count Security oder Identity und
Access Management. In weiteren
Veranstaltungen zeigen die Refe-
renten Maßnahmen für den
Schutz der Unternehmens-IT auf
und gehen der Frage nach, welche
Sicherheitsstrategie derzeit die
richtige ist. 

Die international ausgerichtete
EICAR Conference findet erst-
mals teilparallel zur it-sa statt. Die
zweitägige Veranstaltung beginnt
am Montag, den 17. Oktober und
bringt IT-Sicherheitsforscher und
–entwickler zusammen. Die dies-
jährige, 24. Ausgabe steht unter
dem Motto Vertrauenswürdigkeit
von IT-Sicherheitslösungen. 

IT-Grundschutztag

Ebenfalls einen Tag vor der
Messe beginnt die Jahrestagung
der IT-Sicherheitsbeauftragten in
Ländern und Kommunen. Die
zentrale Weiterbildungsveranstal-
tung findet zum vierten Mal zur it-
sa statt und richtet sich ausschließ-
lich an Bedienstete aus Bund,
Ländern und Kommunen. Das
Bundesamt für Sicherheit in der
Informationstechnik richtet den
IT-Grundschutztag unter dem
Dach von Congress@it-sa aus.

Die IT-Sicherheitskonferenz it-
sa Brasil bringt Fachleute und
Entscheider in São Paulo zusam-
men. Die von der NürnbergMesse
Brasil zum dritten Mal organisier-
te Konferenz findet jährlich statt,
dieses Jahr am 13. und 14. Sep-
tember 2016. Sie ist Diskussions-
plattform für Experten aus nam-
haften Unternehmen wie Micro-
soft oder KPMG sowie For-
schung und Behörden. Begleitet
wird sie von einer Foyerausstel-
lung. Namhafte brasilianische
Wirtschaftsverbände unterstützen
die it-sa Brasil ebenso wie Tele-
TrusT, Organisator eines Gemein-
schaftsstandes unter dem Motto
„IT-Security made in Germany“.

Sicherheitsmessen der
NürnbergMesse

Die NürnbergMesse verfügt
über eine ausgewiesene Kompe-
tenz im Themenfeld Sicherheit.
Mit Veranstaltungen wie Enforce
Tac – Fachmesse für Law Enfor-
cement, it-sa und it-sa Brasil –
Fachmessen für IT-Sicherheit,
FeuerTRUTZ – Fachmesse für
vorbeugenden Brandschutz, Peri-
meter Protection – Fachmesse
für Freigeländeschutz, FIRE &
SECURITY INDIAEXPO sowie
U.T.SEC – Unmanned Technolo-
gies & Security führt sie insge-
samt gut 1.000 Aussteller und
über 20.000 Besucher aus aller
Welt zusammen. 
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Komuna Kunden Forum 2016:

Moderne Leistungen für
moderne Verwaltungen

Praxisgerechte eGovernmentlösungen mit Zukunft und neue
innovative Softwareprodukte prägten das umfangreiche Pro-
gramm des diesjährigen komuna Kunden Forums in Altdorf
bei Landshut. Neben der Präsentation umfassender Servicelei-
stungen für den Bereich IT & Technik wurden die bewährten
Software-Lösungen komuna.RSP, komuna.APP und komu-
na.RIS mit diversen Neuerungen vorgestellt. Für knapp 400
Gäste standen interessante Vorträge, aktuelle Informationen,
individuelle Beratung und persönlicher Austausch im Vorder-
grund.

Steigender Kostendruck, die
Auswirkungen des demografi-
schen Wandels sowie die stetig
wachsende Vielfalt an zu bewäl-
tigenden Aufgaben fordern von
den Kommunen umfassende
Veränderungen in nahezu allen
Verwaltungsbereichen. Für die
kommunalen Verwaltungen ist
deshalb die Digitalisierung der
Abläufe mit eGovernment-Ser-
vices das Zukunftsthema. 

Seit 2016 haben die Bürger
durch das bayerische eGovern-
ment-Gesetz einen rechtlichen
Anspruch auf elektronische
Kommunikation mit Landes-
und Kommunalbehörden. Wie
Carolin Stimmelmayr vom
Bayerischen Staatsministerium
der Finanzen erläuterte, infor-
miert das BayernPortal zu Ver-
waltungsabläufen, orientiert an
den Lebenssituationen der Bür-
ger. Gleichzeitig bietet es die
Links zu den am jeweiligen
Wohnort zuständigen Behörden
- mit Angaben zu Adressen und
Ansprechpartnern, aber auch
mit dem direkten Link auf mög-
liche Online-Behördengänge in
der Kommune. So eröffnet es
den Bürgern den schnellen Weg
ins Rathaus. Dazu stellt das
BayernPortal heute schon Funk-
tionen bereit, die von allen
Kommunen zum 1.1.2020 ge-
fordert werden: ein sicheres,
verschlüsseltes Mail-Postfach
und die Nutzeridentifikation. 

Bürger können sich auf Basis
von Nutzername-Passwort ein
Profil zulegen, das für Online-
Vorgänge in allen bayerischen
Behörden verfügbar ist. Beson-
ders interessant dabei: die Nut-
zung der eID-Funktion im neuen
Personalausweis. Damit kann
der überwiegende Teil aller Ver-
waltungsvorgänge rechtssicher
komplett online erledigt werden.
Ohne zusätzliche Kosten für die
Kommune.

Als perfekte Kombination für

praxisgerechtes eGovernment
wurden beim komuna Kunden
Forum BayernPortal und komu-
na.RSP (Rathaus Service-Por-
tal) präsentiert. Diese „Rund um
die Uhr Serviceleistung“ offe-
rieren bereits über 250 komuna-
Kunden in Bayern ihren Bür-
gern und sorgen somit für eine
bürgerfreundliche Verwaltung.
Die Basisdienste, die der Frei-
staat Bayern den Kommunen
betriebskostenfrei zur Verfü-
gung stellt, verleihen dem ge-
samten Thema noch mehr
Rechtssicherheit. Mit komu-
na.APP ist all dies selbstver-
ständlich auch als mobile Versi-
on verfügbar. Mit neuem Lay-
out und Design und einer Viel-
zahl neuer Funktionen macht
sich komuna.APP fit für die an-
stehende 100. Installation.

BayernPortal

Laut Finanzminister Dr. Mar-
kus Söder ist es das erklärte 
Ziel der eGovernment-Strategie
Montgelas 3.0, die digitale Ver-
waltung in Bayern weiter aus-
zubauen. Grundlage dafür ist
das BayernPortal mit seinen
eGovernment-Basisdiensten,
die die Kommunen kostenfrei
erhalten. Dies sei bundesweit
bisher einmalig. Mit der Anbin-
dung des Rathaus Service-Por-
tals seien Online-Dienste er-
freulicherweise von weiteren
700 Kommunen über die Bayer-
nID erreichbar, hob Söder in ei-
ner offiziellen Stellungnahme
hervor.

Erstmals wurde CIP – KD
6.0, die Zukunft des Finanzwe-
sens, vorgestellt. Die neue Lö-
sung für das Finanzwesen wird
mit modernsten Werkzeugen
und neuesten Methoden ent-
wickelt. Auf der Basis von
HTML5 und Java kann CIP –
KD 6.0 von den technologi-
schen Fortschritten im Web di-

rekt profitieren und innovative
Funktionen schnell zum Nutzen
des Kunden übernehmen. Ein
wichtiger Maßstab ist dabei
aber nicht die Anzahl an Funk-
tionen, sondern deren Qualität.
Mutig wird Bewährtes hinter-
fragt und verbessert; zudem
werden neue Maßstäbe in De-
sign, Bedienbarkeit und Hand-
habung gesetzt. Das neue Fi-
nanzwesen ist intuitiv und funk-
tional wie nie zuvor. 

Neue Softwaregeneration

Thema Meldewesen: Aus-
führlich wurde im Rahmen des
Kunden Forums die neue Soft-
waregeneration VOIS präsen-
tiert. Das Neue und Innovative
an VOIS ist seine Architektur,
ein Baukastensystem, das so-
wohl eine softwareseitige als
auch organisatorische Plattform
zur Integration verschiedener
Fachverfahren bereitstellt –
vom Einwohnermelde-, über
Ausländer- und Gewerbe-/Er-
laubnis- bis hin zum Führer-
scheinwesen.

Mit einem einheitlichen Look-
and-Feel, einer modernen Web-
oberfläche und einer über alle
Anwendungen hinweg gleichen
bzw. ähnlichen Programm- und
Vorgangslogik wird VOIS so
vor allem den fachübergreifen-
den Anforderungen von Bür-
gerämtern gerecht.

Seit Mitte 2015 ist VOIS ME-
SO bei rund 400 hessischen
Meldebehörden erfolgreich im
Einsatz und seit Januar 2016
bei der Stadt Berlin. Ende
2016 wird komuna in Bayern
die ersten MESO-Kunden auf
das Fachverfahren umstellen.

Mehr als 650 Installationen in
nur sieben Jahren – dieser Er-
folg spricht für komuna.RIS –
das Rathaus Informations-Sy-
stem. Die dort gebündelten An-
wendungen CIP – Archiv, Do-
kumentenmanagement und Sit-
zungsdienst mit Ratsinformati-
onssystem und Sitzungs-App
sind schon jede für sich eine ei-
gene Klasse. In Kombination
sind sie nahezu unschlagbar:
Alle im Rathaus vorhandenen
Informationen vereinen sich bei
komuna.RIS unter einer Ober-
fläche - egal ob allgemeiner
Schriftverkehr, E-Mail-Verkehr,
Beschlüsse aus der Gremienar-
beit oder Dokumente aus Fach-
verfahren. Eine ungemeine Er-
leichterung für Sachbearbeiter
und Entscheider. Die neue
Oberfläche bietet individuelle
Navigation und steigert die Effi-
zienz.

Ein weiterer Bestandteil der
umfangreichen komuna-Pro-
duktpalette ist komuna.SYS.
Erfahrene Experten sorgen für
IT-Dienstleistungen, die alle
kommunalen Anforderungen
beherrschen. Ob ganze Netz-
werksysteme oder Beratung zu
speziellen Fragen: Die komuna-
Systemlösungen werden indivi-
duell konzipiert, schlüsselfertig
installiert und eingerichtet. Ak-
tuelle Topthemen beim Kunden
Forum waren das komuna-
Bundle für ein Informationssi-
cherheits-Managementsystem
(ISMS), die zertifizierte Lang-
zeitarchivierung und die Ausla-
gerung in einen Rechenzen-
trumsbetrieb.

Wie komuna-Geschäftsfüh-
rer Christian Fuchs bilanzie-
rend feststellte, „sind wir stolz
darauf, dass wir nicht nur 
mit unseren neuen modernen
Weblösungen im Bereich Fi-
nanz- und Meldewesen, son-
dern auch mit unseren bewähr-
ten Softwareprodukten nicht
nur auf der Höhe der Zeit, son-
dern der Zeit wiederum etwas
voraus sind“. DK

eGovernment MONITOR 2016: 

Steigende Nutzung
Wie aus dem eGovernment MONITOR 2016, erstellt vom In-
stitut für Public Information Management (IPIMA) sowie der
Initiative D21, hervorgeht, haben im vergangenen Jahr in
Deutschland wieder etwas mehr Menschen E-Government ge-
nutzt, der Langfristtrend bleibt über die Jahre gesehen jedoch
konstant. 

Zum ersten Mal steigt das
Nutzungsniveau ausschließlich
in Deutschland, in Österreich
bleibt es nahezu gleich, in der
Schweiz geht es etwas zurück.

Der E-Government MONI-
TOR liefert seit 2011 jährlich
ein umfassendes Bild über die
aktuelle E-Government-Situa-
tion in Deutschland. Dazu
gehören neben Nutzung, Zu-
friedenheit, Treibern und Bar-
rieren auch die Evaluierung
verschiedener E-Government
Möglichkeiten sowie Einstel-
lungen der Bürger. Im Jahr
2016 werden Österreich und
die Schweiz als Vergleichslän-
der herangezogen.

Kommunale Aufgabe

Der Deutsche Landkreistag
unterstützt das Projekt, ebenso
wie das Projekt Modellkom-
mune E-Government, bei dem
insgesamt drei Landkreise mit-
wirken. Präsident Landrat
Reinhard Sager dazu: „E-Go-
vernment ist ganz klar eine an
Bedeutung gewinnende Form
der Aufgabenerfüllung der
Kommunen. Das hat zuletzt
auch die Bundeskanzlerin an-
lässlich unseres Verbandsju-
biläums deutlich gemacht.
Deutschland darf in Sachen
Digitalisierung – ob im Bund,
in den Ländern oder auf kom-
munaler Ebene – kein Ent-
wicklungsland sein.“ 

Grundsätzliche Fragen

Sager zufolge stellen sich im
Lichte der Digitalisierung des
Lebens, aber auch und vor al-
lem der Verwaltungsdienste
und Daseinsvorsorgeangebote,
ganz grundsätzliche Fragen:
„Passen Digitalisierung und
räumliche Begrenzung von
Aufgaben überhaupt zusam-
men? Bei den vielen per-
sonenzentrierten Leistungen
beispielsweise im sozialen Be-
reich wird auch künftig der
persönliche Kontakt notwen-
dig sein. Hier braucht der Bür-
ger nach wie vor einen An-
sprechpartner. Etwas anderes
gilt etwa für Dienste wie die
Zulassung eines Fahrzeuges,
die Beantragung eines Perso-
nalausweises oder die Einrei-
chung eines Bauantrages.“

Laut Studie waren zuletzt in
Deutschland und Österreich
mehr Bürgerinnen und Bürger
mit E-Government-Angeboten

zufrieden als in den Jahren zu-
vor. Der Wert erreicht in bei-
den Ländern den Höchststand
seit Erhebung der Studie. Die
Schweiz verzeichnet noch im-
mer die höchste Zufrieden-
heitsrate, wenngleich die Zu-
friedenheit im Vergleich zum
Vorjahr gesunken ist.

Open-Government-
Angebote 

Im Jahresvergleich zeigt
sich, dass immer mehr Bürge-
rinnen und Bürger Open-Go-
vernment-Angebote kennen.
Die größte Steigerung zeigt
sich bei der Kenntnis von On-
line-Konsultationen zu Stadt-
entwicklungsfragen oder strit-
tigen Infrastrukturvorhaben,
sie steigt von 7 auf 16 Prozent. 

Bedenken zu mangelnder
Datensicherheit sowie Daten-
schutz stellen für die Befragten
aller drei Länder eine weitaus
geringere Barriere für eine in-
tensivere E-Government-Nut-
zung dar als in den Vorjahren.
2016 werden in allen drei
Ländern die niedrigsten Werte
bei den Bedenken seit der Er-
fassung gemessen. Fragt man
diejenigen mit entsprechen-
den Bedenken genauer, so zei-
gen sich „Angst vor Daten-
diebstahl“ und „mangelnde
Informationen darüber, was
mit den Daten passiert“ als
größte Sorge.

Online-Ausweisfunktion
und De-Mail 
bleiben unbeliebt

Wie die Untersuchung zu-
dem zeigt, bleiben die Online-
Ausweisfunktion des neuen
Personalausweises sowie De-
Mail in Deutschland unbe-
liebt. Immer weniger Bürger
und Bürgerinnen entscheiden
sich für eine Freischaltung,
Grund ist der unzureichende
Nutzen.

Behörden bieten bezüglich
der Online-Ausweisfunktion
nur wenig Unterstützung durch
Information und Beratung, 
16 Prozent der Befragten in
Deutschland wurde gar von
der Freischaltung durch Mitar-
beitende der Behörden abgera-
ten.

Der Bildungsgrad entschei-
det maßgeblich über die E-Go-
vernment-Nutzung; Geschlecht
und Alter zeigen keinen Ein-
fluss. DK

Online suchen, 
stationär kaufen

Der stationäre Einzelhandel in Bayern muss online für Kunden
besser sichtbar sein. Denn das Internet spielt bei der Kaufvor-
bereitung eine immer wichtigere Rolle.

Immer mehr Kunden infor-
mieren sich online über Produk-
te und Preise, kaufen aber dann
doch im stationären Geschäft.
Zu diesem Ergebnis kommt ei-
ne repräsentative Studie unter
bayerischen Internetnutzern, die
Yatego Local für den Handels-
verband Bayern (HBE) erstellt
hat. Danach nutzen 41 Prozent
(Vorjahr: 35 Prozent) das Inter-
net für die Kaufvorbereitung.
HBE-Geschäftsführer Bernd
Ohlmann: „Eine eigene Home-
page ist ein absolutes Muss.
Händler mit einer Online-Aller-
gie werden sich nur schwer am
Markt behaupten können.“

Zwar haben mittlerweile über
80 Prozent der bayerischen Ein-
zelhändler eine eigene Homepa-
ge, doch viele Kunden finden
im Netz nicht das, was sie su-
chen. Laut Studie werden bei
der Online-Suche nur 52 Pro-
zent fündig. Ben Rodrian, CEO
von Yatego Local: „Leider
schöpfen viele Händler nicht al-
le Möglichkeiten der zuneh-

menden Digitalisierung aus.
Um Kunden an das eigene Ge-
schäft zu binden, muss man alle
Kanäle nutzen.“ So nutzen z.B.
derzeit nur wenige Unterneh-
men die Möglichkeit eines ge-
meinsamen Auftritts im Internet
über regionale Online-Plattfor-
men oder Marktplätze.

Läden sollen geöffnet bleiben

Zwar ist die Kauflust im Netz
ungebrochen und ein Ende des
Online-Wachstums nicht in
Sicht. Doch das Schließen von
Geschäften und ein Veröden der
Innenstädte wollen auch die
Online-Käufer nicht: So finden
es fast zwei Drittel der Befrag-
ten „sehr bedauerlich“, wenn es
künftig immer weniger lokale
Einzelhändler geben würde. 

Die Studie „Lokale Einzel-
händler im digitalen Zeital-
ter“ steht unter https://www.
hv-bayern.de/leistungen/
studien-umfragen/zum kosten-
losen Download bereit. 

Herrmann informiert sich über
IT-Sicherheit „Made in Bayern“
Fujitsu betreibt nach eigenen Angaben in Augsburg Europas
modernstes Produktionswerk für IT-Lösungen. Bayerns In-
nenminister Joachim Herrmann nutzte bei einem Besuch die
Gelegenheit, sich dort über Sicherheitsstrategien aus Sicht der
Unternehmen zu informieren und für die Angebote des Frei-
staats zu werben. 

Erneut machte er deutlich,
wie wichtig es für Unterneh-
men, Behörden und Bürger ist,
sich umfassend vor Cyberan-
griffen zu schützen. Der Frei-
staat sorge dabei mit seiner Cy-
ber-Sicherheitsstrategie für ein
möglichst hohes Maß an Cyber-
sicherheit.

Personelle Verstärkung

Das 2013 gegründete Cyber-
Allianz-Zentrum Bayern beim
Bayerischen Landesamt für Ver-
fassungsschutz steht Unterneh-
men, Hochschulen, Forschungs-
einrichtungen und Betreibern
‘Kritischer Infrastrukturen’ bei
elektronischen Angriffen mit
Spionage- und Sabotagehinter-
grund als kompetenter und ver-
traulicher Ansprechpartner zur
Verfügung. Es wird aufgrund 
der großen Nachfrage nun
nochmals personell verstärkt.
„Beim Bayerischen Landeskri-
minalamt haben wir außerdem
eine Zentrale Ansprechstelle Cy-
bercrime eingerichtet“, so Herr-
mann. 

Die Bayerische Polizei biete
allen Unternehmen, Verbänden
und Behörden und sonstigen In-
stitutionen Ansprechpartner, falls
sie Opfer von Internetkrimina-
lität geworden sind. Zusätzliche
Informatiker mit spezifischen
Spezialwissen, sogenannte ‘’In-
ternetpolizisten’, ermitteln laut
Herrmann bayernweit bei her-
ausragenden Delikten im Be-
reich der Internetkriminalität.
„Damit erhoffen wir uns weitere

Ermittlungserfolge im Kampf
gegen Attacken aus dem Netz“,
erklärte Herrmann.

Fujitsu beschäftigt am Stan-
dort Augsburg 1.600 festange-
stellte Mitarbeiter. In Testlaboren
werden IT-Systeme und einzelne
Bauteile entwickelt, getestet und
zertifiziert. In Augsburg betreibt
Fujitsu die einzige in Deutsch-
land verbliebene Fertigung von
PC-Servern, Speichersystemen
und Hauptplatinen. 
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vbw-Forderung:

100 Mbit/s für alle bis 2020
und ein besseres Mobilfunknetz

Leistungsfähige Kommunikationsnetze sind die Grundlage der
Digitalisierung. Die vbw – Vereinigung der Bayerischen Wirt-
schaft e. V. hat in einer Studie untersucht, welche konkreten
Anforderungen die Unternehmen im Freistaat an die kabelge-
bundene und mobile Netzinfrastruktur haben. Die Studie wurde
im Auftrag der vbw von der GMS Dr. Jung GmbH erstellt und im
Rahmen eines vbw Kongresses vorgestellt. 

„Bayern und seine Unterneh-
men haben beste Voraussetzun-
gen, um Digitalisierungsgewin-
ner zu werden. Eine hochleis-
tungsfähige digitale Infrastruktur
ist dafür die Basis. Beim Status
quo sind Deutschland und Bayern
im internationalen Vergleich zwar
momentan noch Mittelmaß, aber
bei der Ausbaudynamik ist der
Freistaat ganz vorne dabei“, be-
tont vbw Hauptgeschäftsführer
Bertram Brossardt.

Der Studie zufolge ist für zwei
Drittel der Unternehmen im Indu-
strie-Dienstleistungs-Verbund 
ein schneller Breitbandinternetzu-
gang für den Unternehmenserfolg
entscheidend. Einen weiter stei-
genden Bandbreitenbedarf erwar-
ten die Großunternehmen und
zwei Drittel der mittelgroßen Un-
ternehmen. „Auch bei kleineren
Firmen gehen wir davon aus, dass
der Bedarf steigen wird, sobald
entsprechende digitale Anwen-
dungen eingesetzt werden“, so
Brossardt. „Wir fordern, dass bei
leitungsgebundenen Netzen bis
2020 flächendeckend Geschwin-
digkeiten von 100 Megabit pro
Sekunde oder mehr zur Verfü-
gung stehen – das brauchen unse-
re Unternehmen, um international
wettbewerbsfähig zu bleiben. Die
Netzausbaupolitik muss noch

mehr auf die Umrüstung hin zum
glasfaserbasierten Gigabitnetz
ausgerichtet werden.“

Mobile Internetverbindungen
setzen 90 Prozent der befragten
Unternehmen ein. Die Hälfte ist
mit den vorhandenen mobilen Da-
tenverbindungen unzufrieden.
Zwei Drittel der Unternehmen er-
wartet, im Jahr 2020 noch mehr
als heute, auf die Verfügbarkeit
schneller mobiler Datenverbin-
dungen angewiesen zu sein.

„Sowohl bei Sprechverbindun-
gen als auch bei schnellen mobi-
len Datenverbindungen gibt es
noch zu viele Funklöcher oder zu
geringe Übertragungsleistung.
Mobile Netze müssen dort ver-
fügbar sein, wo sich viele Men-
schen regelmäßig aufhalten, wo
das Netz für wirtschaftliche An-
wendungen genutzt wird, und auf
allen unseren Verkehrswegen“,
fordert Brossardt. Die vbw for-
dert einen weiteren Ausbau durch
die Netzbetreiber und begrüßt die
gemeinsame Initiative von Ilse
Aigner und Markus Söder. „Spe-
ziell das darin vorgesehene So-
fortprogramm zum Bau neuer
oder zur Nachrüstung bestehen-
der Mobilfunkmasten ist ein
wichtiger erster Schritt. Ergän-
zend brauchen wir ein Masten-
programm“, so Brossardt. 

Intergeo in Hamburg:

Schwerpunkt Smart City
Vom 11. bis 13. Oktober findet in Hamburg die Intergeo, die
weltweit größte Veranstaltung und Kommunikationsplattform
im Bereich Geodäsie, Geoinformation und Landmanagement,
statt. Kongress und Leitmesse erfassen alle wichtigen Trends,
die sich entlang der gesamten Wertschöpfungskette ent-
wickeln: von der Erhebung geobasierter Daten über die Ver-
edelung bis zur systemintegrierten Applikation.

Als einzige Veranstaltung
deckt die Messe das gesamte
Spektrum aktueller und zu-
kunftsweisender Produkte, Tech-
nologien und Systemlösungen
lückenlos in Breite und Tiefe ab.
Damit ist sie der bedeutendste
Treffpunkt der Branche. 

Smart City ist das Schwer-
punktthema der diesjährigen In-
tergeo. Geoinformationen seien
der Schlüssel für die Digitalisie-
rung von Prozessen und Abläu-
fen, so Messe-Schirmherr Tho-
mas de Maizière in einem vorab
veröffentlichten Grußwort. Das
gilt auch für öffentliche Verwal-
tungen - entsprechend umfang-
reich fällt das Angebot für sie
aus. 

Nigel Clifford, CEO des briti-
schen Ordnance Survey, berich-
tet vom Weg der Vermessungs-
behörde zum kundenorientierten
Dienstleister. Der Technologie-
unternehmens-Chef Bryn Fos-
burgh referiert über technologi-
sche Must-Haves künftiger
Smart Citys. Und Carsten Bros-
da, Staatsrat für Kultur, Medien
und Digitales und Sebastian Sa-
xe, CIO der Hamburger Port
Authority, berichten über die Di-
gitalisierung in der Hansestadt.

Was macht die digitale Stadt
zur Smart City? Fragt man Dr.
Joachim Rix vom Fraunhofer-
Institut für Graphische Daten-
verarbeitung, so stehen Transpa-
renz und Teilhabe der Bürger an
politischen Entscheidungs- und
Planungsprozessen dabei weit
oben. „Heute laufen Planungs-
prozesse linear ab: Verwaltungen
planen, führen Diskussionen und
entscheiden. Werden Bürger,

aber auch Politiker, früh mit den
richtigen Mitteln ausgestattet,
um Entscheidungen gemeinsam
voranzubringen, gibt das eine
ganz neue Basis für die Gestal-
tung, eine höhere Akzeptanz und
schlussendlich eine fundiertere
Grundlage, um sich in seiner
Stadt wohlzufühlen“, betont Rix.
Das Fraunhofer leitet das von
der Europäischen Kommission
geförderte Beteiligungsprojekt
„smarticipate“.

Die Beteiligungsplattform
steht auf der Intergeo und im In-
tergeo Kongress in gleich drei
Themenslots im Mittelpunkt der
Präsentationen des Fraunhofer
IGD. Ein Vortrag gilt einer Me-
thodik für Beteiligungsverfahren
auf Basis visualisierter Geoinfor-
mationen. Ein zweiter Slot infor-
miert über die Plattform smarti-
cipate als Grundbaustein der
Smart City. Und ein dritter Vor-
trag berichtet darüber, wie Städ-
te den neuen Ansatz zu mehr
Transparenz und Beteiligung be-
urteilen.

„smarticipate“ ist ein Pilotpro-
jekt in den Städten Hamburg,
London und Rom, das zukünftig
als Plattform zur Entscheidungs-
unterstützung europaweit zum
Einsatz kommen soll. Grundlage
der Entscheidungsprozesse sind
die (auch geographischen) Da-
tengrundlagen, die die Städte be-
reitstellen. Hamburg als deutsch-
landweiter Vorreiter in Sachen
Smart City gibt seinen Bürgern
mit der Plattform ein Tool an die
Hand, um Standorte für neue
Bäume im Stadtgebiet zu finden
und gemeinsam Baumarten aus-
zusuchen. DK

Bayerischer Landkreistag:

Neuer Messenger für die
sichere mobile Kommunikation

Von Klaus Geiger, Referent für Organisation, Verwaltungsmodernisierung 
und digitale Verwaltung beim Bayerischen Landkreistag

Die 71 bayerischen Landrätinnen und Landräte können künftig
auch mobil sicher miteinander kommunizieren. Der Bayerische
Landkreistag stellt hierzu in Zusammenarbeit mit der Deutschen
Post eine eigens angepasste Version des sicheren Messengers
SIMSme – ein sogenanntes White Label – zur Verfügung.

SIMSme zeichnet sich durch
erhöhte Sicherheitsfeatures, wie
etwa der Ende-zu-Ende-Ver-
schlüsselung, aus. Diese Techno-
logie stellt sicher, dass Nachrich-
ten auf dem Übertragungsweg
vom Smartphone des Senders
bis zum Smartphone des Emp-
fängers verschlüsselt transpor-
tiert werden. So können die
Nachrichten auch nicht auf den
Servern der Post entschlüsselt
werden. Der Messenger SIMS-
me hat sich im öffentlichen Be-
reich bereits bewährt. Auch die
Polizei Niedersachsen setzt die
App erfolgreich zur mobilen in-
ternen Kommunikation ein.

Die App ist im August 2014
als reine Endkunden-Applikati-
on gestartet. Seit Kurzem ist der
Messenger nun auch als Lösung
für die mobile Unternehmens-
kommunikation erhältlich: In der
Standard-Version im Rahmen ei-
nes Lizenzmodells sowie als
sog. White-Label-Version, wie
sie etwa der Bayerische Land-
kreistag einsetzt. Hier wird die
Anwendung hinsichtlich Design
und Funktionalität auf die Be-
dürfnisse der einzelnen Organi-
sation angepasst.

Bei der Entwicklung der App
wurde besonderer Wert auf
Datensicherheit und Daten-

schutz gelegt. Im Gegensatz zu
manch anderen Messengern
werden die Nutzerdaten bei der
App des Bayerischen Land-
kreistags streng nach deut-
schem Datenschutzrecht erho-
ben und verarbeitet.

Datenschutz und 
Datensicherheit

Die Kommunikation zwischen
Nutzern der App läuft ausschließ-
lich über Server in Deutschland.
Auch darf die App nur mit Zu-
stimmung des Nutzers auf des-
sen Telefonbuch zugreifen, um
andere App-Nutzer zu finden.
Die Telefonnummern werden
dabei nicht im Klartext abge-
glichen, sondern nur anhand 
einer aus Zahlen und Buchstaben
bestehenden Zeichenfolge, die
keinen Rückschluss auf die
eigentliche Telefonnummer zu-
lässt (sog. Hashwert). 

Zum Abgleich der Telefon-
nummern werden diese Hash-
werte nur temporär auf den Ser-
vern gespeichert und anschlie-
ßend wieder gelöscht. So bleibt
die Hoheit über die Telefon-
bücher in den Händen der Nut-
zer. Darüber hinaus werden
sämtliche Nachrichten automa-
tisch Ende-zu-Ende-verschlüs-

selt. Die Nutzer der App können
daher darauf vertrauen, dass ihre
Nachrichten nicht von Dritten
unbefugt mitgelesen werden. Ei-
ne weitere Besonderheit ist, dass
die App nicht auf dem üblichen
Weg im App-Store verfügbar ist,
sondern unmittelbar über den
Bayerischen Landkreistag ver-
teilt wird und nur von zuvor be-
rechtigten Nutzern verwendet
werden kann. 

Funktionen des Messengers

Trotz der hohen Sicherheit un-
terscheidet sich der Funktions-
umfang des Messengers nicht
von anderen Kurznachrichten-
diensten. Die wesentlichen Funk-
tionen sind:
 Sichere mobile Kommunika-
tion sowohl in Einzel- als auch in
Gruppenchats
 Übermittlung von Fotos, Au-
dio- und Videoaufnahmen, Orts-
informationen, Kontaktdaten
und Office- oder anderen Da-
teien
 Automatische Ende-zu-En-
de-Verschlüsselung sämtlicher
Nachrichten
 Der Zugriff auf die App kann
mit einem Passwort geschützt
werden.
 Besonders vertrauliche Nach-
richten können bei Bedarf mit ei-
ner „Selbstzerstörungsfunktion“
versehen werden. Diese Nach-
richten verschwinden automa-
tisch zum gewünschten Zeit-
punkt. 

Mobile Kommunikation

Mit der zunehmenden Verbrei-

tung von Smartphones wird auch
das Kommunikationsverhalten
mobiler. Nach Angaben des
Branchenverbandes Bitkom aus
dem Jahr 2015 nutzten 6 von 10
Bundesbürgern ab 14 Jahren (63
Prozent) ein Smartphone, das
sind 44 Millionen Menschen. 71
Prozent der Befragten gaben an,
das Smartphone zum Versenden
oder Empfangen von Kurznach-
richten zu verwenden. Eine ähn-
liche Entwicklung zeichnet sich
auch für die Kommunikation im
öffentlichen Bereich bzw. in Un-
ternehmen ab. 

Mit der Bereitstellung des
Messengers greift der Bayeri-
sche Landkreistag diesen Trend
auf und trägt zugleich den gera-
de im öffentlichen Bereich ho-
hen Anforderungen an Datensi-
cherheit und Datenschutz Rech-
nung. Mit der Deutschen Post
konnte ein verlässlicher und
vertrauensvoller Partner für die
Entwicklung der App gefunden
werden.

Nutzung und 
Innovationspartnerschaft

Die App wird in einem ersten
Schritt allen Landrätinnen und
Landräten für die sichere mobi-
le Kommunikation zur Verfü-
gung gestellt. Zur Erprobung
weiterer Einsatzmöglichkeiten
wurde mit der Deutschen Post
eine Innovationspartnerschaft
vereinbart. Insbesondere soll
der Einsatz der App für die in-
terne Kommunikation der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter
in den Landratsämtern sowie
für den Austausch zwischen
einzelnen Landratsämtern pilo-
tiert werden. 

Perspektivisch soll auch die
mobile Kommunikation mit den
Bürgerinnen und Bürgern über
SIMSme evaluiert werden. So
wäre es beispielsweise möglich,
Bürgern mobil und in Echtzeit
über aktuelle Meldungen zu in-
formieren oder die sichere mobi-
le Kommunikation mit dem
Landratsamt zu ermöglichen.

Größtes Forschungszentrum 
für Cyber entsteht 

Neubiberg. Im Rahmen einer Pressekonferenz gab die Präsidentin
der Universität der Bundeswehr München Prof. Merith Niehuss
den Aufbau des größten Forschungszentrums für den Cyber-
Raum der Bundeswehr und des Bundes bekannt. 

Auf dem Campus der Univer-
sität der Bundeswehr München
wird in den nächsten Jahren ein
neues bundesweit einzigartiges
Cyber-Cluster entstehen sowie
ein neuer internationaler Master-
Studiengang „Cyber-Sicherheit“
etabliert. Mit diesen Schritten
konzentriert die Universität in
den nächsten Jahren Cyber-
Kompetenzen in Forschung und
Lehre, die bundesweit einmalig
sind. 

Da für das Forschungscluster
und den neuen Studiengang neues
Personal eingestellt wird, ist damit
auch ein Wachstum der Univer-
sität verbunden. Bereits im Som-
mer 2016 werden elf neue W3-
Professuren ausgeschrieben. Die
neu eingestellten Professorinnen
und Professoren sollen dann von
67 wissenschaftlichen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern, Techni-
kern und Verwaltungsangestellten
unterstützt werden. Dazu kom-
men weitere rund 200 wissen-
schaftliche Drittmittel-Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter. 

„Um dem neuen Personal ein
hochattraktives Forschungsum-
feld zur Verfügung zu stellen,
werden wir auf dem Campus ei-
nen Neubau errichten, der tech-
nisch und architektonisch den
höchsten Anforderungen ent-
spricht“, so der Dekan der Fakul-
tät für Informatik Prof. Klaus Bu-
chenrieder. Der Neubau wird weit
über 7.000 qm groß sein und di-
verse Laboratorien für Cyber-Si-
cherheit beinhalten (u.a. für digi-
tale Forensik, Malware-Analyse,
Cyber-Lagebild). Starten soll der
neue Master-Studiengang im Ja-
nuar 2018 mit zunächst 70 Studie-
renden. 

Das von der Universität der
Bundeswehr München bereits
eingerichtete Forschungszentrum
CODE (Cyber Defence) stellt ei-
nen geeigneten Nukleus als For-

schungsschwerpunkt für die Cy-
ber-Verteidigung dar. Es bündelt
die Innovationskompetenzen von
Forschungsinstitutionen, Unter-
nehmen und Providern sowie zi-
viler und militärischer Cyber-Si-
cherheit. „Unsere Ziele sind die
Etablierung eines Leuchtturms
exzellenter Forschung, der Schaf-
fung von Innovationen, der Ent-
wicklung von Demonstratoren,
der Beratung und Qualitätssiche-
rung, der Aus- und Weiterbildung
sowie der Analyse und Evaluation
von Sicherheitstechnologien und -
produkten in High-Tech-Labors“,
erklärt die Direktorin des For-
schungszentrums CODE Prof.
Gabi Dreo Rodosek. 

Auch strategisch hat Prof. Dreo
für das Cyber-Cluster konkrete
Vorstellungen. Neben der Bün-
delung vorhandener Innovati-
onskompetenzen soll sich das
Cluster mit exzellenter For-
schung profilieren. Dazu gehört
neben dem neuen Personal auch
die entsprechende Infrastruktur,
die eine Grundlagen- und an-
wendungsorientierte Forschung
auf hohem Niveau ermöglicht.
Ferner die anwenderbezogene
Entwicklung von Sicherheits-
technologien und Produkten, der
Aufbau von Innovation Labs
und die Förderung von Unter-
nehmensgründungen. Die For-
schung wird auf fünf Säulen ste-
hen: Sie bestehen aus Cyber De-
fence, Smart Data, Mobile Secu-
rity, e-Health sowie Schutz kriti-
scher Infrastrukturen. 

Der Bundestagsabgeordnete
und Mitglied im Verteidigungs-
ausschuss Florian Hahn betonte
die Bedeutung der Universität der
Bundeswehr München und des
neuen Cyber-Zentrums: „Im Her-
zen Bayerns entsteht der Nucleus
für Cyberabwehr. Die Cyberab-
wehr ist für die nationale Sicher-
heit von großer Bedeutung.“ 

Innovationsstiftung Bayerische Kommune:

Informationssicherheitskonzept 
für bayerische Kommunen nach

Art. 8 Abs. 1 S. 2 Bay EGovG
Die Bedeutung einer angemessenen IT-Sicherheit für Kom-
munen wird nicht zuletzt durch die in jüngster Zeit stark
zugenommene Bedrohung von Kommunen - etwa durch
Verschlüsselungstrojaner - deutlich. Mit Inkrafttreten des
Gesetzes über die elektronische Verwaltung in Bayern (Bay-
EGovG) vom 22. Dezember 2015 erhält das Thema 
Informationssicherheit für die Kommunen künftig auch
formal einen noch höheren Stellenwert. 

Art. 8 Abs. 1 S. 2 BayEGovG verpflichtet die Behörden, die
Sicherheit ihrer informationstechnischen Systeme durch ange-
messene technisch-organisatorische Maßnahmen im Sinne von
Art. 7 Abs. 2 BayDSG sicherzustellen sowie die hierzu erfor-
derlichen Informationssicherheitskonzepte bis zum 1. Januar
2018 zu erstellen. 

Im Rahmen eines Projektes der Innovationsstiftung Bayeri-
sche Kommune soll bayerischen Kommunen bei der Bewälti-
gung künftiger Herausforderungen in der Informationssicher-
heit eine praxisnahe Hilfestellung angeboten werden. Da die
Inhalte eines „Informationssicherheitskonzeptes“ im Bay-
EGovG nicht näher definiert sind, soll zunächst näher be-
schrieben werden, welche Mindestanforderungen ein solches
kommunales Informationssicherheitskonzept beinhaltet. Da-
bei muss die individuelle Situation und unterschiedliche Lei-
stungsfähigkeit der einzelnen Kommunen berücksichtigt
werden. 

Im Rahmen des Projektes wird eine Mustervorlage erstellt,
die vor allem kleineren und mittleren Kommunen helfen soll,
ein Informationssicherheitskonzept auch tatsächlich in der Pra-
xis umzusetzen. Hier sollen konkrete Maßnahmenempfehlun-
gen z.B. zur Technik und Organisation sowie zu den notwendi-
gen Prozessen gegeben werden, die mit möglichst geringem
Anpassungsaufwand von den Kommunen umgesetzt werden
können. In erster Linie richtet sich das Projekt an IT-Leiter und
Geschäftsleitung, Datenschutz- und IT-Sicherheitsbeauftragte
sowie im Rahmen eines Management-Summarys auch an den
(Ober-)Bürgermeister bzw. Landrat. 

Die Innovationsstiftung Bayerische Kommune setzt bei die-
sem Vorhaben erneut auf die Zusammenarbeit mit dem in kom-
munalen Fragen erfahrenen IT-Sicherheitsberater, Herrn Sascha
Kuhrau, der bereits den Quick-Check Datensicherheit und Da-
tenschutz für Kommunen erstellt hat. Vorgesehen ist, das Stif-
tungsprojekt unter anderem auf dem AKDB Kommunalforum
vorzustellen, welches am 18.10.2016 in der BMW Welt Mün-
chen stattfindet. 
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Innovativ. Kraftvoll. Partnerschaftlich.

Verwaltungsliebling.
Kommunalsoftware powered by SYNERGO®

Verwaltungssoftware muss einfach sein. 

Software soll Menschen entlasten. Genau das machen unsere neuen Fach-

verfahren der Generation SYNERGO®. Übersichtliche Masken und einheit-

liche Bedienkonzepte führen sicher, selbsterklärend und spielend einfach 

durch die einzelnen Bearbeitungsschritte. Mit SYNERGO® lässt die AKDB 

den Verwaltungsarbeitsplatz der Zukunft heute schon Wirklichkeit werden. 

Software, die sich einfach bedienen und administrieren lässt, ist Software, 

die dem Menschen dient.

Das Landratsamt Starnberg nutzt das AKDB-Rechenzentrum.
Bei der Vertragsunterzeichnung (von links): Georg Göbl, AKDB-
Geschäftsstellenleiter Oberbayern, Alexander Schroth, AKDB-
Vorstandsvorsitzender, Landrat Karl Roth sowie Fachbereichs-
leiter Haupt- und Personalverwaltung Norbert Sontheim, Land-
ratsamt Starnberg. Bild: AKDB

Platin fürAKDB bei den 
eGovernment Awards 2016

Toller Erfolg für die innovativen eGovernment-Lösungen der
AKDB: Bei den eGovernment-Awards 2016, einer Leserbefra-
gung der Fachzeitschrift eGovernment Computing, ist die
AKDB in der Kategorie „Beste kommunale Lösungen“ zum
Sieger gekürt worden. 

Im Vorfeld der Preisverleihung
waren die Leser der eGovernment
Computing unter anderem dazu
aufgerufen, darüber abzustimmen,
welchen Hersteller sie in der Kate-
gorie Kommunale Lösungen be-
vorzugen. Bei seiner Laudatio im
Hotel Adlon in Berlin freute sich
Manfred Klein, Chefredakteur der
eGovernment Computing, über
die große Beteiligung der Leser-

eGovernment Computing für die
besondere Wertschätzung durch
die Erstplatzierung: „Wir sehen
den eGovernment-Award nicht
nur als Bestätigung für unsere
Anstrengungen für mehr Bürger-
service, sondern auch als An-
sporn, bei allen IT-Belangen der
Verwaltungen stets nach der
besten Lösung zu streben“.

Als IT-Komplettdienstleister
für den Public Sec-
tor bietet die AKDB
ein breites Lösungs-
portfolio speziell für
Kommunen und das
kommunale Umfeld
in Bayern und darü-
ber hinaus. Die An-
gebotspalette reicht
von im BSI-zerti-
fizierten Rechen-
zentrum gehosteten
Fachverfahren für
das Finanz-, Perso-
nal-, Verkehrs-, So-
zial- und Grund-
stückswesen über
hoheitliche Aufga-
ben bei den Mel-
de- und Personen-
standsregistern bis
hin zum Bürger-
service-Portal, der
bundesweit mo-
dernsten und reich-
weitenstärksten

eGovernment-Plattform für zeit-
und ortsunabhängige Online-
Verwaltungsdienste. Über 4.500
zufriedene Kunden vertrauen seit
Jahrzehnten auf die Leistungen der
AKDB. 

Die Verleihung der eGov
Awards 2016 durch die Vogel-
IT Medien GmbH, Herausgeber
der eGovernment Cormputing,
steht unter der Schirmherrschaft
des Bundesministeriums des In-
nern. 

Landratsamt Starnberg:

Software-as-a-Service-Lösungen
aus dem AKDB-Rechenzentrum
Das Landratsamt Starnberg reagiert auf wachsende Anforde-
rungen an einen sicheren IT-Betrieb sowie auf den steigenden
Bedarf an attraktiven Bürgerservices und baut die etablierte
IT-Strategie der gezielten Rechenzentrumsnutzung weiter aus.
Die Starnberger Landkreisverwaltung hat sich dafür entschie-
den, perspektivisch alle wichtigen AKDB-Kernverfahren und
Prozesse aus dem BSI-zertifizierten Rechenzentrum der
AKDB zu beziehen.

Das Landratsamt Starnberg
und die AKDB haben eine stra-
tegische IT-Partnerschaft ver-
einbart. Vor kurzem unterzeich-
neten Landrat Karl Roth und
der Vorstandsvorsitzende der
AKDB, Alexander Schroth, ei-
nen entsprechenden Rahmen-
vertrag über den strategischen
Betriebsmodellwechsel bei den
eingesetzten AKDB-Kernver-
fahren im Personal-, Verkehrs-,
Sozial-, Einwohnermelde- und
Bauwesen.

Dabei geht es darum, den bis-
herigen autonomen Betrieb im
landkreiseigenen Rechenzen-
trum dort, wo aus wirtschaftli-
chen und anderen Gründen als
sinnvoll erkannt, in das durch
das Bundesamt für Sicherheit in
der Informationstechnik (BSI)
zertifizierte Rechenzentrum der
AKDB zu verlagern. Die Daten
des Landratsamts Starnberg ver-
bleiben bei der Nutzung der
AKDB-Infrastruktur weiterhin
im hoheitlichen, öffentlich-
rechtlichen Raum.

Durch die Strategie, den Be-
trieb von Verfahren vor Ort
wirtschaftlich sinnvoll durch
Rechenzentrumsleistungen der
AKDB zu erweitern, erhält der
Landkreis Starnberg langfristige
Planungs- und Investitionssi-

cherheit. Landrat Karl Roth
zeigte sich bei der Unterzeich-
nung des Rahmenvertrags mit
der AKDB zufrieden: „Durch
die Rechenzentrums- und Servi-
cekooperation mit der AKDB
können wir noch wirtschaftli-
cher arbeiten und gewinnen ein
Plus an IT-Sicherheit und Da-
tenschutz.“ 

Auch der Landkreis lässt aktu-
ell seine eigene IT-Infrastruktur
vor Ort nach ISO 27001-Zertifi-
kat auf Basis IT-Grundschutz zer-
tifizieren. Die gemeinsame Nut-
zung interner und - wo sinnvoll -
externer Rechenzentrumsleistun-
gen ist dabei kein Widerspruch,
sondern ermöglicht ein Höchst-
maß an Sicherheit.

Sinnvolle Kooperation

Als langjähriger Rechenzen-
trumsleiter ist Thomas Eber-
hard, IT-Leiter des Landratsam-
tes Starnberg davon überzeugt,
dass eine Kooperation sinnvoll
ist, da künftig gezielter und fle-
xibler reagiert werden kann.
Insbesondere die Aspekte In-
formationssicherheit, Verfüg-
barkeit, Datenaufbewahrung
und Datenschutz können da-
durch bestmöglich und langfri-
stig umgesetzt werden. Die Lei-

stungen aus dem Rechenzen-
trum der AKDB sind nicht nur
äußerst sicher, sondern für die
IT-Betreuung mittelfristig auch
zeitsparend: Um eine Reihe
technologischer Fragestellun-
gen muss sich die IT vor Ort
nicht mehr ausschließlich selbst
kümmern, da diese an zentraler
Stelle gemanagt werden - ange-
sichts der aktuellen Personalsi-
tuation eine wertvolle Erleichte-
rung.

Für die Zukunft
bestens gerüstet

Auch der Vorstandsvorsitzen-
de der AKDB, Alexander
Schroth, freut sich auf die Fort-
setzung der langjährigen Zu-
sammenarbeit: „Mit dem Bezug
der AKDB-Verfahren aus unse-
rem Rechenzentrum ist die
Verwaltung des Landratsamtes
Starnberg für aktuelle und künf-
tig anstehende Herausforderun-
gen in einem dynamischen IT-

Umfeld weiterhin bestens gerü-
stet.“ Neben steigenden Anfor-
derungen an Verfügbarkeit und
Aktualität ist dieser Aspekt
auch deshalb wichtig, weil der
Gesetzgeber bei den Themen
Datenschutz und Informations-
sicherheit immer höhere Anfor-
derungen an die Kommunen
stellt. Abgerundet wurde der
Termin mit der Vereinbarung
über die amtliche Schulverwal-
tungssoftware ASV.

Angesichts sensibler perso-
nenbezogener Lehrer-, Schüler-
und Leistungsdaten soll die für
alle Schularten bayernweit ver-
pflichtend eingeführte Software
ebenfalls im sicheren AKDB-
Rechenzentrum betrieben wer-
den, das sich hier ebenso um den
Betrieb und das Einspielen von
Updates kümmert. Der Land-
kreis Starnberg nimmt hierbei ei-
ne Vorreiterrolle ein, indem er
die Schulsoftware ASV sämtli-
chen Schulen im Landkreis zur
Verfügung stellt. 

Bürgerterminals:

Online-Verwaltungsdienste jetzt
auch in bayerischen Sparkassen 

Nach der Bargeldabhebung den Umzug melden, Briefwahlunter-
lagen beantragen oder ein Wunschkennzeichen reservieren - und
das ohne technische Zugangshürden? Das klingt nach modernem
eGovernment und genau das ist ab jetzt auch in bayerischen Spar-
kassen möglich. Den Anfang macht seit Anfang August das soge-
nannte Bürgerterminal in der Hauptstelle der Sparkasse Ingol-
stadt, für weitere bayerische Städte laufen die Vorbereitungen. 

Über die Bürgerterminal-Lö-
sungen der AKDB können Bürger
in den SB-Bereichen der bayeri-
schen Sparkassen künftig einfach
und bequem auf ein umfassendes
kommunales Online-Diensteange-
bot zugreifen. So lassen sich viele
Behördengänge ins Rathaus oder
Bürgerbüro sparen. Abgesehen
von der freigeschalteten eID-
Funktion des neuen Personalaus-
weises gibt es keine weiteren Zu-
gangsvoraussetzungen, da das Ter-
minal die erforderliche Technik
bereits integriert hat und den Be-
nutzer durch die einzelnen Bedien-
schritte führt. Für viele Online-
Dienste ist übrigens nicht einmal
die eID-Funktion nötig. 

„Ingolstadt ist Pilotstadt für die-
sen Service, denn das erste Termi-
nal wurde hier aufgestellt“, freute
sich Oberbürgermeister Christian
Lösel bei der Inbetriebnahme.
„Das Terminal ist nicht nur ein
Service für die Bürgerinnen und
Bürger, sondern entlastet auch die
städtischen Mitarbeiter. Außerdem
wird damit das Dienstleistungsan-
gebot der Sparkasse breiter.“ 

Dahinter steht die Technologie
des AKDB-Bürgerservice-Por-
tals, der zentralen Plattformlösung
für erfolgreiches eGovernment.
Sie erlaubt die Nutzung von Ver-
waltungsdienstleistungen auch
außerhalb der Öffnungszeiten von
Ämtern und Behörden. Das Bür-

gerservice-Portal umfasst über 70
Online-Dienste und wird bundes-
weit von inzwischen mehr als 850
Kommunen eingesetzt. Darunter
befinden sich fast alle bayerischen
Landkreise. Im Rahmen des Pro-
jekts i-Kfz ermöglichen sie die
Abmeldung von Fahrzeugen ohne
Medienbruch. Die Sparkasse In-
golstadt stellt für das Bürgertermi-
nal Fläche, Stromversorgung und
DSL-Zugang zur Verfügung, be-
trieben wird es von der Stadt In-
golstadt. 

„Gerade in Spitzenzeiten sollte
sich der Einsatz der Onlinedienste
in den Sparkassen positiv auswir-
ken und unsere Mitarbeiter spür-
bar unterstützen“, betonte Ingol-
stadts Rechtsreferent Helmut
Chase Für den Bürger bedeute
dies einen einfachen Ablauf und
eine permanente Verfügbarkeit
der Verwaltungsdienstleistung,
unabhängig von den Öffnungszei-
ten der Rathäuser, so Chase. 

Von einem wichtigen Schritt in
die richtige Richtung sprach
Michael Diepold, Leiter des Ge-
schäftsfelds eGovernment bei der
AKDB: „AKDB, Sparkassenver-
band Bayern, Stadt und Sparkasse
Ingolstadt sowie der Terminal-
Hersteller eKiosk haben dieses Pi-
lotprojekt gemeinsam koordiniert.
Es ist ein weiterer, bürgerfreundli-
cher Ausbau des kommunalen
eGovernment-Angebots.“ 

Wolfram Weisse, Leiter Vertriebsmarketing
und Unternehmenskommunikation, freut sich
über den 1. Platz derAKDB bei den eGovern-
ment Awards 2016 in Berlin. Bild: AKDB

schaft an der Umfrage und da-
mit über die Aussagekraft der
Awards: „Die Preisträger können
wirklich stolz auf diese Auszeich-
nung sein, ist sie doch ein Spiegel
dafür, wie sie bei ihren Kunden
gesehen werden“. 

Wolfram Weisse, Leiter Ver-
triebsmarketing und Unterneh-
menskommunikation bei der
AKDB, nahm den Preis bei der
großen Gala entgegen und dankte
AKDB-Kunden und Lesern der
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Wahlergebnisse aus 
Bayerns Kommunen
Martin Neumeyer, Integrationsbeauftragter der Bayerischen

Staatsregierung, hat die Landratswahl in Kelheim gewonnen. Der
61-jährige CSU-Kandidat schaffte mit 51,3 Prozent der Stimmen
gleich im ersten Wahlgang die absolute Mehrheit. Dabei hatten
sich sieben Kandidaten um die Nachfolge von Hubert Faltermeier
(Freie Wähler) beworben, der 24 Jahre lang das Landratsamt ge-
leitet hatte und aus Altersgründen nicht mehr antreten durfte. Be-
reits zum dritten Mal war Martin Neumeyer in das Rennen um den
Landratsposten gegangen.. Zweimal scheiterte er im ersten Wahl-
gang an seinem Vorgänger Hubert Faltermeier.

Neumeyer hat sich zum Ziel gesetzt, die beiden Krankenhäuser im
Landkreis zu erhalten und zukunftsorientiert aufzustellen. Außerdem
möchte er den Öffentlichen Personennahverkehr ausbauen. Neben
Bussen sollen vermehrt Sammeltaxis angeboten werden Auch der
barrierefreie Ausbau im Fremdenverkehr liegt ihm am Herzen.

Geschlagen geben musste sich bei der Landratswahl der neue
Kandidat der Freien Wähler, Fritz Mathes. Der ehemalige Bürger-
meister von Kelheim konnte lediglich 16,2 Prozent der Wähler-
stimmen auf sich vereinen. SPD-Bewerber Stephan Schweiger er-
reichte 10,1 Prozent, Birgit Wack (ÖDP) 7,4 Prozent, Alois Schwei-
ger (Stadt-Land-Union) 5,7 Prozent, Fritz Zirngibl (Bayernpartei)
4,9 Prozent und Dr. Heinz Kroiss (FDP) 4,4 Prozent. Die Wahlbe-
teiligung lag bei 42,4 Prozent.

Auch im schwäbischen Gessertshausen (Landkreis Augsburg)
stellt die CSU mit Jürgen Mögele nunmehr den neuen Bürgermeister.
Mögele, der erst seit zwei Jahren Mitglied des Gemeinderats ist, setz-
te sich mit 50,8 Prozent gegen die amtierende Rathauschefin Claudia
Schuster (FW) durch. Die Wahlbeteiligung lag bei 66,5 Prozent.

Dagegen wurde im mittelfränkischen Uehlfeld Werner Stöcker,
der für ein Bündnis aus CSU und Unabhängiger Wählergemein-
schaft antrat, im Amt bestätigt. 53,5 Prozent der Wähler entschie-
den sich für ihn. Die Wahlbeteiligung betrug 65 Prozent. 

In Kreuth wurde der bisherige Bürgermeister der Gemeinde
im Landkreis Miesbach, Josef Bierschneider, in seinem Amt be-
stätigt. Der 44-jährige CSU-Politiker vereinte fast 92 Prozent
der Stimmen auf sich. Er war der einzige Kandidat und ist
seit 1998 Rathauschef.

Im oberfränkischen Landkreis Kronach schließlich waren
57.500 Bürger dazu aufgerufen, einen neuen Landrat zu wählen.
Zum Nachfolger des aus Altersgründen nicht mehr zur Wahl stehen-
den Landkreischefs Oswald Marr (SPD), dessen Amtszeit im De-
zember endet, wurde der Bürgermeister von Steinbach am Wald,
Klaus Löffler (CSU) bestimmt. Er kam auf 62 Prozent der Stimmen.
SPD-Kandidat Norbert Gräbner, Bürgermeister von Marktrodach,
erzielte 38 Prozent. Die Wahlbeteiligung lag bei 52,9 Prozent. DK

Früh übt sich, wer
Programmierer werden will 
Die Parlamentarische Staatssekretärin Dorothee Bär (CSU) ist
„Life-Botschafterin“ der Bildungsinitiative „Code your life“.
In Ihrem Heimatlandkreis Haßberge besuchte sie Grund-
schüler während eines Workshops, der Kinder an das Pro-
grammieren heranführt. 

„Zwei Schritte vorwärts, einen
zurück, dreh dich um 90 Grad...“,
derartige Befehle gaben die Kin-
der der Klasse 4 als Dorothee Bär
zu ihnen in den Klassenraum trat.
In englischer Sprache, nicht geru-
fen sondern per Tastendruck am
Laptop ausgelöst, wiesen sie ei-
nen kleinen, per drahtloser Ver-
bindung gesteuerten Roboter an.
Der hatte die Aufgabe, das Rat-
haus von Haßfurt zu zeichnen.
Und wie sich die 20 Kinder am
Ende des Workshops überzeugen
konnten, war ihnen das gelungen.  

Die Bildungsinitiative „Code
your life“, eine gemeinsame Akti-
vität von Microsoft und Schulen,
hatte es möglich gemacht. Auf
der Tour durch Deutschland war
die Haßfurter Grundschule die
vorerst letzte Station. Dort waren
Kinder und Lehrer gut vorbereitet
und hatten Spaß daran, mit „Turt-
le-Grafiken“ zu programmieren. 

Direktes Feedback

Die Befehle, die ihnen zuvor
Lehrerin Anette Mahr gemein-
sam mit den Begleitern der Bil-
dungsinitiative erklärt hatte, ga-
ben die Viertklässler in die extra
dafür präparierten Laptops ein
und konnten sofort am Bild-
schirm verfolgen, wie die symbo-
lisierte Schildkröte sich bewegte.
Sie hinterließ dabei Linien, die
am Ende das gewünschte Ergeb-
nis darstellten - oder auch nicht,
denn die Mädchen und Jungen
lernten gleichzeitig, dass jeder
Befehl zuvor durchdacht sein
musste. Bewegte sich „Turtle“ in
die falsche Richtung, konnten sie
es korrigieren, wieder mit ent-

sprechenden Befehlen, bis das
geometrische Gebilde dem ent-
sprach, was vorgegeben war. 

Der Workshop war mehr als
nur eine spaßige Übung in der er-
sten Woche nach den Schulferien.
Die Kinder bekamen eine Ah-
nung davon, wie Erwachsene
programmieren und wie Pro-
grammiersprachen es möglich
machen, dass Roboter die Tätig-
keit von Menschen übernehmen.
Ob man die Schildkröte auch so
programmieren könne, dass sie
Deutsch versteht, wollte ein
Schüler wissen und erhielt die
Antwort von Dorothee Bär, die
als eine von vielen „Life-Bot-
schaftern“ in Haßfurt dabei war.

Sie verneinte die Frage und er-
klärte: „Durch die englischen Be-
fehle könnt Ihr gleich die ersten
Schlagworte in der Fremdsprache
lernen, das ist wichtig für Euer
späteres Leben“. 

Code your Life-Tour

Sie fragte die Kinder nach de-
ren Freizeitgestaltung und nahm
erfreut zur Kenntnis, dass alle
entweder Sport im Verein treiben,
Musik machen oder sonst irgend-
wie aktiv sind. „Das ist gut“, sag-
te Bär zu den Viertklässlern. Die
Beschäftigung mit den modernen
Medien dürfe Kinder nicht von
aktiver Bewegung abhalten. Eben-
so wichtig sei, dass Mädchen eben-
so wie Jungen spielerisch lernen,
einen PC sinnvoll zu handhaben.

Jutta Schneider von „Melli-
wood media & education“ leitete

die „Code your Life-Tour“ und
informierte darüber, dass neben
den Grundkompetenzen Lesen,
Rechnen und Schreiben auch das
Programmieren in vielen Ländern
bereits für Grundschulkinder als
Pflichtfach auf dem Plan stehe.
„Auch Deutschland braucht gute
Programmierer“, sagte sie, „des-
halb ist es wichtig für die Zu-
kunft, dass Mädchen und Jungen
wie Ihr keine Angst vor dem
Computer haben.“ Programmier-
kenntnisse und das Wissen um die
Logik von Algorithmen seien be-
reits heute von zentraler Bedeu-
tung, unerlässlich für die Zukunft
junger Menschen und den Indu-
striestandort Deutschland. 

„Code your Life“ ist eine ge-
meinsame Initiative von Micro-
soft und Schulen. Es geht darum,
Programmieren und Informatik
für Jungen und Mädchen im Alter
von 10-14 Jahren spannend und
aufregend aufzubereiten. Promi-
nente Vertreter aus Politik und
Gesellschaft, wie MdB Dorothee
Bär, engagieren sich als Paten der
Bildungsinitiative, um jungen
Menschen den Zugang zur Welt
der IT zu erleichtern. 

Leuchtenberg, Pfreimd und Grünsfeld:

Startschuss für eine 
lebendige Städte-Partnerschaft

Ein Dreier-Bündnis schlossen die Marktgemeinde Leuchtenberg
sowie die Städte Grünsfeld und Pfreimd. Während eines Festak-
tes unterschrieben und siegelten deren Bürgermeister Urkun-
den, tauschten Markt- und Stadtfahnen sowie Hinweisschilder.

In der Burgkapelle der größten
Burganlage der Oberpfalz ging
Hermann Gebhard, der Vertreter
des Stadtturmes Pfreimd, auf die
Geschichte, die Landgrafen von
Leuchtenberg und deren Verbin-
dung zu den Partnerstädten ein.
Der Männergesangverein „Lie-
derkranz“ Leuchtenberg und die
„Liedertafel“ Grünsfeld umrahm-
ten den Festakt. Schließlich wa-
ren die Sänger mit ihrem heutigen
Ehrenvorsitzenden Josef Winter,

die diese Verbindung mit Grüns-
feld vor über 40 Jahren aus der
Taufe hoben. „Heute werden die
Partnerschaften offiziell besiegelt
und der Startschuss für tolle Ge-
meinschaftsprojekte gegeben,“ so
Gastgeber Bürgermeister Anton
Kappl. „Menschen zusammen zu
bringen ist ein köstliches Ge-
schenk und die Kontakte zu pfle-
gen eine dauernde Aufgabe“, un-
terstrich der Rathauschef von
Grünsfeld, Joachim Markert.

Pakt für die Zukunft

„Die Verbrüderung der drei
Gemeinden soll eindeutig in die
Zukunft gerichtet sein, so der
Pfreimder Bürgermeister Richard
Tischler. Für Freundschaft und
Zusammenhalt wollen wir in un-
serem Land dazu beitragen und
dies von kleinster Ebene aus. Als
drei reiche Kommunen, nicht fi-

nanziell, sondern mit den Men-
schen, die hier und heute im 21.
Jahrhundert auf einander zugehen
und reden“, so der Vizelandrat
des Landkreises Neustadt/WN
Albert Nickl zum Dreierbündnis. 

Der Vizelandrat des Landkrei-
ses Schwandorf Joachim Ha-
nisch, MdL, gratulierte und lobte,
dass Gemeinsamkeiten gefunden
wurden. 

Voller Stolz zeigen Bürgermeister Joachim Markert, Anton Kappl
und Richard Tischler (v. l.) die unterzeichneten und besiegelten
Partnerschaftsurkunden. Bild: SL

Unterfränkische Frauen 
in der Kommunalpolitik 

Die unterfränkischen Gleichstellungsbeauftragten laden Kommu-
nalpolitikerinnen und politisch interessierte Frauen zu einem Akti-
onstag am 12. November in die Festung Marienberg Würzburg ein.

Im Vordergrund stehen Vernetzung und gegenseitige Unterstützung.
Neben Statements von Hildegund Rüger, Präsidentin des Bayeri-
schen Landesfrauenrates und Manuela Möller (Europäische Akade-
mie für Frauen in Politik und Wirtschaft Berlin) stehen Tischge-
spräche zu Themen wie „Mit Mentoring in die Politik“ und „Erfolge
in der kommunalpolitischen Arbeit“ auf der Agenda.
Weitere Informationen unter: www.gleichstellungsstelle-ab.de 

Die Kommunen sind einander
verbunden aus der Zeit von 1332
bis 1646. In der wechselvollen
Geschichte war die tauberfränki-
sche Stadt Grünsfeld Teil der
Landgrafenschaft Leuchtenberg;
das oberpfälzische Pfreimd war
Residenzstadt. 1973 schlossen
Grünsfeld und Pfreimd ihre Part-
nerschaft anlässlich dessen 600-
jährigen Stadtjubiläums. 

Oberpfalz und Region Pilsen:

Startschuss für Partnerforum
Rund 160 Teilnehmer aus der benachbarten Region Pilsen und der
gesamten Oberpfalz trafen sich in der Regierung der Oberpfalz in
Regensburg zum ersten Partnerforum der aktuellen Kooperations-
periode 2016–2019. Diese steht unter dem Titel „Oberpfalz und Re-
gion Pilsen - Gemeinsam in der Mitte Europas“ und wird von der
EU im Rahmen der Europäischen Territorialen Zusammenarbeit
(ETZ) mit einem Finanzvolumen von ca. 270.000 Euro gefördert. 

Arbeitsministerin Emilia Mül-
ler lobte die Regionalkooperation,
die bereits seit 15 Jahren zwischen
der Oberpfalz und der Region Pil-
sen besteht, als beispiellose eu-
ropäische Erfolgsgeschichte: „Die
Region Pilsen und die Oberpfalz
sind in den vergangenen Jahren in
vielen Bereichen eng und freund-
schaftlich zusammen gewachsen.
Viele Netzwerke und Kooperatio-
nen auf politischer, wirtschaftli-
cher, kultureller und vor allem
auch auf menschlicher Ebene sind
entstanden. Das hat unsere Regio-
nen stark und zu Aufsteigerregio-
nen in der Mitte Europas ge-
macht! Ich freue mich, dass wir
diese erfolgreiche Kooperation
weiter fortführen werden.“

Laut Regierungspräsident Axel
Bartelt haben sich die Oberpfalz
und die Region Pilsen vom
Grenzraum am Rande zweier po-
litischer Systeme zu gemeinsa-
men Wirtschaftsmotoren für Bay-
ern und Tschechien entwickelt.
Mit dem Auto sei man dank aus-
gebauter Straßen mittlerweile in

einer Stunde und 45 Minuten in
Pilsen. Mit der Bahn dauere die
Reise allerdings noch zweieinhalb
Stunden - die Zugfahrt von Mün-
chen nach Prag sogar über sechs
Stunden. Dies sei ein unhaltbarer
Zustand, bekräftigte Bartelt.

Gemeinsame Vorhaben

Heinrich May, Koordinator der
Regionalkooperation Oberpfalz –
Region Pilsen bei der Regierung
der Oberpfalz, stellte die Eckdaten
zum neuen Projekt „Oberpfalz
und Region Pilsen - Gemeinsam
in der Mitte Europas“ vor. In des-
sen Rahmen sollen in den näch-
sten drei Jahren in beiden Regio-
nen zahlreiche gemeinsame Vor-
haben realisiert werden. So ist bei-
spielsweise die Unterstützung von
Sprachanimationen und Kurse für
die Deutsche und Tschechische
Sprache an Kindergärten und
Schulen geplant. Auch soll es für
die Bewohner der Oberpfalz und
der Region Pilsen einfacher wer-
den, Informationen von Behörden

und öffentlichen Institutionen des
Nachbarlandes in deutscher und
tschechischer Sprache zu erhalten. 

Ferner ist geplant, das Informa-
tions- und Hilfsangebot auf bei-
den Seiten auf Homepages, For-
mularen etc. in der jeweils ande-
ren Sprache auszubauen. Eine
weitere Neuerung im Projekt ist
der Austausch von Mitarbeitern
der Regierung der Oberpfalz und
des Bezirksamts Pilsen. Im Rah-
men von Praktika sollen bis zu 24
Mitarbeiter der beiden Behörden
die Arbeit der jeweiligen Nach-
barbehörde kennenlernen. 

Präsentiert wurden beim Partner-
forum darüber hinaus die Projekte
„Grenzüberschreitender Rettungs-
dienst“ des Bayerischen Roten
Kreuzes in Cham, „Thermoplastic
Composite Structures“ der Ost-
bayerischen Technischen Hoch-
schule Regensburg und „Der Gold-
steig, das Wanderwegenetz am Grü-
nen Dach Europas“ durch den Tou-
rismusverband Ostbayern. Außer-
dem diskutierten die Teilnehmer in
den sieben Arbeitsgruppen „Ge-
sundheitswesen und Sozialdienst-
leistungen“, „Kultur und Touris-
mus“, „Umweltschutz“, „Regional-
entwicklung“, „Schulen, Bildung
und Qualifikation“, „Verkehr“ und
„Wirtschaft“ über weitere mögliche
gemeinsame Projekte. DK

MdB Dorothee Bär (stehend, links) engagiert sich als Patin der
Bildungsinitiative und besuchte die Kinder der vierten Klasse
in Haßfurt während ihres Workshops. Schulleiterin Gisela
Schott (stehend, rechts) stellte erfreut fest, dass die Viertkläss-
ler nun „infiziert“ sind und sicher auch weiterhin mit Freude
dabei sein werden. Text und Foto: Sabine Meißner
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„Wir scheinen doch Vieles
richtig zu machen im Öffentli-
chen Dienst, wenn wir jetzt
wieder zunehmend attraktiver
für junge Menschen und
Hochschulabsolventen wer-
den.“ Mein Chef, der Bürger-
meister, hat, wie er es nennt,
einen „Studien-Crosscheck“
gemacht, um zu beweisen,
dass der Öffentliche Dienst
weiterhin ein Modell für junge
Leute darstellen kann.

Das überrascht auf den ersten Blick. Land-
läufig stellt man sich junge Hochschulabsolven-
ten ja als Leute vor, die sich nach nichts ande-
rem sehnen, als von ihrem Arbeitgeber neben
einem obszön hohen Einstiegsgehalt ein Tablet
und ein Smartphone in die Hand gedrückt zu
bekommen, mit deren Hilfe sie dann in flexiblen
Bürolandschaften mit „Silent“-, „Relax“- und
„Meeting“-Zonen ohne festen Schreibtisch ar-
beiten und sich in ihren Designerklamotten in

Designmöbel fläzen können, wenn sie ihre Ar-
beit nicht gleich vom Park, vom Café oder von
zu Hause aus erledigen.

Was haben da wir zu bieten, mit unseren Ein-
gangsstufen der Bayerischen Besoldungsord-
nung A, klassischen Büros mit Festnetz und PC,
dem nur bei mehrtägigen Dienstreisen gegen
Antrag verfügbaren dienstlichen Mobiltelefon
und einer Dienstvereinbarung zum Heimar-
beitsplatz, deren Lektüre mindestens einen hal-
ben Arbeitstag beansprucht.

Doch siehe da, der Öffentliche Dienst wird
dennoch als erstrebenswerter Arbeitgeber an-
gesehen. Was das Gehalt angeht, zeigt dies ein-
drücklich, dass die jungen Leute von heute mit
spitzer Feder rechnen können. Denn wer sich
nicht von Einstiegsgehältern blenden lässt, son-
dern mal seine Gehaltserwartung auf das ganze
(Berufs)Leben einschließlich erwartbarer Be-
förderungen und Versorgungsbezügen umrech-
net, wird schnell feststellen, dass man beim
Staat oder der Kommune keinen wirklich
schlechten Schnitt macht.

Dazu kommt dann noch das Arbeitsumfeld.
Laut einer Studie einer großen Immobilienfirma

wollen Arbeitnehmer in Büro-
berufen in allen Altersgruppen
vor allem einen eigenen
Schreibtisch mit PC, als zwei-
tes einen eigenen Drucker und
als drittes, besonders interes-
sant, ein Festnetztelefon (das
ich zum Beispiel privat bereits
abgeschafft habe). Gerne ge-
sehen wird, wenn der Arbeits-
platz eher im Zentrum einer
Stadt liegt, gut erreichbar ist,
tendenziell Kantine hat, jeden-

falls aber fußläufig Einkaufsmöglichkeiten bie-
tet sowie – für viele auch in Behörden ein
Traum – einen Parkplatz.

Den Immobilienentwicklern und Arbeitspsy-
chologen machen solche Studien natürlich kei-
ne Freude. Büroplatz ist Geld und so sucht man
nach Möglichkeiten, von den heutzutage durch-
schnittlich 26 Quadratmeter Büro- und Neben-
fläche für einen Arbeitsplatz runterzukommen.
Psychologen fragen sich, warum ihr Ansatz der
Kreativität im Team so wenig Resonanz findet.

Sind Büromenschen einfach Spießer? Wohl
eher nicht. Sie scheinen nur von ihrem ur-
menschlichen Bedürfnis nach Privatsphäre
nicht abrücken zu wollen. 

Wenn dein ganzes Arbeitsleben in einen
Laptop, ein Tablet und ein Smartphone passt
und du dir jeden Morgen einen Platz suchen
musst, an dem du wenigstens ein paar Stunden
verweilen kannst, ist es damit nicht weit her.
Dazu gehört auch eine Photographie, gehören
die Lieblingstasse und die Kräuterteemischung,
die sonst niemand mag. Vielleicht sind sie aber
auch nur intelligent genug zu erkennen, dass
produktives Arbeiten eher verhindert wird,
wenn man vier Fünftel der Arbeitszeit in Mee-
tings, Teamsitzungen, Chatgroups und Video-
konferenzen absitzt, nur um in der verbleiben-
den Zeit mit Mails bombardiert zu werden. Zum
Bürojob gehört, sich auf ein Thema zu konzen-
trieren und es ungestört für sich zu bearbeiten –
dafür braucht man jedenfalls eine Tür, die man
hinter sich zumachen kann.

Mein Chef, der Bürgermeister, wird so
schnell keinen Unternehmensberater zur Opti-
mierung der Büroabläufe einladen, sondern
schickt mir einen Satz des schweizerischen
Verlegers Emil Oesch: „Arbeit in Ruhe zu leis-
ten ist Zeitgewinn.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Gute Mitarbeiter
brauchen adäquate

Arbeitsplätze

900 Jahre Feldafing
Feldafing, die „Perle am See“ – wie der Ort am Westufer des
Starnberger Sees vielfach genannt wird – blickt heuer auf eine
900-jährige Geschichte zurück. Erstmals 1116 urkundlich er-
wähnt, wartete die ehemalige Pfahlbausiedlung mit einem vielsei-
tigen Festprogramm auf. Dazu zählten ein Historischer Markt,
ein vielseitiges Rahmen- und Kinderprogramm sowie ein kosten-
loses „Klassik & Big Band“ Open Air Konzert mit 100 Musikern.

Ein Höhepunkt war die Eröff-
nung der Fotoausstellung „Alte
und Neue Architektur in Felda-
fing“ im Juni. Mitte Juli fand das
große Festwochenende mit einem
Jazz-Konzert und einem histori-
schen Markt mit Handwerkern,
wie zum Beispiel einem Perl-
muttschleifer oder einer Fassma-
lerin, statt. Auf dem Markt traten
eine historische Tanzgruppe, eine
Märchenerzählerin und ein Falk-
ner auf. Zudem wurde Interessier-
ten 6.000 Jahre Besiedelungsge-
schichte vermittelt und ein Fest-
zug mit Blasmusik und Ehrengä-
sten zog in Pferdekutschen zum
Rathaus und Amtsinhaber Bern-
hard Sontheim.

Kleinod Roseninsel

Anlässlich der Veranstaltung
des Forums Feldafing e. V.
„Bayern – Heimat zwischen Tra-
dition und Migration – 900 Jahre

Feldafing“ gratulierte Kommu-
nalminister Joachim Herrmann
den Bürgerinnen und Bürgern des
Ortes aufs Allerherzlichste. Mit
der Anlage der Roseninsel habe
König Maximilian II. von Bayern
ein bezauberndes Werk der Gar-
tenkunst erschaffen lassen. Nach
den Plänen von Peter Joseph
Lenné sei auf der ehemaligen Fi-
scherinsel Wörth ein Rosenpara-
dies entstanden, an dem später
auch König Ludwig II. und Kai-
serin Elisabeth von Österreich
Gefallen fanden. Die Überreste
prähistorischer Pfahlbauten auf
dem Grund des Starnberger Sees
an der Roseninsel gehörten zum
Weltkulturerbe der UNESCO.

Feldafing – einst Fischer- und
Bauerndorf – sei heute seinen
Bürgerinnen und Bürgern lebens-
und liebenswerte Heimat, betonte
Herrmann. Es sei aber auch ein
beliebter Fremdenverkehrsort.
Fast 29.800 Gästeankünfte und

rund 72.500  Gästeübernachtun-
gen im vergangenen Jahr zeugten
davon. Dies verwundere freilich
nicht, „denn Feldafing liegt in ei-
ner attraktiven bayerischen Ur-
laubsregion – dem Fünf-Seen-
Land“, so Herrmann. Hier könne
man Erholungs- genauso wie Ak-
tivurlaub genießen. Die wunder-
schöne Naturlandschaft lade zu
Ausflügen ein. Entlang der Rad-
und Wanderwege stoße man auf
zahlreiche Sehenswürdigkeiten.

Attraktive Innenstädte

Wie der Minister zudem her-
vorhob, sei es ein wichtiges Ziel
in den bayerischen Programmen
der Städtebauförderung, die
Ortszentren und Innenstädte
funktionsfähig und attraktiv zu
gestalten. So habe der Freistaat
zum Beispiel Feldafing bei der
Umnutzung des denkmalge-
schützten alten Bahnhofsgebäu-
des zum Rathaus mit Städte-
bauförderungsmitteln unter-
stützt. Die Einweihung fand im
April 2013 statt. Hierbei betei-
ligte sich der Freistaat Bayern
mit einer Finanzhilfe in Höhe
von rund 100.000 Euro. DK

Landshuter Kunstnacht:

Experiment mit 
erfreulichem Verlauf

Galerien, Kunstvereine sowie private, städtische und staatliche
Museen und Institutionen öffneten im Rahmen der 12. Lands-
huter Kunstnacht ihre Türen. Tausende von Besuchern nahmen
die zahlreichen Angebote gerne wahr.

Als die Landshuter Kunstnacht
vor elf Jahren startete, war sie ein
Experiment mit ungewissem
Ausgang: Würde es für ein da-
mals doch überschaubares kunst-
interessiertes Publikum attraktiv
sein, sich an einem Abend aufzu-
machen, das breit gefächerte und
über die Innenstadt verteilte An-
gebot an Galerien, Kunstvereinen
und Museen zu erkunden? Würde
es sogar gelingen, einen größeren
Kreis an Besuchern anzuziehen
und auch über diesen Abend hin-
aus für die zeitgenössische Kunst
zu gewinnen?

Steigende Besucherzahlen

Der Erfolg ist unübersehbar:
Seit elf Jahren steigen die Besu-
cherzahlen der Kunstnacht von
Mal zu Mal, das Angebot ist so
groß wie nie zuvor, und die
„Kunstszene“ in Landshut ist
entsprechend mitgewachsen.
Auch weiterhin gilt dabei der
Grundsatz: Nicht die sonst übli-
chen Zusatz-Events stehen im
Mittelpunkt, sondern einzig und
allein das visuelle Angebot der
Kunsträume. 

Die Galerie Rose beispiels-
weise zeigte eine Auswahl von
Modellen Karl Reidels, die aus

öffentlichen Wettbewerben her-
vorgegangen sind. Über sechzig
Jahre schuf Reidel für bayeri-
sche Kommunen Kunstwerke
für den öffentlichen Raum. Für
seine niederbayerische Heimat-
stadt hat er aber wohl die mei-
sten seiner Arbeiten für den ur-
banen Raum geschaffen. 

Ironische Eingriffe 
in den Stadtraum

In der Neuen Galerie wurde im
Rahmen der Kunstnacht die Aus-
stellung „Kunst ist ein Transport-
problem“ eröffnet – mit Werken
ehemaliger Studenten von Profes-
sor Wolfgang Ellenrieder aus
Braunschweig. Dieser hat bereits
2004 beim Stadtjubiläum mit iro-
nischen Eingriffen in den Stadt-
raum von sich reden gemacht. Ein
Jahr später tauchte er mit einer
überwältigenden Videoinstallati-
on den Gotischen Stadel auf der
Mühleninsel in den Widerschein
einer Feuersbrunst. 2016 nun prä-
sentierten sich am gleichen Ort
seine früheren Studenten, inzwi-
schen selbst anerkannte Künstler
und über die Welt verstreut. Für
diese Ausstellung mussten sie Ar-
beiten entwickeln, die per Post
transportiert werden können. 

Fotoausstellung
Die Ausstellung „Außer Be-

trieb“ von Stefan Bircheneder im
Kunstverein Landshut e.V. zeigte
wiederum Ölgemälde von verlas-
senen Industriekomplexen, wie
beispielsweise Produktionsstätten,
Schalträumen und Lagerhallen.
Diese menschenleeren und einsa-
men Plätze faszinieren den Künst-
ler nicht nur wegen der besonde-
ren Atmosphäre, die sie ausstrah-
len, sondern auch aufgrund der
Geschichten, die sie erzählen. Hat
er schließlich einen neuen Ort ent-
deckt, so erkundet Stefan Birche-
neder diesen zunächst einmal mit
der Kamera. 

Besondere Aura
der Orte

Anhand der vorhandenen Fo-
tografien entwickelt der Künstler
später seine Kompositionen, die
dem Betrachter die besondere
Aura der Orte näher bringen sol-
len. Er setzt sich dabei mit den
Motiven auseinander, versucht
den Geist des Gebäudes zu erfas-
sen und sinniert über die Um-
stände, die dazu beitrugen, dass
aus einer Industrieanlage, einer
belebten Arbeitsstätte, letzten En-
des eine trostlose Ruine wurde.
Die Abnutzung, der Verfall, das
Verlassene: Diese Dinge machen
ein Gebäude für den Künstler
erst wirklich interessant, denn sie
zeugen gleichsam von Schicksa-
len, geplatzten Unternehmens-
träumen oder Misswirtschaft.

Monumentale Plastiken

Vor acht Jahren waren die
Landshuter Stadtresidenz und
die Landshuter Altstadt Schau-
platz einer der eindrucksvollsten
Inszenierungen des Werkes des
italienischen Bildhauers Giusep-
pe Spagnulo. Als Hommage an
diesen großen europäischen
Künstler, der vor wenigen Mo-
naten verstarb und zur Erinne-
rung an die grandiose Präsenz
seiner monumentalen Plastiken
aus Eisen und Ton im Herzen
Landshuts präsentierte LAPro-
jects Bilder und Skulpturen aus
einer Landshuter Sammlung -
auch als ein Zeichen der Dank-
barkeit für das Mäzenatentum,
das solche Begegnungen mit der

Kunst außerhalb des Museums
möglich macht.

Werksüberblick

Im Skulpturenmuseum im
Hofberg schließlich wurde in ei-
ner von Bildhauer Fritz König
persönlich eingerichteten Aus-

Im Landkreis Regensburg hat mit Elisabeth Mayer eine neue ge-
meinsame Datenschutzbeauftragte für 21 Gemeinden, sieben Ver-
waltungsgemeinschaften mit 19 Gemeinden, sieben Zweckverbän-
den sowie dem Landkreis Regensburg ihren Dienst angetreten.
Landrätin Tanja Schweiger (l.), die das Kooperationsprojekt
„Zweckvereinbarung Gemeinsamer Datenschutzbeauftragter“ in-
itiiert hatte, hieß die 51-jährige Regensburgerin im Landratsamt
willkommen und wünschte ihr einen guten Einstieg in ihren neuen
Aufgabenbereich. 

stellung ein Überblick über sein
gesamtes plastisches und graphi-
sches Werk gegeben. Der 1924
geborene Künstler gehört zu den
bedeutendsten Protagonisten der
deutschen Skulptur der Gegen-
wart. In einem weiten, die sech-
zigjährige Schaffenszeit umfas-
senden Bogen wurden ausge-

wählte Kunstwerke ausgestellt,
die die wesentlichen Motive im
Werk umkreisen: Die Figur des
Menschen im Spannungsfeld
seiner Existenz, das von Liebe
Tod und dem Bewusstsein der
(eigenen) Vergänglichkeit be-
stimmt ist, stand dabei im Mittel-
punkt. DK

Memminger Freiheitspreis
an Amazonas-Bischof

Öffentliche Preisverleihung an Erwin Kräutler auf dem Marktplatz

Der katholische Bischof Dr. Erwin Kräutler wurde mit dem
„Memminger Freiheitspreis 1525“ ausgezeichnet. Der 77-jährige
Geistliche war bis 2015 Bischof von Xingu, einer Diözese in Brasi-
lien, die ungefähr so groß ist wie ganz Deutschland. 

Bischof Kräutler kämpft seit
Jahrzehnten für Gerechtigkeit
und Freiheit in Lateinamerika.
Als Geistlicher stellt er sich an die
Seite der indianischen Ureinwoh-
ner und setzt sich für den Erhalt
des Amazonas-Urwalds ein. 

Ausbeutung und 
Zerstörung des Amazonas

In Vorträgen und Predigten, auf
Konferenzen und in vielen Gre-
mien macht er auf den Überle-
benskampf der indigenen Völker
in Lateinamerika aufmerksam
und prangert Ausbeutung und
Zerstörung des Amazonas-Gebie-
tes zu Zwecken der Energiege-
winnung an. 

Bauernartikel von 1525

Bischof Kräutler gehört zur
Kongregation der Missionare
vom Kostbaren Blut, die auch in

Maria Baumgärtle (Breitenbrunn)
wirken. Er nahm jüngst auf dem
Memminger Marktplatz den Frei-
heitspreis aus den Händen von
Oberbürgermeister Dr. Ivo Hol-
zinger entgegen. Die Laudatio
hielt der evangelische Landesbi-
schof und EKD-Ratsvorsitzende,
Prof. Dr. Heinrich Bedford-
Strohm. Gestaltet wurde der öf-
fentliche Festakt mit einer szeni-
schen Verlesung der Zwölf Bau-
ernartikel von 1525, auf denen
der Freiheitspreis gründet. 

Freiheits-Tanz

Die Tanzgruppe des Bernhard-
Strigel-Gymnasiums interpre-
tierte das Thema Freiheit mit
dem Tanz „Gier-Macht-Ohn-
macht“. Die musikalische Ge-
staltung lag bei der Memminger
Stadtkapelle, dem Allgäuer Bau-
ernchor und dem Bläserchor von
Sankt Martin. 

„Memminger Triduum“
Gedanken zur Freiheit referier-

te zwei Tage zuvor als Teil des
Rahmenprogramms auch Prof.
Dr. Hans Maier, bayerischer Kul-
tusminister a.D., in einem Vortrag
über Romano Guardini in der
Kirche Sankt Johann am Markt-
platz. Der Titel des Vortrags laute-
te „Romano Guardini und das
„Memminger Triduum“.

Rahmenprogramm

Das Rahmenprogramm zur
Vergabe des „Memminger Frei-
heitspreises 1525“ wird abgerun-
det durch den Film „Count-Down
am Xingu V“, der im Kaminwerk
gezeigt wurde. Der erst im Som-
mer diesen Jahres uraufgeführte
Film des Frankfurter Dokumen-
tarfilmers Martin Keßler zeigt
den Kampf gegen Megastaudäm-
me und Korruption in Brasilien
und dokumentiert nicht zuletzt
Bischof Kräutlers Einsatz gegen
die Entrechtung der Menschen im
Amazonasgebiet. 
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Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe der Bayerischen GemeindeZeitung liegt 
eine Beilage der Firma Hotsplots bei. Wir bitten um
freundliche Beachtung. 

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunal- und Agrartechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg-Lengfeld, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de

Kommunalfahrzeuge

Fahrradabstellanlagen
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CONSTANZE VON HASSEL
Telefon 08171.9307 13

hassel.constanze@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307 10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Sie finden uns auf Twitter und Facebook:

www.twitter.com/gz_aktuell

www.facebook.com/GZaktuell

Inserieren bringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de

Ein Gesellschafter der ELANCIA AG

� 0 53 26 / 5 02-0

38685 Langelsheim    •    www.langer-georg.de
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LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Gewerbebau

Maschinenhallen . Wertstoffhöfe . Technikräume

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Laumer Bautechnik GmbH

Bahnhofstr. 8 

84323 Massing

Tel.: 087 24 / 88-0 Fax: 88-500

www.laumer.de . info@laumer.de

Schacht Ausrüstungen

Schachtabdeckungen, Schachtleitern

Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen

Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik

Postfach1262 · D-35702 Haiger · Fax: (02773)821218 

Telefon: (02773)821256 · www.hailo-professional.de

Wissen was für bayerische
Kommunen wichtig ist:

Ihr ABO der

• im Einzelabo für 81,43 € und

• ab 10 Zeitungen im Sammelabo für

28,89 € (Lieferung an eine Adresse) oder

40,93 € (Lieferung mit Einzelversand)

Auf Wunsch jeweils als Kombination print/ePaper

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com

Bau

Komfortlüftungssysteme 
mit Wärmerückgewinnung

Fahnenmaste + Fahnen

HELA-MAST GmbH · Postfach 10 11 55 · 57202 Kreuztal

Telefon: 02732 /76 87-0 · Telefax: 02732 /76 87-10
E-Mail: info@hela-mast.de · Internet: www.hela-mast.de

Fahnenmaste, Fahnen, Lichtmaste, Leuchten, 
Flutlichtanlagen, Fahrradständer, Abfallsammler

Abzeichen

Fahnen/Fahnenmasten

Fahnenmaste + Fahnen

Walter Krenzer GmbH & Co KG • Industriestraße 26 • 35684 Dillenburg (Frohnhausen)
Tel.: 0 2771/3208-0 • E-Mail: info@krenzer-sitzmoebel.de • www.krenzer-sitzmoebel.de

Das Krenzer-Modularsystem

... clevere Raumkonzepte

Fordern Sie
 unsere neu

en

Verkaufsunt
erlagen an!

Sitzmöbelhersteller

Weihnachtsbeleuchtung

Brandschutz

HEKATRON Remote – 
das Original
Fernzugriff auf höchstem Niveau 
mit der Integral IP Zentrale

Vorschau auf GZ 19
In unserer Ausgabe Nr. 19, die am 13. Oktober 2016
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
 Energieversorgung . Energiesparmaßnahmen
 Umweltschutz . Abfall und Recycling
 Kommunale Baupolitik
 Kommunalfahrzeuge
 Kommunale und private Freizeitanlagen . Spielplätze
 Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV
 Bestattungswesen . Friedhof

Königlicher Besuch im Würzburger Rathaus:

Ein Monarch 
mit Doppelleben

Viele Menschen haben gleich mehrere Titel auf ihrer Visitenkarte
stehen, die Kombination von Céphas Bansah ist aber zweifelsfrei
einmalig: „König von Hohoe Gbi Traditional Ghana“ sowie „Kfz-
Meister und Landmaschinenmeister“ steht auf dem edlen
schwarzen Kärtchen über einerAdresse in Ludwigshafen. 

Man kann sagen König Bansah
führt ein Doppelleben. Aber nicht
im Verborgenen - in zwei Län-
dern steht er immer wieder im
Fokus der Aufmerksamkeit. Sei-
ne rund 200.000 Untergebenen
nutzen die Besuche in Ghana um
„Seine Majestät“ zu feiern oder
bei einer Audienz Sorgen und
Nöte an ihn heranzutragen.

In Deutschland wiederum ist
König Bansah ein kleiner Me-
dienstar. Kurz vorher war er
noch in der NDR-Sendung
„Kaum zu glauben“ zu sehen,
auch das TV-Magazin Galileo
und viele Zeitungen berichteten
schon über den König, der auch
mit 68 Jahren noch schraubend
unter der Hebebühne seiner
Werkstatt steht und von Montag
bis Freitag seit Jahrzehnten ei-

nem ziemlich normalen Job
nachgeht.

Soziale Projekte

Nun besuchte König Bansah
auf Initiative seines Würzbur-
gers Adjutanten Claus Winkel-
mann das Würzburger Rathaus
und Bürgermeister Dr. Adolf
Bauer. Der Geschäftsmann
Winkelmann unterstützt den
König seit Jahren durch einen
extra für ihn kreierten Edel-
brand. Die Erlöse aus dem Ver-
kauf des Königsbrands gehen in
die sozialen Projekte des Mon-
archen - und davon gibt es sehr
viele. „Ich habe Schulen gebaut,
Brücken und aktuell baue ich
ein Frauengefängnis“, erzählt
Bansah und fügt gleich er-

klärend hinzu: „Es geht darum,
die Haftbedingungen von Frau-
en zu verbessern. Bislang wer-
den - fern der großen Städte -
noch Männer und Frauen zu-
sammen in Zellen gesperrt und
nur nachts getrennt.“

Wohlstandsgefälle

Der König berichtet von einem
großen Wohlstandsgefälle zwi-
schen Accra, der Hauptstadt
Ghanas, und der ländlichen Regi-
on, die sein Volksstamm, die
Ewe, in Ghana, Benin und Togo
bevölkern. Zudem gibt es noch
das Problem, dass vom vorhande-
nen Reichtum an Bodenschätzen
generell nicht die Bevölkerung
angemessen profitiere. 

Nach seiner Krönung 1992
sah er als dringlichstes Problem
den Zugang zu sauberem Was-
ser. Diese Herausforderung be-
stehe noch immer vieler Orts
und sei der Ausgangspunkt
dafür, dass sich Länder und Re-
gionen in Afrika gut entwickeln
können. Sein unermüdlicher
Einsatz galt also auch vielen
Brunnenprojekten. Die Tatsa-
che, dass er von Deutschland
aus regiere, helfe ihm beim
Spendensammeln.

Steter Einsatz

Bürgermeister Dr. Bauer wür-
digte diesen steten Einsatz und

die mehrmaligen Besuche jähr-
lich in Ghana, um Hof zu hal-
ten: „Das ehrt Sie. Es ist edel
wie aufopferungsvoll Sie sich
um Ihr Volk kümmern.“ Im
Amtszimmer sprach man über
das Africa Festival und die Fuß-
ball-WM 2006, bei der die Na-
tionalmannschaft von Ghana in
Würzburg Quartier bezog.

Voodoo-Ritual

Einige Mal waren die Würz-
burger Gastgeber aber auch
schlicht sprachlos. Beispiels-
weise, als der König von seiner
Krönung erzählte. Der Weg auf
den Thron führt bei den Ewe
über ein mehrtägiges, äußerst
schmerzhaftes Voodoo-Ritual.
Weil die Ewe einen starken Kö-
nig brauchen, testen sie die Lei-
densfähigkeit des Thronfolgers
auch durch das Zufügen von
Schnitten in Arme, Beine und
Rücken.

Spendensammlung

Seinen Humor konnten die
Voodoo-Meister König Bansah
hierbei aber nicht austreiben.
Dieser zeigt sich auch darin,
dass er für sich für kaum eine
PR-Aktion zu schade ist, wenn
sie Geld für eine neue Schule
oder eine dringende medizini-
sche Behandlung in der Heimat
bringt. Über seine Homepage
kann man den Monarchen für
Events buchen. Er hat CDs be-
sungen und war auch schon ein-
mal Weinkönig in Trittenheim.
Sein neuester Coup ist ein Wer-
bevertrag mit dem Apple-Kon-
zern. In der New Yorker U-
Bahn hängen aktuell überle-
bensgroße Plakate mit Porträts
von ihm in seinem prächtig mit

Gold verzierten Gewand. Über-
ragt wird der stolz in die Kame-
ra blickende König Bansah von
einem imposanten Thron aus

dunklem Holz. Ach ja, und da-
neben ist auch noch das neue
iPhone zu sehen. Es scheint als
würde es sich verneigen. 

Königlicher Besuch in Würzburg (v. l.): Claus Winkelmann 
begleitet König Céphas Bansah beim Besuch im Amtszimmer
von Bürgermeister Dr. Adolf Bauer. Bild: Georg Wagenbrenner

KATWARN sehr beliebt
2015 hat sich die Zahl der Nutzer des Warn- und Informationssy-

stems KATWARN mehr als verdoppelt. Aktuell sind zum Beispiel
7.387 Bürger aus dem Landkreis Aschaffenburg angemeldet, in 2015
waren es noch etwa 3.300 angemeldete Personen. 

Ob Großbrand, Blindgänger-Fund oder mögliche Verunreinigung
des Trinkwassers – alle angemeldeten Bürger erhalten behördliche
Warnungen vor Gefahrensituationen über eine Smartphone-App, per
Short-Message-Service (SMS) oder E-Mail. Anmeldung und Nutzung
bei dem vom Berliner Fraunhofer-Institut Fokus und der VKB zur Ver-
fügung gestellten System sind kostenlos unter www.katwarn.de. 


